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„Diese Fähigkeit, das Richti-
ge zu tun, weil man von ei-
ner Sache überzeugt ist,
macht die Größe eines Poli-
tikers aus und sichert den
Respekt der Nachwelt“, sin-
niert die Vorzimmerperle
über den Tod von Altbun-
deskanzler Kohl. Seite 15

Deutscher Kommunalkongress in Berlin:

Reformoffensive für
Deutschland

Über 600 Kommunalpolitiker aus der gesamten Bun-
desrepublik trafen sich in Berlin auf dem zweitägigen
Kommunalkongress des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes. Die alle vier Jahre stattfindende
Großveranstaltung mit zahlreichen inhaltlichen
Höhepunkten stand unter dem Leitgedanken
„Deutschland umbauen. Modernisieren, digitalisie-
ren, sozial gestalten“.

Der Kongress begann mit zwei
parallel stattfindenden Symposi-
en zu den Themen „Quartiersma-
nagement und Nachbarschaften“
sowie „Stadtentwicklung und
Einzelhandel“. Dabei diskutierten
über 200 Kommunalvertreter die
zukünftigen Herausforderungen
insbesondere durch die Digitali-
sierung sowie den zunehmenden
Onlinehandel. 

Nach Schätzung des Handels-
verbandes Deutschland (HDE)
wird der Umsatz im Online-Han-

del im Jahr 2017 um rund 10 Pro-
zent auf 48,7 Milliarden Euro
steigen. Dies entspricht bereits
knapp 10 Prozent des Gesamtum-
satzes im deutschen Einzelhan-
del. Neben Vertretern des Han-
dels und des Instituts für Handels-
forschung (IFH Köln) wies Ober-
bürgermeister Tobias Eschenba-
cher (Freising) auf das Erforder-
nis einer Stärkung der Innenstädte
und Ortskerne hin. Ziel müsse es
sein, den Einzelhandel zukünftig
an integrierten Standorten anzu-
siedeln. Hierbei könnten Einzel-
handels- und Zentrenkonzepte ei-
ne wichtige Hilfestellung sein. 

Digitalisierung –  das Öl 
des 21. Jahrhunderts

Zudem konnten die Teilnehmer
einem der sechs thematisch breit-
gestreuten Fachforen beiwohnen,
die sich mit den Themen „Bil-
dung im digitalen Zeitalter“, „En-
ergiewandel für Kommunen“,
„Die Rolle der Pflege in einer al-
ternden Gesellschaft“, „Mobilität
und Stadtlogistik“, „Finanzher-
ausforderungen für Kommunen“
und „Bezahlbarer Wohnraum in
Städten und Gemeinden“ be-
schäftigten.

Eine „Reformoffensive für
Deutschland“ forderte in seinem
Eingangsstatement DStGB-Präsi-
dent Roland Schäfer, Bürgermeis-
ter in Bergkamen. Deutschland
werde ohne grundlegende Verän-
derungen auf Dauer keine Wohl-
standsinsel in einer immer schwie-
rigeren Welt sein können. Ein
zentraler Punkt, so Schäfer, sei
die Digitalisierung: „Die Daten
sind das Öl des 21. Jahrhunderts.
Die Digitalisierung wird – wie die
Globalisierung – die Gesellschaft,
die Wirtschaft, die Arbeit und die

Verwaltungen schnell und grund-
legend verändern. Darauf müssen
wir uns vorbereiten. Wir müssen
die Chancen nutzen und die Risi-
ken beherrschen. Bei den sozialen
Netzwerken haben wir die Erfah-
rung machen müssen, dass inner-
halb weniger Jahre einige wenige
Unternehmen den Markt welt-
weit beherrschen. Wir wollen kei-
nen Digitalkapitalismus, sondern
eine soziale digitale Marktwirt-
schaft. Die entsteht nicht von al-
leine.“ 

Digitalgesetzbuch

Notwendig sei ein Digitalge-
setzbuch, in die Leitlinien für die-
se Prozesse beschrieben und fest-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Werben für die gute Sache: Entwicklungshilfeminister Dr. Gerd Müller fand bei der jüngsten Son-
dersitzung der Kommunalpoltischen Vereinigung viel Rückhalt für seine Bemühungen, all’ jenen
Menschen, die sich aus Krisengebieten auf den gefährlichen Weg Richtung Deutschland begeben,
auf Augenhöhe Bleibeperspektiven in ihrer Heimat zu entwickeln. KPV-Landesvorsitzender
Landrat Stefan Rößle vermeldete anlässlich dieser Tagung, wie sehr sein eigener Landkreis Mül-
lers Bestrebungen unterstützt: Die Finanzierung von zehn Schulen fürAfrika aus Spendengeldern
konnte in kürzester Zeit gesichert werden (vgl. Bericht auf Seite 16). In dramatischen Zahlen ver-
deutlichte der Minister, wie bitter nötig jede Hilfe gebraucht wird. Um seinem dringenden Appell
noch mehr Gewicht zu verleihen, veröffentlichte er vor wenigen Tagen sein neuestes Buch. 
„UNfair! Für eine gerechte Globalisierung“ lautet der Titel in Anspielung auf die Verpflichtung
der UN, endlich effizient zu handeln. Eine leichte Sommerlektüre ist das nicht, aber Lesestoff für
die kommende Ferienzeit sehr wohl. Über die Veranstaltung und das Buch berichten wir in der
nächsten Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung. Unser Bild zeigt (v. l.): Oberbürgermeiste-
rin Gabriele Bauer, Landrat Georg Huber, KPV-Geschäftsführer und stv. Landrat Jörg Kunst-
mann, Landrat Stefan Rößle, Minister Dr. Gerd Müller gemeinsam mit zwei seiner wichtigsten
Mitarbeiter, Dr. Jens Kreuter und Kurt-Michael Baudach. Beide gehen offensiv auf die Kommu-
nen zu, um diese bei jedweden Partnerschaftsideen und Hilfsprojekten zu unterstützen. 

10. Bayerisches EnergieForum:

Power für Bayerns Kommunen
Fachveranstaltung der Bayerischen GemeindeZeitung in Germering

Kleines Jubiläum in der Stadthalle Germering: Bereits zum
10. Mal veranstaltete die Bayerische GemeindeZeitung ihr
EnergieForum unter dem Motto „Power für Bayerns Kom-
munen“. Über 200 Kommunalvertreter informierten sich
einmal mehr über neue Produkte, aktuelle Dienstleistungen,
konkrete Lösungsmöglichkeiten und gut funktionierende
Praxis-Beispiele. 

27 Partner, 20 Referenten und
18 Aussteller wohnten der be-
währten Austauschplattform zu
den Themen Energieeffizienz,
Energieeinsparung, Nutzung er-
neuerbarer Energien und Bürger-
beteiligung bei. Kooperations-
partner waren erneut Bayerischer
Gemeindetag, Bayerischer Städ-
tetag und Bayerischer Landkreis-
tag. Als Medienpartner fungierte
einmal mehr TV Bayern live. 

Stefan Graf, für Energiefragen
zuständiger Direktor beim Baye-
rischen Gemeindetag, legte die
aktuellen Positionen des größten
bayerischen kommunalen Spit-
zenverbandes dar und ging insbe-
sondere auf die Konzessionsver-
gabe von Strom- und Gasortsnet-
zen ein. Auf dem Prüfstand stand
das am 27. Januar 2017 erlassene

Gesetz zur Änderung der Vor-
schriften zur Vergabe von Wege-
nutzungsrechten zur leitungsge-
bundenen Energieversorgung. 

Die Menschen ins Boot holen

Was theoretisch stringent er-
scheint, hat laut Graf in der Praxis
insbesondere folgende Fragen
aufgeworfen: Wo endet der Spiel-
raum der Gemeinden (und be-
ginnt die Willkür) bei der Kon-
kretisierung der EnWG-Ziele?
Welche Anforderungen sind an
die Konkretisierung des Wer-
tungsschemas zu stellen? Und:
Wieviel Sachkompetenz ist bei
der Bewertung erforderlich? 

Da keine der Fragen vom Ge-
setzgeber beantwortet wird, gege-
benenfalls sogar neue Prüfungs-

schritte für die gemeindliche Kri-
terien- und Bepunktungswahl
eingeführt wurden, habe dieser
den Teilauftrag, „das Bewer-
tungsverfahren eindeutig und
rechtssicher zu regeln“ nicht er-
füllt, erläuterte Graf. Es bleibe
zunächst nur die Hoffnung, dass
die Rechtsprechung die erforder-
lichen und praxisgerechten Kon-
kretisierungen vornimmt. 

„Bei kommunalen Energiethe-
men lassen sich ganz allgemein
die großen Themenfelder ‚Tech-
nische Lösungsansätze‘ und
‚Rechtliche Rahmenbedingun-
gen‘ sowie die ganz konkrete Fra-
ge nach der Finanzierung ausma-
chen“, hatte Verlegerin Theresa
von Hassel in ihrer Begrüßung
betont.

Einerseits hätten die Kommu-
nen mit allen ihren Immobilien
und Mobilien selbst einen hohen
Energiebedarf, den sie nachhaltig,
sicher und preiswert decken müs-
sen, andererseits gestalteten sie
die Rahmenbedingungen für ihre
Mitbürger. Auch hier gälten die
Prämissen Nachhaltigkeit, Si-
cherheit und Kostenkontrolle, für
die das 10. Energie-Fachforum
fundierte Lösungsansätze biete.  

Die Energiewende sei längst

Brandl neuer
DStGB-Präsident

Der Präsident des Bayerischen
Gemeindetags, Abensbergs Ers-
ter Bürgermeister Dr. Uwe
Brandl, wurde einstimmig zum
Präsidenten des Deutschen
Städte- und Gemeindebunds ge-
wählt. Er tritt damit die Nach-
folge von Roland Schäfer (Berg-
kamen) an. Brandl war bereits
seit 2003 Vizepräsident des
DStGB. Von 1994-1995 und von
1998-2000 war mit Heribert
Thallmair (Starnberg) schon
einmal ein Bayer Präsident 
des Deutschen Städte- und Ge-
meindebunds. Brandl tritt sein
Amt zum 1. Januar2018 an. DK

nicht geschafft „und nahezu täg-
lich erreichen uns viele kreative
neue Ideen, wie in Kommunen
effizienter und nachhaltiger Ener-
giewirtschaft betrieben werden
kann“, stellte von Hassel fest. Die
Menschen fänden Freude und
Gefallen daran, bei der Energie-
wende dabei sein zu dürfen. „Das
sind Potenziale, die es zu nutzen
gilt“, so die Verlegerin. Deshalb
ihr Appell: „Es muss Ihnen und
uns allen gelingen, die Bürger bei
wichtigen Infrastrukturprojekten
mit ins Boot zu holen und ge-
meinsam zu gestalten.“ DK

Die Stadthalle Germering bot den zahlreichen kommunalen Fachbesuchern des EnergieForums 
einen höchst komfortablen Rahmen. Die Dokumentation zur Tagung erscheint in GZ 14. Bild: JK
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Grünzner

95183 Töpen
am 6.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dieter Schneider

97776 Eußenheim
am 8.7.

Bürgermeister Wolfgang Anger
97511 Lülsfeld

am 8.7.
Bürgermeister Alois Hofstetter

85643 Steinhöring
am 10.7.

Bürgermeisterin Maria Steger
93158 Teublitz

am 10.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Pöhlmann

95233 Helmbrechts
am 7.7.

Bürgermeister Rolf Beuting
82418 Murnau a. Staffelsee

am 11.7.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Kittenrainer

83735 Bayerischzell
am 10.7.

Bürgermeister Markus Trinkl
85235 Odelzhausen

am 11.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistags:

Sparkassenwesen und 
Langzeitarbeitslosigkeit

Der Deutsche Landkreistag hat die Vorschläge von europäi-
scher Seite zurückgewiesen, wonach für Politiker und staatliche
Vertreter in Aufsichtsorganen von Banken und Sparkassen die
Vermutung eines per se bestehenden generellen Interessenkon-
fliktes gelten soll. Nach Auffassung des Präsidenten des Deut-
schen Landkreistags, Landrat Reinhard Sager, „würde das be-
deuten, dass die Landräte und Oberbürgermeister als Träger-
vertreter in den Verwaltungsräten der Sparkassen diese Ämter
nicht mehr bekleiden dürften. Das wäre ein Strukturbruch und
würde die kommunale Verankerung der Sparkassen wesentlich
schwächen“, unterstrich Sager bei der DLT-Präsidiumssitzung
im Landkreis Potsdam-Mittelmark.

Nach den Leitlinienvorschlä-
gen der Europäischen Banken-
aufsicht (EBA) und der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) auf
dem Gebiet der Corporate Gover-
nance soll pauschal eine solche
Unvereinbarkeit bestehen. Da-
nach wird ein wesentlicher In-
teressenkonflikt vermutet, wenn
ein Mitglied im Verwaltungs-
oder Aufsichtsorgan bzw. eine
ihm nahestehende Person aktuell
(oder in den letzten zwei Jahren)
eine Position mit hohem politi-
schem Einfluss bekleidet (hat),
sofern das politische Amt mit spe-
zifischen Befugnissen ausgestat-
tet ist.

Entwürfe rütteln an den
Grundsätzen des deutschen
Sparkassenwesens

Sager machte deutlich, dass die
Entwürfe an den Grundsätzen des
deutschen Sparkassenwesens rüt-
teln: „Es kann nicht sein, dass die
prägenden Strukturmerkmale des
deutschen Sparkassenwesens, al-
len voran die kommunale Träger-
schaft, im Wege von Verwal-
tungsanweisungen und -leitlinien,
die nicht mehr der Zustimmung
der Mitgliedstaaten bedürfen,
ausgehebelt werden sollen. Das
kommunale Sparkassenwesen
tragende und prägende Element
der kommunalen Trägerschaft
würde damit schwer beschädigt.“

Der Ansatz von EBA und EZB
sei für das kommunale Sparkas-
senwesen schon vom Grundge-
danken her unpassend: „Im Ge-
genteil stellt erst die kommunale
Vertretung in der Sparkasse 
die Kompatibilität der einerseits

bankwirtschaftlich geleiteten und
der andererseits auf den öffentli-
chen Auftrag gerichteten Interes-
senlagen sicher. Die besondere
Hervorhebung eines generellen
Interessenkonflikts bei staatlichen
Vertretern im Aufsichtsorgan ist
somit letztlich nichts anderes als
die Unterstellung einer unlauteren
Beeinflussung der Geschäfte der
Sparkassen durch die Kommu-
nalpolitik.“ Da die Sparkassen
weder Eigentümer noch Anteils-
eigner hätten, sondern sich in
kommunaler Trägerschaft befän-
den, sei deshalb dringend eine
Ausnahme für Trägervertreter er-
forderlich, forderte der DLT-Prä-
sident.

Mindestanforderungen
verschärfen

Darüber hinaus sollen nach den
europäischen Vorschlägen die
Mindestanforderungen an die
Qualifikation von Mitgliedern in
Aufsichtsorganen deutlich ver-
schärft werden. „Dies ist in Be-
zug auf die Sparkassen ebenfalls
nicht sachgerecht. Was für Vor-
stände angemessen und richtig
ist, passt für Mitglieder von Auf-
sichtsorganen hingegen gerade
nicht. Ein Landrat als Vorsitzen-
der des Verwaltungsrates einer
Sparkasse darf nicht lediglich die
‚betriebswirtschaftliche Brille’
aufhaben, sondern trägt letztlich
auch politisch Verantwortung für
ein wirksames Agieren des Kre-

ditinstituts im Rahmen des öffent-
lichen Auftrages. Hier geht es
nicht um Rendite, sondern um
Wirtschaftsförderung und Da-
seinsvorsorge zum Wohle des
Landkreises“, betonte Reinhard
Sager. Daher müsse erreicht wer-
den, bei den Anforderungen zwi-
schen Mitgliedern der Geschäfts-
leitung und des Aufsichtsorgans
zu unterscheiden. Zudem sollte
aus Sicht des Präsidenten die be-
stehende Qualifikation der ge-
wählten Landräte, Oberbürger-
meister und Bürgermeister regel-
mäßig ausreichend sein, soweit
sie die Anforderungen in den
Sparkassengesetzen der Länder
erfüllen.

Bewährte Strukturen 
erhalten

„Wir werben daher gemeinsam
mit dem Deutschen Sparkassen-
und Giroverband um deutliche
politische Unterstützung. Es geht
darum, die bewährten und stabi-
len Strukturen der kommunal ge-
tragenen Sparkassen zu erhalten
und den Angriff auf die Grundfe-
sten des öffentlichen Sparkassen-
wesens abzuwehren“, erklärte der
Präsident.

Auf der Agenda der Präsidi-
umssitzung stand darüber hinaus
die Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit. „Die Jobcenter ste-
hen vor dem Hintergrund eines
nach wie vor harten Kerns an
langzeitarbeitslosen Menschen
und von Zuwanderung, Interna-
tionalisierung und Digitalisierung
vor großen Herausforderungen.
So richtig und erfolgreich die
Agenda 2010 auch war und noch
immer ist: Die Jobcenter brau-
chen dringender denn je ein fle-
xibles Instrumentarium, ausrei-
chende finanzielle Möglichkeiten
und vor allem so wenig bürokra-
tische Vorgaben wie möglich.
Nur dann kann es gelingen, die

Wohnungsbestand in
Bayern steigt weiter

Minister Herrmann informiert über Wachstumszahlen
Die Zahl der Wohnungen in Bayern wächst beständig weiter.
Inzwischen gibt es mehr als sechs Millionen Wohnungen. In-
nen- und Bauminister Joachim Herrmann hält den stetigen
Zuwachs für dringend notwendig, um den steigenden Mieten
und Kaufpreisen vor allem in den Ballungsräumen entschie-
den entgegen zu wirken.

Wie der Minister anlässlich der Präsentation der aktuellen Zah-
len zum Wohnungsbestand durch das Bayerische Landesamt für
Statistik erklärte, müsse der Wohnungsbau im Freistaat weiter vor-
angetrieben werden. Dafür habe die Staatsregierung im Oktober
2015 den „Wohnungspakt Bayern“ ins Leben gerufen. Dieses um-
fassende Programm habe sich inzwischen als wirkungsvolles In-
strument im Wohnungsbau bewährt. Zudem stiegen die Investitio-
nen in die Wohnraumförderung kontinuierlich an. So habe im letz-
ten Jahr für die Wohnraumförderung einschließlich des kommuna-
len Wohnraumförderprogramms und der Förderung von Studen-
tenwohnraum ein Volumen von 551,7 Millionen Euro zur Verfü-
gung gestanden. Dieses Jahr erhöhe sich die Förderleistung auf
617,7 Millionen Euro, führte Herrmann aus.

Laut Landesamt für Statistik hat es in Bayern Ende 2016
6.312.809 Wohnungen gegeben, was einen Zuwachs von 52.174
Wohnungen bedeutet. In 2015 lag der Anstieg bei 50.410 und 2014
bei 49.738 Wohnungen. Aufgrund dieser Entwicklung und des
weiterhin bestehenden Wohnungsmangels appellierte der Baumi-
nister an die Bundesregierung, das Steuerrecht attraktiver zu ge-
stalten sowie das komplizierte Bauleitplanungsverfahren zu ver-
einfachen. rm

Änderung des Feuerwehrgesetzes
Altersgrenze bei Feuerwehren auf 65 Jahre erhöht 

Die Altersgrenze bei den bayerischen Feuerwehren für den akti-
ven Dienst wird vom 63. Lebensjahr auf das vollendete 65. Le-
bensjahr angehoben. Des weiteren können künftig im Interesse
der gemeindlichen Nachwuchsarbeit Kinderfeuerwehren gegrün-
det werden, durch die Kinder schon sehr früh für die Gemein-
schaft, die Hilfsbereitschaft und den Zusammenhalt gewonnen
werden können. Außerdem wird die kommunale Zusammenar-
beit zwischen den einzelnen Feuerwehren ermöglicht bzw. er-
leichtert. Neben vielen weiteren Details sind dies die drei wesentli-
chen Punkte des Gesetzentwurfs der Staatsregierung zur Ände-
rung des Bayerischen Feuerwehrgesetzes, die der Landtag mit
breiter Mehrheit in der letzten Plenarsitzung beschlossen hat.

Innenminister Joachim Herr-
mann begrüßte die Gesetzesände-
rung, die zahlreiche wichtige Ver-
besserungen für die Feuerwehren
beinhalte. Zentrales Anliegen sei
dabei die weitere Eröffnung von
Möglichkeiten zur nachhaltigen
Sicherung der Tätigkeit ehren-
amtlicher Einsatzkräfte. Inzwi-
schen gebe es über 310.000 eh-
renamtliche Mitglieder.

Kinderfeuerwehren

Für den Minister stellt die jetzt
gesetzlich verankerte Gründung
von Kinderfeuerwehren einen
ganz wichtigen Baustein ge-
meindlicher Nachwuchsarbeit
dar. So könnten Kinder schon ab
dem sechsten Lebensjahr von den
Feuerwehren betreut werden.
Bisher sei erst ab zwölf Jahren ein
Eintritt in die Jugendfeuerwehr
möglich gewesen. 

Die Verjüngung sei eine Reak-
tion auf die Konkurrenz durch
Sportvereine und Musikschulen.
Außerdem könnten die Kinder
künftig auch den gesetzlichen
Unfallschutz in Anspruch neh-
men. Es bestehe jedoch keine

Pflicht zur Einrichtung von Kin-
derfeuerwehren, betonte Herr-
mann.

Als ebenfalls sehr wichtige
Neuerung sieht der Minister die
Anhebung der gesetzlichen Al-
tersgrenze auf 65 Jahre. Damit
werde man auch dem demografi-
schen Wandel gerecht. Aufgrund
des hohen medizinischen Versor-
gungsniveaus seien Menschen im
Alter noch fit und belastbar. Sie
könnten durch ihre Fertigkeiten
und langjährigen Erfahrungen
sehr wichtige Beiträge leisten.

Kooperation über
Gemeindegrenzen hinweg

Mit dem neuen Gesetz werde
künftig eine Kooperation im Feu-
erwehrwesen über Gemeinde-
grenzen hinweg ermöglicht. Dies
bedeute neben der besseren Nut-
zung von Synergieeffekten auch
die Möglichkeit der Aufgaben-
übertragung des abwehrenden
Brandschutzes sowie des Techni-
schen Hilfsdienstes auf Verwal-
tungsgemeinschaften und Zweck-
verbände. Darüber hinaus könn-
ten künftig auch gemeindeüber-

greifende Feuerwehren gegründet
werden, erläuterte Herrmann.

Schließlich enthält die Gesetzes-
novelle noch einige Inklusions-
richtlinien. Menschen mit Behin-
derungen sollen entsprechend
ihren Fähigkeiten Bestandteil der
Feuerwehren werden können.

Ergänzend verwies der Innen-
minister darauf, dass sämtliche
neuen Regelungen im Regie-
rungsentwurf dem klaren Willen
der Feuerwehren entsprächen, die
durch den Landesfeuerwehrver-
band vertreten waren. Man habe
frühzeitig alle betroffenen Ver-
bände eingebunden, um so den
Änderungsbedarf der Helferinnen
und Helfer berücksichtigen zu
können. Für Herrmann stellt die
jetzt verabschiedete Gesetzesno-
velle eine weitere Verbesserung
der Situation der bayerischen
Feuerwehren dar.

Opposition stimmt zu

Auch die Opposition stimmte
dem Regierungsentwurf zu. Die
Änderungen waren ihr jedoch
nicht weitreichend genug. In
ihren Änderungsanträgen forder-
ten SPD und Freie Wähler u.a. ei-
ne Anhebung der Altersgrenze für
aktive Einsätze auf das momen-
tan geltende Renteneintrittsalter
von 67 Jahren. Zudem solle der
Eintritt in die Jugendfeuerwehr
bereits für Zehnjährige zugelas-
sen werden, forderte der SPD-
Feuerwehrexperte Stefan Schu-
ster. Beide Änderungsanträge
wurden von der CSU-Mehrheit
abgelehnt. rm

Zahl von unverändert 6 Mio.
Hilfebeziehern und ihrer Famili-
en signifikant zu reduzieren“,
machte Sager deutlich. 

Arbeitsförderung 
effektiver gestalten

Im Rahmen der aktuellen poli-
tischen Diskussion geht es derzeit
darum, wie das Gesamtsystem
der Arbeitsförderung besser und
effektiver ausgestaltet werden
kann. In diesem Zusammenhang
fordert der Deutsche Landkreis-
tag mit dem Papier „Vorschläge
zur Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit“ u.a. folgende Maß-
nahmen:
1. Die Zuständigkeit für die be-

rufliche Integration während 
des Asylverfahrens sollte auf
die Jobcenter übertragen wer-
den. 

2. Der Aufbau (weiterer) berufli-
cher Qualifikationen und die
Heranführung an den hiesigen 
Arbeitsmarkt z. B. durch Prak-
tikumsplätze, Bewerbungsco-
aching und Qualifizierungs-
maßnahmen muss als ganz-
heitlicher Ansatz insbesondere
für die Gruppe der anerkann-
ten Flüchtlinge und Asylbe-
rechtigten entwickelt werden.

3. Die Bewirtschaftung der Kur-
se zur berufsbezogenen Sprach-
förderung sollte auf die Job-
center übertragen werden. Zu-
dem sollte den Landkreisen er-
möglicht werden, die Koordi-
nierung der Integrationskurse
einschließlich der sozialpä--
dagogischen und migrations-
spezifischen Beratungsange-
bote zu übernehmen.

4. Die intensive und ganzheitli-
che Betreuung von Jugendli-
chen bei der Ausbildungssu-
che durch die Jobcenter muss
auch weiterhin gewährleistet
werden. Dies darf nicht durch
eine Übertragung auf die 
Arbeitslosenversicherung er-
schwert werden.

5. Das Leistungsrecht und das
Verfahrensrecht im SGB II
müssen weiter vereinfacht 
werden. Dies gilt etwa für den 
Wegfall des Eigenanteils von 
1 Euro bei Teilnahme an einer
gemeinschaftlichen Mittags-
verpflegung im Rahmen des 

Bildungspakets oder eine
deutliche Bagatellgrenze bei 
Erstattungsforderungen.

6. Ein besonderer Bürokratietrei-
ber ist die sog. Bedarfsanteils-
methode bei der Einkommens-
anrechnung. Gemäß dem In-
dividualprinzip ist die vertika--
le Einkommensanrechnung ge-
setzlich vorzuschreiben. Da-
durch würde Erwerbseinkom-
men zunächst beim Erwerbs--
tätigen selbst angerechnet.

7. Die Möglichkeiten eines So-
zialen Arbeitsmarktes müssen
weiter ausgebaut werden. In-
soweit müssen auch die kom-
munalen Beschäftigungsge-
sellschaften gestärkt werden.

8. Bei den Arbeitsgelegenheiten
müssen die Kriterien „zusätz-
lich“, „im öffentlichen Interes-
se“ und „wettbewerbsneutral“
gestrichen werden. Im Dialog
mit der örtlichen Wirtschaft 
können sinnvolle Ausgestal-
tungen entwickelt werden.

9. Die Jobcenter benötigen für
ihre anspruchsvolle und her-
ausfordernde Tätigkeit im In-

teresse der Leistungsberech-
tigten eine auskömmliche Fi-
nanzausstattung. Um den Job-
centern eine vernünftige Pla-
nung zu ermöglichen, dürfen 
die Mittel nicht nur für ein Jahr
feststehen, sondern müssen
längerfristig planbar sein.

Gegen Zentralisierung

„Kontraproduktiv“ sind für den
DTL-Präsidenten Bestrebungen,
die bewährten aufgabenteiligen
Strukturen von Jobcentern (SGB
II) und Arbeitslosenversicherung
(SGB III) hin zu einer stärkeren
Zentralisierung über die Bundes-
agentur für Arbeit zu verändern.
„Dem treten wir insbesondere be-
zogen auf die Ausbildungsver-
mittlung entschieden entgegen.
Es käme zu einer Verschlechte-
rung für die Langzeitarbeitslosen.
Mehrfachzuständigkeiten ver-
schiedener Behörden wären die
Folge, die Unterstützung gemäß
dem Konzept von ‚Fördern und
Fordern’ würde erschwert“, so
Sager abschließend. DK

Staatsminister Dr. Marcel Huber zum Bericht Bürokratieabbau:

Kernanliegen 
der Staatsregierung

Drei Monate nach der Einsetzung eines eigenen Beauftragten der
Staatsregierung für Bürokratieabbau hat der Landtagsabgeord-
nete Walter Nussel dem Ministerrat die Schwerpunkte seinerAr-
beit erläutert. Staatsminister Dr. Marcel Huber erklärte dazu:
„Der Freistaat Bayern hat als einziges Bundesland einen unab-
hängig und ehrenamtlich tätigen Beauftragten für den Bürokra-
tieabbau geschaffen.“

Damit setze man konsequent
den Kurs fort, Bürger und Unter-
nehmen von unnötigen Vorschrif-
ten zu entlasten und so die Vita-
lität der Gesellschaft und des
Wirtschaftsstandorts Bayern zu
stärken. Seit 2003 wurden mehr
als 40 Prozent aller bayerischen
Gesetze und Verordnungen ge-
strichen. Dank der bundesweit
einmaligen Paragraphenbremse
ist seit 2013 die Zahl der Gesetze
nochmal um fünf Prozent und die
der Verwaltungsvorschriften um
20 Prozent gesunken. Staatsmini-
ster Dr. Marcel Huber hat zuletzt
am 5. Mai 2017 im Rahmen sei-
ner Offensive zur Erleichterung
von Brauchtums- und Vereinsfei-
ern einen „Leitfaden für Vereins-
feiern“ vorgestellt, der ehrenamt-
liche Vereine bei der Planung und
Durchführung von Brauchtums-
festen unterstützt.

Staatsminister Dr. Marcel Hu-
ber: „Der Bürokratieabbau ist ein
Kernanliegen der Staatsregie-
rung. Schon jetzt gibt es bei uns
ein Viertel weniger Gesetze und
Verordnungen als im Länder-

durchschnitt. Trotzdem wollen
wir noch mehr erreichen, im Dia-
log mit den Bürgern, Unterneh-
men und Verbänden. Das ist die
Aufgabe des neu geschaffenen
Beauftragten, der hierzu Regio-
nalkonferenzen in jedem Regie-
rungsbezirk durchführen will und
zahlreiche Gespräche führt.“

Walter Nussel hat sich mit
großer Energie an die Arbeit ge-
macht. In den Bereichen Brand-
schutz, Gaststättenrecht sowie
Land- und Forstwirtschaft wird
der Beauftragte Vorschläge unter-
breiten, die den Menschen noch
mehr Spielräume geben können,
ohne Abstriche etwa bei der Si-
cherheit zu machen.“

Der Beauftragte für den Büro-
kratieabbau ist als unabhängige
Beratungseinrichtung bei der
Staatskanzlei angesiedelt. Mit sei-
ner Geschäftsstelle nimmt der
Beauftragte Anliegen von Bür-
gern, Unternehmen und Verbän-
den auf und prüft unter Einbezie-
hung der zuständigen Behörden,
ob im konkreten Fall Erleichte-
rungen möglich sind. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

in weniger als drei Monaten
finden die Bundestagwahlen
statt. Am 24. September wird
entschieden, wer Deutschland
zukünftig regiert. Aber nicht
nur das: Damit werden auch
die Weichen gestellt, inwieweit
wichtige Rahmenbedingungen
für kommunales Handeln fort-
geführt, womöglich ganz neu
definiert oder – im besten Fall
– zielgerichtet weiterentwickelt
werden.

In diesem Zusammenhang ist es Zeit, aus
kommunalpolitischer Sicht eine kurze Bilanz zu
ziehen über die auslaufende Wahlperiode. 

Die unionsgeführte Bundesregierung hat sich
in den vergangenen Jahren als sehr verlässlicher
Partner der kommunalen Selbstverwaltung er-
wiesen und die größte Kommunalentlastung in
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland
auf den Weg gebracht. Ich denke dabei unter an-
derem an die inzwischen vollständige Übernah-

me der Grundsicherung, die 5 Mrd. Euro Entlas-
tung im Zusammenhang mit der Eingliederungs-
hilfe, die Übernahme Unterkunftskosten für an-
erkannte Flüchtlinge bis 2018 und die 3,5 Mrd.
Euro über den „Kommunalinvestitionsförde-
rungsfonds“ zur Förderung von Investitionen
finanzschwacher Gemeinden und Gemeindever-
bände in den Jahren 2015 bis 2018. Als Kommu-
nalpolitische Vereinigung (KPV) konnten wir uns
über die Landes- und Bundesebene immer wie-
der in die Diskussionen einschalten und haben
Entscheidungen zum Wohle der bayerischen
Kommunen mit durchgesetzt, beispielsweise
beim Verteilmodus der 5 Mrd.-Entlastung.

Ja, die Richtung stimmt, aber viele Heraus-
forderungen bleiben uns auch nach wie vor –
ein hoher Investitionsbedarf bei der Infra-
struktur inkl. Digitalisierung und Klimaschutz
sowie im Bildungsbereich, weiter steigende Ko-
sten bei der Jugend- und Behindertenhilfe, um

nur einige Punkte zu nennen.
Deshalb der unmissver-

ständliche Appell der KPV an
diejenigen, die die künftige
Bundesregierung stellen: Die
kommunalfreundliche Politik
auf Bundesebene  muss fortge-
setzt werden! Dies macht auch
Sinn, denn alle großen gesamt-
gesellschaftlichen Aufgaben
der Zukunft können nur mit
starken Kommunen geschultert
werden, nicht zuletzt der
schwierige Bereich Integra-
tion / Migration.

Wir alles wissen: Erfolgrei-
ches kommunales Handeln erfordert angemesse-
nen Gestaltungsspielraum. Deshalb werden wir
auch der neuen Bundesregierung die Forderung
nach Einhaltung zweier zentraler Prinzipien mit
auch den Weg geben:
 Das Subsidiaritätsprinzip, welches besagt,
dass eine Aufgabe nur dann von einer höheren
Ebene wahrgenommen werden soll, wenn eine
untere sie nicht ebenso oder sogar besser erledi-
gen kann. 
 Das Konnexitätsprinzip, das dafür sorgt, dass
der Bund keine gesetzlichen Vorgaben festlegen
darf, die die Kommunen zu höheren Ausgaben
zwingen und diese im Gegenzug nicht von ihm
ersetzt werden.

Diese Grundsätze sollten übrigens auf allen
staatlichen Ebenen in Deutschland und in Euro-
pa gleichermaßen Anwendung finden.

In Summe bleibt unser gemeinsames Ziel für
die nächsten Jahre: Wir wollen starke und leben-
dige Kommunen, die unsere Demokratie stärken
und den Menschen Heimat sowie Stabilität ge-
ben. Kommunalfreundlichkeit und die Achtung
der kommunalen Selbstverwaltung sollten des-
halb unverrückbare Maßstäbe der Bundespolitik
bleiben. Die Gemeinden, Städte, Landkreise und
Bezirke müssen finanziell so ausgestattet sein,
dass sie ihre gesetzmäßigen Aufgaben voll und
ganz erfüllen können. Darüber hinaus brauchen
sie passende Rahmenbedingungen, um an der
wirtschaftlichen sozialen und gesellschaftlichen
Weiterentwicklung unseres Landes aktiv mitzu-
wirken. Dafür steht die KPV – nicht nur in Wahl-
kampfzeiten.

Ihr Stefan Rößle
KPV-Landesvorsitzender
Landrat im Landkreis Donau-Ries

KolumneGZ Stefan Rößle

Bundestagswahl im
Zeichen der Kommunen

BKPV-Geschäftsbericht 2016:

Elektronische Kontoauszüge
und Planungsleistungen

Aktuelle Fragen aus der Prüfungs- und Beratungstätigkeit 
bilden den Schwerpunkt des Geschäftsberichts 2016 des
Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbands. Organisations-
modelle und Musterstellenpläne für kreisangehörige Kommu-
nen stehen dabei ebenso auf der Agenda wie Empfang und Auf-
bewahrung elektronischer Kontoauszüge.

Mit der Frage, wann Rückfor-
derungsansprüche des Auftragge-
bers wegen Überzahlung des
Bauunternehmers verjähren, be-
schäftigt sich Markus Lindner.
Seinen Angaben zufolge beginnt
die 2002 eingeführte kurze Ver-
jährungsfrist von drei Jahren für
Rückforderungsansprüche des
Auftraggebers nur zu laufen,
wenn positive Kenntnis oder grob
fahrlässige Unkenntnis vorliegt.
Fahrlässige Unkenntnis – als häu-
figster Praxisfall – reicht nicht
aus. Die durch die obergerichtli-
che Rechtsprechung teilweise
vorschnell vorgenommene Be-
jahung grob fahrlässiger Un-
kenntnis ist zu korrigieren, da
hiermit die hohen Anforderungen
der höchstrichterlichen Recht-
sprechung nicht beachtet werden.

Unterlagen sorgsam prüfen

Grob fahrlässige Unkenntnis
liegt in der Regel vor, wenn der
Auftraggeber das Leistungsver-
zeichnis, die Aufmaße und die
Schlussrechnung kennt und aus
diesen eine vertragswidrige Ab-
rechnung und Massenermittlung
ohne weiteres ersichtlich sind.
Besonderheiten und Umstände
des Einzelfalls sind zu beachten.
Grob fahrlässige Unkenntnis liegt
auch vor, wenn der Auftraggeber
die Schlussrechnung „ins Blaue
hinein“, also ohne dass begrün-
dende Unterlagen vorliegen, prüft
und anweist.

Organisationsmodelle ...

In ihrem Beitrag zu den Orga-
nisationsmodellen und Muster-
stellenplänen für kreisangehörige
Kommunen empfehlen Martin
Götz und Martin Hofmann bei ei-
ner Einwohnergröße von ca.
5.000 Einwohnern eine zweiglied-
rige Verwaltung. Unterhalb des
Ersten Bürgermeisters sollte ein
Fachbereich 1 Zentrales und Bür-
gerdienstleistungen mit ca. 5,5
(Plan-)Stellen und ein Fachbe-

reich 2 Finanzen, Planen und
Bauen mit ebenfalls ca. 5,5 (Plan-)
Stellen gebildet werden. Eine
weitere Untergliederung ist nicht
notwendig. 

... und Orientierungswerte

Bei Kommunen mit ca. 10.000
Einwohnern empfehlen die Auto-
ren eine dreigliedrige Verwaltung
unterhalb des Ersten Bürgermeis-
ters und schlagen die Bildung ei-
nes Fachbereichs 1 Zentrales und
Bürgerdienstleistungen mit ca.
9,6 (Plan-)Stellen, eines Fachbe-
reichs 2 Finanzen mit ca. 5,0
(Plan-)Stellen und eines Fachbe-
reichs 3 Planen und Bauen mit ca.
5,8 (Plan-)Stellen vor. Der Fach-
bereich 1 Zentrales und Bürger-
dienstleistungen sollte weiter in
ein Sachgebiet 10 Zentrales mit
ca. 4,9 (Plan-)Stellen und ein
Sachgebiet 11 Bürgerdienstleis-
tungen/Bürgerbüro mit ca. 4,7
(Plan-)Stellen untergliedert wer-
den.

Der in den Modellen für die
Stellenbildung (interne Arbeits-
verteilung) zugrunde gelegte Stel-
lenbedarf kann als Orientierungs-
wert herangezogen, sollte aller-
dings auf die örtlichen Verhältnis-
se angepasst werden. Bei signifi-
kanten Abweichungen wird emp-
fohlen, den Stellenbedarf konkret
zu überprüfen. 

In seinen Hinweisen zur Auf-
tragswertschätzung bei Archi-
tekten- und Ingenieurleistungen
empfiehlt Peter Hofmann, vor der
Vergabe von Planungsleistungen
das voraussichtliche Honorar ge-
wissenhaft und sachgerecht abzu-
schätzen, um zu prüfen, ob die
EU-Schwellenwerte erreicht bzw.
überschritten werden. Die Auf-
tragswertschätzung ist in der Ver-
gabeakte zu dokumentieren.

Bei der Überprüfung, ob der
Schwellenwert erreicht wird oder
nicht, sind nur „gleichartige“ Leis-
tungen zusammenzurechnen. Bei
den Leistungen für die ‚Objekt-
planung Gebäude‘ und die ‚Ob-

jektplanung Innenräume‘ handelt
es sich nicht um gleichartige Leis-
tungen, da ihnen unterschiedliche
Ausbildungsrichtungen zugrunde
liegen und die Leistungen von
unterschiedlichen Bieterkreisen
angeboten werden.

Im Leistungsbild Technische
Ausrüstung ist zwischen den An-
lagen, die vom Versorgungstech-
niker (Maschinentechniker), Elek-
trotechniker, Küchentechniker
und Medizintechniker geplant
werden, zu unterscheiden.

Was den Empfang und die Auf-
bewahrung elektronischer Konto-
auszüge anbelangt, sind laut Hu-
go Dobler und Herbert Gruschka
nur die von Zahlungsdienst-
leistern erstellten Elektronischen
Kontoauszüge im PDF- oder TIF-
Format rechtlich verbindlich. 

Bei den von Zahlungsdienstleis-
tern bereitgestellten und mit dem
Online-Banking-Verfahren abge-
rufenen Kontoumsätzen und -sal-
den eines bestimmten Zeitraums
handelt es sich dagegen um keine
rechtsverbindlichen Kontoinfor-
mationen.

Haushaltsrechtliche 
Anforderungen an 
elektronische Dokumente

Kommunen, die derzeit noch
nicht die haushaltsrechtlichen An-
forderungen für einen ordnungs-
mäßigen Empfang und die ord-
nungsmäßige Aufbewahrung von
elektronischen Kontoauszügen
gewährleisten können, sollten
sich ihre Kontoauszüge nach wie
vor in Papierform vom Zahlungs-
dienstleister zustellen lassen oder
die Kontoauszüge an den Konto-
auszugsdruckern selbst erstellen.

Angesichts der stark zuneh-
menden elektronischen Kommu-
nikation der Bürger und Unter-
nehmen mit den Behörden sowie
der zunehmenden Anzahl an ver-
waltungsinternen elektronischen
Geschäftsprozessen ist Dobler
und Gruschka zufolge der Zu-
gang von elektronischen Doku-
menten neu zu bewerten, um
auch bei diesen Kommunikati-
onsformen einen geordneten Ge-
schäftsbetrieb sicherzustellen. 

Der Empfang elektronischer
Kontoauszüge sollte in ein Ge-

Bernreiter zum wachsenden Hausärztemangel:

Viele Amtsarztstellen unbesetzt
„Seit Jahren kämpfen wir täglich gegen fehlende Ärzte in un-
seren Landkreisen. Die hausärztliche Versorgung beziehungs-
weise die sogenannte Landarzt- Problematik hat für uns höch-
ste Bedeutung. Wir werden aber immer weiter in die Enge ge-
trieben. Deswegen sind wir froh, mit dem Freistaat schon heu-
te einen starken Verbündeten zu haben, um dem zunehmenden
Ärztemangel auf dem Land bei gleichzeitiger Überversorgung
in den Ballungsräumen zu begegnen“, so der Präsident des
Bayerischen Landkreistags, Landrat Christian Bernreiter. 

Wenn unsere Bürgerinnen
und Bürger auch in Zukunft in
ihrer Heimat gesund werden
wollen, wenn sie krank sind,
müssen wir alle zusammenhal-
ten und alle Wege gangbar ma-
chen. So begrüßt der Bayerische
Landkreistag auch alle Maßnah-
men, die die Ausbildung von
Allgemeinmedizinern bereits
während des Studiums fördert
und über eine stärkere Koopera-
tion von Universitätskliniken
mit Kreiskrankenhäusern die
Studierenden in den ländlichen
Raum bringt“, so der Präsident
des Bayerischen Landkreistags,
Landrat Christian Bernreiter,
Deggendorf.

Große Herausforderungen
bei den Krankenhäusern

Aber nicht nur bei den
Hausärzten und in den Kran-
kenhäusern stehen die bayeri-
schen Landkreise vor großen
Herausforderungen. Auch im
Bereich des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes gibt es zahl-
reiche nicht besetzte Stellen von

Amtsärzten und erhebliche Re-
krutierungsprobleme. Amtsärz-
te sind beispielsweise für die
Einschulungsuntersuchungen
zuständig und haben eine we-
sentliche Rolle bei der Aufsicht
über die Pflegeheime. „Derzeit
fehlen in Bayern angesichts der
in den letzten Jahren neu dazu
gekommenen Aufgaben und
Standards im öffentlichen Ge-
sundheitsbereich, insbesondere
bei den Heimaufsichten, über
120 Stellen, die vom Freistaat
geschaffen und mit Fachperso-
nal besetzt werden müssten. Der
Freistaat muss nicht nur für eine
konkrete Besetzung vakanter
Amtsarztstellen, sondern insge-
samt eine Steigerung der Attrak-
tivität des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes sorgen. Dazu
gehört beispielsweise die Eta-
blierung des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes als eigenstän-
diges Fach im Medizinstudium
in gleicher Weise wie eine Ver-
besserung der Stellenausstat-
tung der Gesundheitsämter ins-
gesamt“, so der Präsident des
Bayerischen Landkreistags. 

Neue Ideen für sanften Tourismus
Scharf und Aigner küren Sieger beim Wettbewerb / Modellregion Naturtourismus
Sanfter Tourismus ist ein Motor der Regionalentwicklung und
schafft Anreize für attraktive Naturtourismus-Angebote. Die
Bayerische Umweltministerin Ulrike Scharf und die Bayerische
Wirtschafts- und Tourismusministerin Ilse Aigner haben die drei
Sieger des Wettbewerbs „Modellregion Naturtourismus“ bekannt
gegeben: den Landkreis Kelheim, den Landkreis Miesbach und
das „Natur-Navi“ des Oberpfälzer Waldes. 

„Bayerns Natur ist ein unver-
zichtbarer Pfeiler für den Touris-
mus. Naturtourismus ist der
Schlüssel für eine nachhaltige
touristische Wertschöpfung, die
unsere Naturheimat schützt und
erhält. Mit dem Wettbewerb för-
dern und ermöglichen wir kreati-
ve regionalspezifische Konzepte
für tolle touristische Angebote in
Einklang mit der Natur. Die Ideen
der drei Sieger des Wettbewerbs
zeigen: Durch Kreativität und En-
gagement lassen sich nachhalti-
ger Naturtourismus und Ökono-
mie miteinander verbinden“, so
Scharf. Aigner: „Natur und Land-
schaft sind sowohl für deutsche
als auch für ausländische Gäste
ein wesentliches Kriterium bei
der Auswahl ihres Urlaubsortes.
Warum Bayern Tourismusland
Nr. 1 in Deutschland ist, hat der
Wettbewerb erneut eindrucksvoll
belegt. Alle 15 eingereichten
Konzepte haben gezeigt, dass der
Freistaat eine einzigartige Vielfalt
an naturtouristischen Ideen und
Angeboten bietet. Ich gratuliere

den Siegern.“ Ziel des Wettbe-
werbs ist es, naturtouristische An-
gebote verschiedener Träger und
Einrichtungen besser zu vernet-
zen, innovative Angebote zu ent-
wickeln und gezielt zu vermark-
ten. Das Bayerische Umweltmi-
nisterium fördert die drei Wettbe-
werbssieger jeweils mit bis zu
70.000 Euro.

Wettbewerbsziele mit 
unterschiedlichen Akzenten 

Die Projekte der drei Sieger des
Wettbewerbs setzen die Wettbe-
werbsziele mit unterschiedlichen
Akzenten vorbildlich und mo-
dellhaft um. Das Konzept des
Landkreises Kelheim hat den
Schwerpunkt „Barrierefreiheit
im Naturtourismus“ und schafft
hierfür attraktive Angebote für
die Menschen vor Ort. Ziel des
Landkreises Miesbach ist eine
Optimierung naturtouristischer
Angebote, die durch abgestimm-
te Besucherlenkungsmaßnahmen
begleitet wird. Das digitale „Na-

tur-Navi“ des Oberpfälzer Waldes
bündelt alle für Naturtouristen
relevanten Informationen, An-
gebote und Points-of-Interest
entlang des Goldsteig-Wander-
netzes. 

Insgesamt 15 bayerische Na-
turtourismusregionen haben über-
zeugende Wettbewerbsbeiträge
geliefert, die zeigen, welche Po-
tenziale im Naturtourismus ste-
cken. Mit den drei Wettbewerbs-
siegern hat die Fachjury Projekte
ausgewählt, deren besonderer
Modellcharakter Impulse auch
für andere bayerische Naturtou-
rismusregionen geben kann.

Die Preisträger wurden von ei-
ner Jury ausgewählt, die sich aus
Vertretern der beteiligten Ministe-
rien, der Bayern Tourismus Mar-
keting GmbH, der Fakultät Tou-
rismus der Hochschule Kempten
und der Bayerischen Akademie
für Naturschutz und Landschafts-
pflege zusammensetzt. Die drei
„Modellregionen Naturtouris-
mus“ werden am 5. Juli 2017 von
Ministerin Scharf und Ministerin
Aigner auf Schloss Fürstenried in
München offiziell ausgezeichnet.
Die Jurybegründungen für die
Auswahl der drei Modellregionen
Naturtourismus werden im An-
schluss an die Auszeichnung ver-
öffentlicht. 

samtkonzept zum Empfang elek-
tronischer Rechnungen eingebun-
den sein. „Wir haben erhebliche
Bedenken hinsichtlich der inzwi-
schen weit verbreiteten Praxis,
elektronische Rechnungen und
andere elektronische Dokumente
in persönlichen E-Mail-Post-
fächern der Sachbearbeiter zu
empfangen“, so die Verfasser des
Berichts. 

Gefahr von Medienbrüchen

Zudem würden hierbei oftmals
auch noch Medienbrüche vorge-
nommen (Ausdruck der empfan-
genen elektronischen Belege und
deren Verarbeitung in herkömm-
lichen, papiergebundenen Work-
flows; das elektronische Original
bleibt im E-Mail-Postfach oder
wird gegebenenfalls sogar ge-
löscht), die in der Vergangenheit
schon zu dolosen Handlungen ge-
führt haben. 

Bei diesen Kommunikations-
kanälen und -formen seien geord-
nete und sichere Geschäftspro-
zesse sowie die Einhaltung von
Zahlungs- oder Skontofristen oft-
mals nicht gewährleistet.

Unter Umständen ist es zudem
gar nicht so einfach, die Integrität
und Authentizität der empfange-
nen elektronischen Dokumente
bis zur Speicherung in einem ge-
eigneten DMS oder Archivsys-
tem mit WORM-Speichermedien
sicherzustellen. Hinzu kommen
in der täglichen Praxis die typi-
schen Probleme elektronischer
Kommunikationsformen, wie
z. B. der Eingang von E-Mails
mit Fake- oder Malware-Rech-
nungen.

Leitfaden Elektronische
Rechnung in der
öffentlichen Verwaltung

Angesichts der organisatori-
schen und technischen Heraus-
forderungen, die bei verschie-

denen Kommunikationskanälen
und -formen zwangsläufig auftre-
ten, wird empfohlen, die im
„Leitfaden Elektronische Rech-
nung in der öffentlichen Verwal-
tung“ publizierten Best Practice-
Beispiele (Elektronischer Rech-
nungseingang beim Technischen

Hilfswerk, beim Bundesverwal-
tungsamt und bei der Hansestadt
Herford) zu berücksichtigen. Die-
se Beispiele stellen aus Sicht von
Dobler und Gruschka „ganzheit-
liche Lösungsansätze, über die es
sich zumindest nachzudenken
lohnt“, dar. DK
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gelegt werden. Das setzt Verände-
rungen in den Verwaltungsver-
fahren, in den Arbeitsprozessen,
der Bürgerbeteiligung, der Abläu-
fe in der Kommunalpolitik und
natürlich auch in der Ausbildung
unseres Personals voraus. 

Schäfer wies darauf hin, dass
die Kommunen und ihre Stadt-
werke über sehr viele Daten der
Bürgerinnen und Bürger verfüg-
ten und diese sichern und zuver-
lässig verwahren aber auch nut-
zen wollten. „Vom Alter über die
Wohnung, den Energie- und Was-
serverbrauch, den Abfall und die
Zahl der zugelassenen Fahrzeuge
- alles ist bei den Kommunen ge-
speichert. Dort muss es dauerhaft
und sicher bleiben und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger
genutzt werden. Das alles wird al-
lerdings nur funktionieren, wenn
wir eine flächendeckende, lei-
stungsfähige Breitbandnetzver-
sorgung deutschlandweit schnel-
ler etablieren. Sonst kommt es zu
einer digitalen Spaltung des Lan-
des, die wir unbedingt vermeiden
müssen“, führte Schäfer aus. 

Die Kluft zwischen Arm
und Reich wird größer

„Mit großer Sorge sehen wir,
dass die Kluft zwischen armen
und reichen Kommunen immer
größer wird. Das ist eine Gefahr
für den Zusammenhalt der Ge-
sellschaft und den Wirtschafts-
standort Deutschland. Von den
gleichwertigen Lebensverhältnis-
sen in ganz Deutschland – wie
ihn das Grundgesetz fordert – ent-
fernen wir uns immer mehr“, fuhr
der Präsident fort Die Disparität
bei der Qualität von Schulen,
Kindergärten und Kultureinrich-
tungen sei offensichtlich. Die
Chancen auf eine gute Ausbil-
dung in Schulen und Beruf, ein
sicheres Leben mit guten Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge – wie
Sport und Kultur – dürften nicht
davon abhängen, ob ein Kind zu-
fällig in einer prosperierenden
Stadt oder einer abgehängten Re-
gion groß wird. Der neue Bund-
Länder-Finanzausgleich stelle
mit einer Lockerung des Koope-
rationsverbotes zwischen Bund
und Kommunen einen ersten
richtigen Schritt dar, dem weitere
folgen müssten. 

Kooperationsgebot

„Nicht das Kooperationsver-
bot, sondern ein Kooperationsge-
bot ist der richtige Ansatz, wenn
wir es mit der Chancengerechtig-

keit ernst nehmen. Ohne dauer-
hafte Hilfen des Bundes wird es
zum Beispiel auch nicht gehen,
das große Potenzial in den länd-
lichen Räumen weiterzuent-
wickeln, die medizinische Versor-
gung flächendeckend sicherzu-
stellen und auch armen Kommu-
nen Entwicklungschancen zu er-
möglichen. Es kann nicht sein,
dass in Ballungsgebieten über
Wohnungsnot geklagt wird, gleich-
zeitig aber in der Fläche 1,8 Mil-
lionen Wohnungen leer stehen.
Wer hier ein attraktives Lebens-
umfeld in der Fläche schafft, ent-
lastet Ballungsräume und sorgt
für Wirtschaftskraft in Deutsch-
land. Diesen Herausforderungen
wird sich die neue Bundesregie-
rung stellen müssen. Dazu haben
wir als Deutscher Städte- und Ge-
meindebund unsere Erwartungen
im Rahmen eines Forderungska-
taloges formuliert“, stellte Schä-
fer abschließend fest.

Bundesmittel laufen aus

Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd
Landsberg wies seinerseits darauf
hin, dass die Bundesmittel für 
die Integration von Flüchtlingen
2018 auslaufen. Die Kommunen
bräuchten Planungssicherheit und
deswegen sei es notwendig, zu
Beginn der neuen Legislaturperi-
ode die Finanzierung langfristig
sicherzustellen. „Integration ist
eine kommunale Aufgabe, die Fi-
nanzierung aber müssen Bund
und Länder gemeinschaftlich tra-
gen“, so Landsberg. 

„Auch die Beschränkung des
Familiennachzuges läuft nur bis
zum 31. März 2018. Die Kom-
munen erwarten eine weitere
Steuerung und Begrenzung des
Familiennachzuges, um eine
Überforderung der Kommunen
zu vermeiden. Wichtiges Kriteri-
um für einen Familiennachzug
müsse sein, dass der Flüchtling in
der Lage ist, aus eigener Kraft
seine Familie und sich zu unter-
halten, und ausreichend Wohn-
raum zur Verfügung steht. Der
Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund rechnet im Jahr 2017 mit ca.
200.000 geflüchteten Personen in
Deutschland. Das zeigt, dass die
Flüchtlingsproblematik eine wich-
tige politische Herausforderung
für Deutschland, aber insbeson-
dere für die Kommunen bleibt“,
unterstrich Landsberg.

Bisher ist es aus seiner Sicht
auch nur in geringem Umfang ge-
lungen, die Flüchtlinge in Arbeit
zu bringen. Im März 2017 waren
138.000 Flüchtlinge sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt. Ge-

ringe bzw. mangelhafte Sprach-
kenntnisse sowie fehlende forma-
le Berufsabschlüsse erschwerten
die schnelle Integration in Be-
schäftigung. „Hier müssen wir
besser werden und neue Wege ge-
hen. Dazu gehört auch eine stär-
kere Einbindung der Wirtschaft“,
so der Hauptgeschäftsführer. 

Die Zahl der Hartz-IV-Emp-
fänger unter den anerkannten
Flüchtlingen steige rapide. „Im
Februar 2017 waren es circa
777.000 Personen. „Es ist zu
überlegen, zusätzlich öffentlich
geförderte Beschäftigung zu
schaffen. Denn über eine solche
Arbeit wird auch die Integration
gefördert“, bemerkte Landsberg.

Dank der Kanzlerin

Laut Bundeskanzlerin Dr. An-
gela Merkel wissen Vertreter der
Kommunen am besten, welche
Probleme und Chancen es vor Ort
gibt. Aus diesem Grund hob sie
die Bedeutung des Dialoges zwi-
schen dem Bund und den Kom-
munen, vertreten durch die Spit-
zenverbände, hervor. Besonders
im Rahmen der Flüchtlingskrise
sei dies sehr erfolgreich gewesen.
Die Kanzlerin dankte den Städten
und Gemeinden, „die nicht gesagt
haben, was nicht geht, sondern
gesagt haben, was geht“.

Eine Weiterführung der Dialo-
ge sei für Entwicklungen in vie-
len Themenbereichen, wie bei der
Digitalisierung, nötig. „Deutsch-
land ist im Bereich des E-Govern-
ment ein Entwicklungsland“, so
Merkel. Sie wies darauf hin, dass
ein Wildwuchs der Angebote in
diesem Bereich verhindert wer-
den müsse.

Das Thema der Bund-Länder-
Finanzen griff die Kanzlerin eben-
falls auf. Sie betonte, dass Kom-
munalpolitik nur effektiv sein
könne, wenn sie nicht nur Man-
gelverwaltung wäre, sondern
auch finanziell die Möglichkeit
zur Gestaltung habe. Dies habe
für die Bundespolitik eine im-
mense Bedeutung, sei diese doch
nur wirksam, wenn vor Ort auch
gehandelt werden könne.

Herkulesaufgabe 
Flüchtlinge

Die Flüchtlingspolitik und die
Innere Sicherheit sind zentrale
Herausforderungen der Bundes-,
aber gerade auch der Kommunal-
politik. Hierüber diskutierten
rund 50 Kommunalvertreter mit
Dr. Ole Schröder, MdB und Par-
lamentarischer Staatssekretär im
Bundesministerium des Innern.

Städte und Gemeinden haben
laut Schröder mit den vielen eh-
renamtlich Engagierten vor Ort
Enormes bei der Aufnahme der
Geflüchteten geleistet. Herkules-
aufgabe der nächsten Jahre werde
die Integration der Flüchtlinge
mit Bleibeperspektive in die örtli-
che Gemeinschaft sein. Auch
wenn die aktuellen Flüchtlings-
zahlen zurückgegangen sind, be-
stehe keine Entwarnung. Die Ent-
wicklung der Flüchtlingssituation
sei ungewiss. 

Ein weiterer Unsicherheitsfak-
tor sei der Familiennachzug. Eine
große Zahl von ausreisepflichti-
gen Asylbewerbern könne zudem
nicht in ihr Heimatland zurückge-
führt werden. Hier müsste ein
einheitliches Abschiebemanage-
ment in den Ländern eingeführt,
Abschiebehindernisse beseitigt
und freiwillige Rückführungen
weiter gefördert werden. 

Innere Sicherheit und
wehrhafte Demokratie

Zum Thema Innere Sicherheit
und wehrhafte Demokratie be-
trachtete Schröder mit Sorge,
dass die Bürger vor dem Hinter-
grund erhöhter Terrorgefahren,
gewaltbereiter Extremisten, An-
schlägen und Übergriffen im Zu-
sammenhang mit der Flücht-
lingsthematik sowie der drastisch

Reformoffensive für Deutschland ...

Bernhard Seidenath und Klaus Holetschek: 

Mehr finanzielle Unterstützung für
Familien sterbenskranker Kinder

„Die tödliche Erkrankung eines Kindes ist eines der schwersten
Schicksale, das Eltern treffen kann. Dass Familienangehörige ihre
Kinder während der Therapie in einem Hospiz begleiten, sollte
auch hinsichtlich der Finanzierung der Regelfall sein und ent-
sprechend berücksichtigt werden“, macht Bernhard Seidenath,
stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses für Gesundheit
und Pflege des Bayerischen Landtags, deutlich. Die CSU-Fraktion
fordert daher einen Familienzuschlag für Kinderhospize durch
die Krankenkassen.

„Die Krankenkassen leisten
zwar Zuschüsse zur stationären
Hospizversorgung der erkrankten
Kinder – die therapeutische Be-
gleitung, Beherbergung und Ver-
pflegung der begleitenden Fami-
lienmitglieder bleibt dabei bisher
außen vor“, erklärt Klaus Holet-
schek, stellvertretender Vorsitzen-
der des Arbeitskreises Gesundheit
und Pflege der CSU-Fraktion.
„Deshalb haben wir die Staatsre-
gierung aufgefordert, sich auf
Bundesebene dafür einzusetzen,
dass die Krankenkassen künftig
einen Teil der Kosten für die Fa-
milienmitglieder übernehmen.“
Der Antrag wurde diese Woche
im Gesundheitsausschuss be-
schlossen.

„Bislang sind die Kinderhospi-
ze rein auf Spenden angewiesen,

wenn sie begleitende Familienan-
gehörige finanziell unterstützen
möchten“, verdeutlicht Seidenath.
Holetschek ergänzt: „Das sind
teilweise erhebliche Summen.
Das Kinderhospiz St. Nikolaus in
Bad Grönenbach muss beispiels-
weise jährlich bis zu einer Million
Euro für den laufenden Betrieb
aus Spenden aufbringen.“

Die CSU-Fraktion möchte die
Hospize mit ihrem Vorstoß entla-
sten. „Wir sehen die Krankenkas-
sen hier klar in der Pflicht“, so 
die beiden Gesundheitsexperten.
„Kinderhospize leisten eine un-
schätzbar wertvolle Arbeit für un-
sere Gesellschaft. Sie sollen sich
dabei ganz auf die Kinder und Fa-
milien konzentrieren können und
ihre Energie nicht in die Spenden-
akquise stecken müssen.“ 

ansteigenden Hasskriminalität
stark verunsichert sind. Einen be-
sonderen Schwerpunkt stelle des-
halb die Bekämpfung der Hass-
kriminalität gerade gegenüber
kommunalen Amtsträgern, Mitar-
beitern in der Verwaltung und den
vielen ehrenamtlich Aktiven dar.
„Wenn kommunale Amtsträger
aufgrund dieser Attacken ihr Amt
aufgeben, geht es auch um An-
griffe gegen unsere Demokratie.
Der Staat muss sich hier als wehr-
hafter Rechtsstaat erweisen und
diesen Angriffen entschlossen
auch durch die Schließung von
Strafbarkeitslücken entgegentre-
ten“, machte Schröder deutlich. 

Deutschland über die kommu-

Bernreiter begrüßt Vorstoß der CSU-Fraktion

Wachsendem Hausärztemangel 
auf dem Land entgegenwirken

Auch viele Amtsarztstellen unbesetzt

„Seit Jahren kämpfen wir täglich gegen fehlende Ärzte in unseren
Landkreisen. Die hausärztliche Versorgung beziehungsweise die
sogenannte Landarzt-Problematik hat für uns höchste Bedeu-
tung. Wir werden aber immer weiter in die Enge getrieben. Des-
wegen sind wir froh, mit dem Freistaat schon heute einen starken
Verbündeten zu haben, um dem zunehmenden Ärztemangel auf
dem Land bei gleichzeitiger Überversorgung in den Ballungsräu-
men zu begegnen“, so der Präsident des Bayerischen Landkreis-
tags, Landrat Christian Bernreiter, Deggendorf.

„Wenn unsere Bürgerinnen und
Bürger auch in Zukunft in ihrer
Heimat gesund werden wollen,
wenn sie krank sind, müssen wir
alle zusammenhalten und alle
Wege gangbar machen“, sagte
der Präsident. So begrüßt der
Bayerische Landkreistag auch al-
le Maßnahmen, die die Ausbil-
dung von Allgemeinmedizinern
bereits während des Studiums
fördert und über eine stärkere Ko-
operation von Universitätsklini-
ken mit Kreiskrankenhäusern die
Studierenden in den ländlichen
Raum bringt.

Aber nicht nur bei den
Hausärzten und in den Kranken-
häusern stehen die bayerischen
Landkreise vor großen Heraus-
forderungen. Auch im Bereich
des öffentlichen Gesundheits-
dienstes gibt es zahlreiche nicht
besetzte Stelle von Amtsärzten
und erhebliche Rekrutierungspro-
bleme. Amtsärzte sind beispiels-
weise für die Einschulungsunter-

suchungen zuständig und haben
eine wesentliche Rolle bei der
Aufsicht über die Pflegeheime.
„Derzeit fehlen in Bayern ange-
sichts der in den letzten Jahren
neu dazu gekommenen Aufgaben
und Standards im öffentlichen
Gesundheitsbereich, insbesonde-
re bei den Heimaufsichten, über
120 Stellen, die vom Freistaat ge-
schaffen und mit Fachpersonal
besetzt werden müssten. Der
Freistaat muss nicht nur für eine
konkrete Besetzung vakanter
Amtsarztstellen, sondern insge-
samt eine Steigerung der Attrakti-
vität des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes sorgen. Dazu gehört
beispielsweise die Etablierung
des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes als eigenständiges Fach
im Medizinstudium in gleicher
Weise wie eine Verbesserung der
Stellenausstattung der Gesund-
heitsämter insgesamt“, so der
Präsident des Bayerischen Land-
kreistags. 

nale Ebene modernisieren – dies
forderte Georg Fahrenschon, Prä-
sident Deutscher Sparkassen und
Giroverband. 

Deutschland modernisieren
über die kommunale Ebene 

Die Sparkassen seien bewusst
anders als andere Banken im Fi-
nanzsektor und stolz darauf, seit
langem ein belastbarer und ver-
lässlicher Partner für den Mittel-
stand und den Vermögensaufbau
zu sein. Das Geschäftsmodell der
Sparkassen funktioniere, so Fah-
renschon, aber auch die Sparkas-
sen müssen sich an den Wandel
durch die Digitalisierung anpas-

sen. Die Balance zwischen wirt-
schaftlichem Nutzen und dem In-
teressen der Kunden müsse im-
mer wieder neu ausgelotet wer-
den. Angebote der Sparkassen
sollen in der Breite sicher, funk-
tional und solide sein.

Besonders die Kooperation
zwischen den Sparkassen und
den kommunalen Trägern sind
Fahrenschon zufolge sehr wichtig
für die Interessenvermittlung
auch der Sparkassen. Vor diesem
Hintergrund dankte der DSGV-
Präsident auch den kommunalen
Spitzenverbänden für das ge-
meinsame Engagement im Hin-
blick auf die lokale Verankerung
der Sparkassen. DK

CDU/CSU-Fraktionsvorsitzendenkonferenz: 

Beschlüsse zu innerer
Sicherheit und Wirtschaft

Umfangreiche Beschlüsse zur inneren Sicherheit und zur Wirt-
schaftspolitik standen am Ende der Großen Fraktionsvorsitzen-
denkonferenz von CDU und CSU in München. Die Unionspoliti-
ker fordern, die rechtlichen, personellen und technischen Mög-
lichkeiten der Sicherheitsbehörden zu erweitern, damit sie der
Bedrohung durch Terror und extremistische Gewalt wirksam
begegnen können. 

Im wirtschaftlichen Bereich
wollen die Unionsfraktionen Un-
ternehmen von bürokratischen
Lasten befreien, Investitionen be-
schleunigen und die Innovations-
kraft der mittelständischen Wirt-
schaft im digitalen Zeitalter stär-
ken. Sie forderten überdies eine
Steuerentlastung von 15 Milliar-
den Euro und ein schrittweises
Auslaufen des Solidaritätszu-
schlags. Die Fraktionsvorsitzen-
denkonferenz gedachte in einer
Schweigeminute der Opfer des
Terroranschlags von Manchester.

„Die Konferenz hat sich erneut
als Werkbank der Unionsfamilie
bewährt. Die zwischen Ländern
und Bund, CDU und CSU ver-
einbarten Positionen sind solide,
auf die Realitäten im Deutschland
abgestimmte Bausteine für die
anstehende Wahlentscheidung im
Bund“, sagte der Vorsitzende der
Konferenz, Thüringens CDU-
Fraktionsvorsitzender Mike Moh-
ring. „Die Konferenz hat gezeigt,
dass wir als Union klare Vorstel-
lungen von unserem Kurs haben.
Und sie hat gezeigt, dass der
Wettbewerb der Länder die be-
sten Lösungen hervorbringt. Sie
war ein gutes Signal für die Stär-

kung des Föderalismus und ich
glaube, dass das Land Bayern bei
den Schwerpunktthemen der
Konferenz, innere Sicherheit und
Wirtschaft ein gutes Anschau-
ungsbeispiel war“, erklärte Tho-
mas Kreuzer, der gastbegebende
Vorsitzende der CSU-Fraktion im
Bayerischen Landtag.

Wie Mohring zum Beschluss
zur inneren Sicherheit sagte, „gibt
es ohne Sicherheit keine Freiheit.
Die Sicherheitsbehörden müssen
in die Lage versetzt werden, Ge-
walttätern stets ein Stück voraus
zu sein“. Nach dem Willen der
Unionsfraktionen sollen die Mög-
lichkeiten zur Speicherung und
Verwendung von Verkehrsdaten
ausgebaut werden. Die Konfe-
renz spricht sich unter anderem
für einen umfassenderen Einsatz
von DNA-Analysen, genetischen
Fingerabdrücken und des biome-
trischen Datenabgleichs aus. Die
Konferenz fordert die Länder auf,
die elektronische Fußfessel ent-
sprechend der bundesgesetz-
lichen Regelung einzuführen.
Doppelstaatlern, die sich Terror-
organisationen anschließen, soll
die deutsche Staatsangehörigkeit
entzogen werden. Polizisten, Feu-

erwehrkräften und Rettungskräf-
ten wollen die Unionspolitiker
den Rücken stärken. Für Angriffe
auf sie fordert die Fraktionsvorsit-
zendenkonferenz eine Mindest-
strafe von sechs Monaten.

Der Beschluss zur Wirtschaft
dient nach den Worten des Vorsit-
zenden der Konferenz dem Ziel,
„die Kräfte der mittelständischen
Wirtschaft zu entfesseln, wo so
sie durch unnötige Auflagen und
Verfahrensregeln gehemmt wer-
den, und sie fit für die digitale Zu-
kunft zu machen“. Die Unionspo-
litiker sehen ein Problem darin,
dass vor allem große Unterneh-
men in Forschung und Entwick-
lung investieren, kleine und mitt-
lere jedoch deutlich zurückfallen.
Vereinfachte Bilanzierungsre-
geln, der Abbau von Hürden im
öffentlichen Auftragswesen und
Doppelprüfungen gehören zum
Themenkomplex Bürokratieab-
bau. Durch ein Infrastrukturbe-
schleunigungsgesetz wollen CDU
und CSU dafür sorgen, dass vor-
handene Mittel schneller in die
öffentliche Infrastruktur investiert
werden können. Mittelständische
Unternehmen sollen bei der Digi-
talisierung von Produkten, Pro-
zessen und Dienstleistungen
durch einen Digitalbonus geför-
dert werden. 

Prostituierten-
schutzgesetz startet

zum 1. Juli
Die Bayerische Staatsregierung

hat die zuständigen Behörden für
die Umsetzung des Prostituierten-
schutzgesetzes festgelegt. „In en-
ger Abstimmung mit den kom-
munalen Spitzenverbänden ha-
ben wir die notwendigen Zustän-
digkeiten geregelt. Ab 1. Juli wer-
den in Bayern die Kreisverwal-
tungsbehörden und die Großen
Kreisstädte den Vollzug überneh-
men. Die Polizei unterstützt sie
bei der Umsetzung, insbesondere
bei Verdachtsfällen auf Men-
schenhandel oder Zwangsprosti-
tution. Die gesundheitliche Bera-
tung erfolgt in Bayern durch die
Gesundheitsämter“, so Bayerns
Sozialministerin Emilia Müller. 

Kernelemente des Gesetzes sind
die Einführung einer gesundheit-
lichen Beratungspflicht und einer
Anmeldepflicht für Prostituierte.
Zudem unterliegen Prostitutions-
gewerbe zukünftig der behördli-
chen Erlaubnis und Überwa-
chung. Für bereits vor dem 1. 7.
2017 in der Prostitution tätige
Personen sowie für vor diesem
Datum betriebene Prostitutions-
gewerbe gelten Übergangsrege-
lungen bis längstens 31. Dezem-
ber 2017. Das Prostitutions-
schutzgesetz wird von den Län-
dern vollzogen. „Wir werden die
Kommunen bei der Umsetzung
unterstützen“, so Müller. Die vom
Bund vorgegebene Umsetzungs-
frist sei zu kurz. Übergangsrege-
lungen würden den Behörden je-
doch etwas Luft verschaffen. 
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Prüfingenieure der Gütegemeinschaft Kanalbau auf der Baustelle:

Prüfen, informieren,
Qualität sichern

Ein wichtiger Bestandteil der Gütesicherung ist die Überprü-
fung der Gütezeicheninhaber durch einen der vom Güteaus-
schuss des Güteschutz Kanalbau beauftragten Prüfingenieure.
Für Baustellenbesuche bei Gütezeicheninhabern gilt: 2 Besu-
che pro Jahr in den Beurteilungsgruppen der offenen Bau-
weise bzw. Vortrieb sowie 1 Besuch pro Jahr in den Beurtei-
lungsgruppen zur Sanierung, Inspektion, Reinigung und
Dichtheitsprüfung. 

Die 30 Prüfingenieure führen
im Rahmen der kontinuierlichen
Prüfung der Gütezeicheninhaber
derzeit etwa 3.700 unangemelde-
te Baustellenbesuche pro Jahr
durch. Dabei werden die Aus-
führung der Maßnahme entspre-
chend den allgemein anerkannten
Regeln der Technik, die personel-
le und maschinentechnische Aus-
stattung sowie die Eigenüberwa-
chung bewertet. 

Baustellenmeldungen
als Grundlage

Baustellenbesuche gehören zur
täglichen Routine eines Prüfinge-
nieurs. Welches Unternehmen ist
turnusgemäß an der Reihe, wel-
ches Unternehmen führt eine
Baustelle aus, die zum Anforde-
rungsprofil der verliehenen Beur-
teilungsgruppe passt – so lauten
einige Fragen, die bei der Vorbe-
reitung und Terminplanung eine
Rolle spielen. „Grundlage für die
Planung der Baustellenbesuche
des Prüfingenieurs sind die Bau-
stellenmeldungen“, erläutert Di-
pl.-Ing. Sven Fandrich, Leitung
Außendienst, Gütegemeinschaft
Kanalbau. Im vergangenen Jahr
beispielsweise haben die Unter-
nehmen mit Gütezeichen 27.910
Baumaßnahmen gemeldet. 

Ist eine Baustelle zum Besuch
vorgesehen, stellt der Prüfinge-
nieur anhand der Meldungen
wichtige Angaben zusammen, et-
wa zu Personal, Leistungsumfang
oder Schwierigkeitsgrad der Aus-
führung und schafft damit die Ba-
sis für die geplante Bewertung
der Qualifikation und Zuver-
lässigkeit der Fachfirmen auf
Grundlage RAL-GZ 961.

In Güte- und 
Prüfbestimmungen definiert

Die Anforderungen an die
Fachkunde, technische Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässig-
keit der Bieter sowie an die Do-
kumentation der Eigenüberwa-
chung sind in den Güte- und Prüf-
bestimmungen definiert. Dem-
entsprechend werden bei den
Baustellenbesuchen die Einhal-
tung der allgemein anerkannten
Regeln der Technik, die personel-
le und maschinentechnische Aus-
stattung sowie die Eigenüberwa-
chung geprüft. 

Bei Maßnahmen der offenen
Bauweise schaut sich der Prüfin-
genieur an, ob die Bauausführung
den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entspricht und
auch, ob die Einbaubedingungen
des Rohres den Vorgaben aus der
Statik entsprechen. Daneben wer-
den die Geräte, die personelle Be-
setzung und die Eigenüberwa-
chungsunterlagen geprüft. Bei
der Eigenüberwachung sind die
für die Qualität maßgeblichen Pa-
rameter zu überprüfen und deren
Einhaltung zu dokumentieren.
Der so genannte Leitfaden gibt
den Umfang hierfür vor. Gütezei-
cheninhaber der Beurteilungs-
gruppe „Sanierung“ verfügen
über ein individuelles Handbuch,
in dem die zum Einsatz kommen-
den Materialien genannt sind, An-
forderungen an Verfahren, Aus-
führung und Eigenüberwachung
verbindlich definiert sind. Hier-
mit steht ein wichtiges Instrument
zur Verfügung, welches die Be-
wertung der Ausführung für Prüf-
ingenieur oder Bauüberwacher
ermöglicht. 

Alles vollständig
und in Ordnung?

Fehlen Angaben, oder ist alles
richtig und vollständig dokumen-
tiert? Ist das Personal qualifiziert
und sind auch die gemeldeten
Leute auf der Baustelle? In den
meisten Fällen steht der Polier
dem Prüfingenieur als Ansprech-
partner beim Baustellenbesuch
zur Seite, legt die erforderlichen
Unterlagen vor und beantwortet
etwaige Fragen. Stimmt die Si-
tuation auf der Baustelle mit den
gemeldeten Daten überein? Ge-
meinsam werfen die Fachleute ei-
nen Blick in den Rohrgraben.
„Das ist schon von Bedeutung“,
stellt Fandrich fest. „Denn über
die erfolgreich abgewickelten
Maßnahmen belegt der Gütezei-
cheninhaber seine Qualifikation
in unterschiedlichen Beurtei-
lungsgruppen. Im Ausführungs-
bereich AK3 für Maßnahmen in
einer Tiefenlage von bis zu 3 m,
bei größeren Tiefen wird vom
Auftraggeber in der Regel das
Gütezeichen AK2 (bis 5 m) oder
AK1 (> 5 m) als Nachweis der
Fachkunde gefordert. 

Ist alles in Ordnung, wird das
positive Ergebnis ebenso im Prüf-

bericht festgehalten, wie eventu-
elle Abweichungen. „Bei kleine-
ren festgestellten Mängeln erledi-
gen das die Kollegen meist ‚auf
dem kleinen Dienstweg’, fordern
eine kurzfristige Beseitigung der
Beanstandungen und besuchen
die Baustelle am nächsten Tag
noch einmal“, weiß Fandrich.
Das hat sich in der Praxis be-
währt. 

Kleiner Dienstweg

Bestätigt wird das von Dipl.-
Ing. Thomas Glahn, einer der
vom Güteausschuss der Gütege-
meinschaft beauftragten Prüfin-
genieure. „Es kommt immer mal
vor, dass es auf der Baustelle
klemmt“, so Glahn. So wurde er
kürzlich von einem Auftraggeber
angerufen, der mit der Koordina-
tion der Baumaßnahme und mit
der Qualität der Ausführung nicht
zufrieden war. Unter anderem
wurde ein häufiger Personal-
wechsel während der Maßnahme
bemängelt. Bei einem erneuten,
kurzfristig anberaumten Besuch
sprach der Prüfingenieur die An-
gelegenheit an und vergewisserte
sich, dass entsprechend qualifi-
zierte Arbeiter vor Ort im Einsatz
waren. „Dieser Besuch hat mit
dazu beigetragen, dass der Auf-
trag zur Zufriedenheit des Auf-
traggebers abgeschlossen werden
konnte“, so Glahn. 

Güteausschuss legt
Maßnahmen fest

Gravierendere Mängel werden
im Prüfbericht dem Güteaus-
schuss der Gütegemeinschaft zur
Beratung vorgelegt. Er empfiehlt
dann entsprechende Ahndungs-
maßnahmen. Bei festgestellten
und dokumentierten Mängeln
sieht die Satzung ein abgestuftes
System von Ahndungen vor: „zu-
sätzliche Auflagen“, „Verkürzung
des Besuchsintervalls“, „Verwar-
nung“ oder ein „befristeter oder
dauerhafter Entzug des Gütezei-
chens“. 2016 hat der Güteaus-
schuss auf Basis der Auswertun-
gen von Baustellen- und Firmen-
besuchen in 193 Fällen geringe
Beanstandungen festgestellt. Zu-
dem wurden 210 Verwarnungen
(Art 3) ausgesprochen, und in 7
Fällen wurde das Gütezeichen
entzogen (Art 4).

Die Arbeit der Prüfingenieure
und des Güteausschusses trägt
entscheidend dazu bei, dass Auf-
traggeber konsequent und wirt-
schaftlich die Prüfung der Bieter-
eignung durchführen können. So
werden über die Auswahl einer
fachlich geeigneten Firma die

Voraussetzungen für eine fachge-
rechte Ausführung der Maßnah-
me geschaffen. Denn die Aus-
wahl einer geeigneten Firma
kombiniert mit einer fachge-
rechten Bauüberwachung macht
den Erfolg einer Maßnahme
planbar. 

„Das bewerten in der Regel

Betriebseinrichtungen und Geräte werden beim Baustellen-
besuch überprüft. Bild: Güteschutz Kanalbau

Hochbehälter in Frankfurt grabenlos saniert:

UV-Liner überzeugte auf Anhieb
Im Nordosten von Frankfurt am Main hat die DIRINGER &
SCHEIDELROHRSANIERUNG GmbH & Co. KG Sanierungs-
arbeiten an einem Hochbehälter der Hessenwasser GmbH & Co.
KG vorgenommen. Zur Sanierung von neun Überlaufleitungen
des Bauwerks setzten die Spezialisten für grabenlose Sanierung
den lichtaushärtenden UV-Liner ein. Innerhalb von nur acht Ta-
gen war derAuftrag abgewickelt – inklusive sämtlicher erforder-
lichen Vor- und Nacharbeiten, die unter anderem die Errichtung
einer mobilen Baustraße umfassten.

Der aus den 1960er Jahren
stammende Hochbehälter, an der
Friedberger Landstraße am soge-
nannten Heiligenstock gelegen,
ist Teil einer Behältergruppe, die
der Trinkwasserversorgung der
nördlichen Stadtteile Frankfurts
dient. Da an den Überlaufleitun-
gen des Hochbehälters altersbe-
dingte Schäden festgestellt wur-
den, entschloss sich der Auftrag-
geber, die Hessenwasser GmbH
& Co. KG, zur Sanierung der
Kanäle. 

„An den Betonrohren DN 400
waren Längs- und Schalenrisse
aufgetreten, teilweise standen
die Leitungen kurz vor dem Ein-
bruch“, erläutert Hessenwasser-
Projektleiter Franz Josef Hesse
den Zustand der Kanäle. Da die
zu sanierenden Kanäle eine
Überdeckungshöhe von bis zu
6,50 m hatten, kam für Hessen-
wasser grundsätzlich nur ein gra-
benloses Verfahren in Frage.
Hesse: „Mit einem offenen Ver-
bau wäre das eine Großbaustelle
geworden“. Eine zusätzliche
Herausforderung stellte die ein-
geschränkte Zugänglichkeit des
Geländes dar. 

Neue Erfahrung

Mit der Durchführung der Ar-
beiten beauftragte Hessenwasser
die DIRINGER & SCHEIDEL
ROHRSANIERUNG GmbH &
Co. KG. In der Vergangenheit
hatte Hessenwasser das Unter-
nehmen schon mehrmals mit
Arbeiten im Trinkwasserbereich
betraut. Im Zuge derer hatte der
Auftraggeber auch die Vorzüge
von mittels Dampf bzw. Warm-
wasser aushärtenden Linern
kennengelernt; der in Heiligen-
stock eingesetzte lichtaushär-
tende UV-Liner sei jedoch für
Hessenwasser „eine neue Erfah-
rung“ gewesen.

Aufgrund der eingeschränkten
Zugänglichkeit des Einsatzortes,
die noch durch schlechte Wit-
terung erschwert wurde, ließ 
Dipl.-Ing. (FH), M.Eng., Markus

Schäfer, Bauleiter bei der DI-
RINGER & SCHEIDEL ROHR-
SANIERUNG GmbH & Co. KG,
Zweigniederlassung Aschaffen-
burg, zunächst eine 200 m lange
mobile Baustraße errichten. Be-
vor mit den eigentlichen Arbei-
ten an den Leitungen begonnen
werden konnte, mussten diese
aufgrund ihres schlechten Zu-
standes gespült, gereinigt und
gefräst werden. Im Anschluss

und chemikalienbeständige GFK-
Liner, der mit einer Außen- und
Innenfolie versehen ist, ist in
den Augen von Projektleiter
Hesse „für die Dimension DN
400 auf jeden Fall eine ideale
Wahl“. 

Überzeugt hat das System
nicht zuletzt durch seine kurze
Aushärtungszeit: „Nach zwei
Stunden ist beim UV-Liner alles
erledigt – die Alternative hätte
einen ganzen Tag und eine ganze
Nacht zum Aushärten benötigt“,
so Hesse. „Gegenüber einem mit
Wasser aushärtenden Liner ist
das ein riesiger Vorteil“. 

So konnten dank des vor Ort
eingesetzten Verfahrens große
Längen in kurzer Zeit verbaut
werden. Und obwohl zunächst

auch die Ansprechpartner auf der
Baustelle so“, stellt Fandrich im-
mer wieder fest. „Anhand der
Bauausführung bewertet der Prü-
fingenieur die Qualifikation des
Unternehmens. Zusätzlich nutzen
wir den Baustellenbesuch um das
Baustellenpersonal zu informie-
ren und zu sensibilisieren. Ziel

der Gütesicherung auf der Bau-
stelle ist, dass durch wachsende
Qualifikation der Beteiligten,
durch Eigenüberwachung und
natürlich auch durch die gemein-
same Auswertung etwaiger Feh-
ler die Ausführungsqualität konti-
nuierlich verbessert wird.“
www.kanalbau.com 

zogen die Experten von DIRIN-
GER & SCHEIDEL den UV-Li-
ner ein. Egal, ob rundes, eckiges
oder eiförmiges Profil, das Verfah-
ren eignet sich grundsätzlich für
sämtliche gängigen Leitungsquer-
schnitte in einem Nennweitenbe-
reich von DN 150 bis DN 1800
sowie für Eikreisprofile von
200/300 bis 900/1350. Das Ergeb-
nis ist eine formschlüssig anlie-
gende, dichte Rohrauskleidung,
die sich durch eine hohe Resistenz
gegen chemische und mechani-
sche Belastungen, eine lange Le-
bensdauer und hervorragende hy-
draulische Eigenschaften aus-
zeichnet. 

Schneller Einbau, 
kurze Aushärtungszeit

Der mehrlagige, korrosions-

eigens eine Baustraße errichtet
werden musste, war der Auftrag
schnell abgeschlossen: Inklusive
Vor- und Nacharbeiten nahm die
Sanierung des Hochbehälters le-
diglich acht Tage in Anspruch;
der eigentliche Einzug der Liner
war bereits nach vier Tagen erle-
digt. Der Auftraggeber jedenfalls
ist mit der schnellen Reaktion
von DIRINGER & SCHEIDEL
ebenso zufrieden wie mit dem
eingesetzten Produkt – Projekt-
leiter Hesse kann sich durchaus
vorstellen, bei zukünftigen Auf-
gaben erneut auf die in Frank-
furt-Heiligenstock erfolgreich
eingesetzte Lösung UV-Liner
zurückzugreifen. 
Weitere Informationen zur
DIRIGNER & SCHEIDEL
Rohrsanierung unter www.
dus-rohr.de 
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Zu viel Dünger:

Trinkwasser könnte teurer werden
Trinkwasser könnte in etlichen Regionen Deutschlands in Zu-
kunft spürbar teurer werden. Grund ist die hohe Belastung des
Grundwassers mit Nitrat. Über 27 Prozent der Grundwasserkör-
per überschreiten derzeit den Grenzwert von 50 mg/l. Wenn die
Nitrateinträge dort nicht bald sinken, müssen betroffene Wasser-
versorger zu teuren Aufbereitungsmethoden greifen, um das Roh-
wasser von Nitrat zu reinigen. 

Einer aktuellen Studie des Um-
weltbundesamtes (UBA) zufolge
kann dies die Trinkwasserkosten
um 55 bis 76 Cent pro Kubikme-
ter erhöhen. Das entspricht einer
Preissteigerung von 32 bis 45 Pro-
zent. Eine vierköpfige Familie
müsste dann bis zu 134 Euro im
Jahr mehr bezahlen.

Maria Krautzberger, Präsiden-
tin des UBA: „Mit den Neurege-
lungen in der Düngeverordnung
wurden lange überfällige Schritte
eingeleitet, die hoffentlich die Be-
lastungen so weit senken, dass
den Trinkwasserkunden die teure
Aufbereitung erspart bleibt. Wich-
tig sind jetzt eine konsequente
Umsetzung und verstärkte Kon-
trollen in den betroffenen Regio-
nen. Falls sich diese Belastungen
nicht verringern, müssten weitere
und strengere Auflagen für die
Landwirtschaft erfolgen.“

Gerade in Gebieten mit land-
wirtschaftlich intensiv genutzten
Flächen ist das Grundwasser häu-
fig durch zu viel Stickstoff bela-
stet. Grund sind die auf den Fel-
dern aufgebrachten Gülle und
Mist aus der intensiven Tierhal-
tung oder Mineraldünger für bei-
spielsweise Obst- und Gemüsean-
bau. Wasserversorger versuchen
bereits heute, das Wasser mit un-
terschiedlichen Maßnahmen zu
schützen, indem sie die darüber
liegenden Flächen selbst pachten,
Brunnen verlagern oder belastetes
mit unbelastetem Wasser mi-
schen. Auch diese Kosten fließen
bereits heute in den Trinkwasser-
preis mit ein.

Doch derartige Maßnahmen
werden in Zukunft in hochbe-
lasteten Regionen nicht ausrei-
chen, um den Nitratwert im Trink-
wasser niedrig zu halten. Die
UBA-Studie hat dies mit Daten
von und in Kooperation mit drei
großen Wasserversorgern unter-
sucht: OOWV (Oldenburgisch-
Ostfriesischer Wasserverband),
Rheinenergie und RWW (Rhei-
nisch-Westfälische Wasserwerks-
gesellschaft).

Zusätzliche Reinigung
des Wassers?

Ergebnis: In einigen Gebieten
könnte bald der Fall eintreten,
dass das Wasser zusätzlich gerei-
nigt werden muss. Dazu gibt es
unterschiedliche Verfahren: Elek-
trodialyse, Umkehrosmose, biolo-
gische Denitrifikation oder das
CARIX-Verfahren. Welches Ver-
fahren zur Anwendung kommen
kann, wird durch lokale Faktoren
wie der Wasserhärte oder der not-
wendigen Vor- oder Nachbehand-
lung des Wassers bestimmt. Die
Gesamtkosten für die Reinigung
hängen neben der Art des Verfah-
rens auch noch ab von der konkre-
ten Belastungssituation vor Ort,
dem zu erreichenden Nitratwert,
bis zu dem die Verunreinigungen
gemindert werden sollen (Ziel-
wert), und der Menge des aufzu-
bereitenden Wassers. In jedem
Falle bedeuten die Verfahren
mögliche berechnete Mehrkosten
von bis zu 76 Cent pro Kubikme-
ter für die Wasserkunden: diese
müssen also für die Überdüngung
in ihrer Region bezahlen.

Die Studie rechnet zudem aus,
wieviel die Reinigung von mit
Nitrat belastetem Grundwasser in
Deutschland insgesamt kosten
kann: zwischen 580 und 767 Mil-
lionen Euro pro Jahr. Zum Ver-
gleich: Maßnahmen der novellier-
ten Düngeverordnung kosten laut
Bundeslandwirtschaftsministeri-
um die Landwirtschaft bis zu
111,7 Millionen Euro pro Jahr, al-
so nur einen Bruchteil dessen, den

die betroffenen Trinkwasserkun-
den zu bezahlen hätten. Dies zeigt
erneut: Vorsorge ist billiger als
Reparatur. Diese Maßnahmen
helfen nicht nur, Nitrateinträge zu
reduzieren und die Kosten für die
Aufbereitung zu senken. Daneben
haben sie sogar noch viele weite-
re positive Auswirkungen auf die
Umwelt, wie den Erhalt der Ar-
tenvielfalt.

Zur novellierten Düngegesetz-
gebung gehört neben dem Dünge-
gesetz und die geplante Ein-
führung einer Stoffstrombilanz-
verordnung auch die Düngever-
ordnung, die nach einem lang-
jährigen Prozess umfangreich
überarbeitet und im Frühjahr 2017
verabschiedet wurde.

VKU zur Studie 
„Kosten Trinkwasser“ 
des Umweltbundesamtes 

Die durch das Umweltbundes-
amt vorgelegte Studie zur „Quali-
fizierung der landwirtschaftlich
verursachten Kosten zur Siche-
rung der Trinkwasserbereitstel-
lung“ belegt, die seit Jahren stei-
genden finanziellen Aufwendun-
gen der kommunalen Wasserver-
sorger in mit Nitrat belasteten Ge-
bieten. Diese Kosten entstehen
beispielsweise für die Überwa-
chung der Rohwasserressourcen
zur Trinkwassergewinnung, für
umfassende Beratungsleistungen
für eine gewässerschonende
Landbewirtschaftung, für den hö-
heren Aufwand bei der Wasser-
gewinnung durch Bohren von
neuen Brunnen oder durch die
Nutzung tieferer (unbelasteter)
Grundwasserleiter oder auch letzt-
endlich durch neue notwendige
technische Verfahren. Dies ge-
schieht, um den Grenzwert von 50
mg/l im Trinkwasser einzuhalten.
Am Ende muss der Bürger den
zusätzlichen Aufwand zahlen. 

Auch deshalb ist es so wichtig,
die Nitrateinträge in unsere Ge-
wässer deutlich zu reduzieren.
Maßgebliche Stellschraube dafür
ist, dass Gülle und mineralische
Dünger endlich korrekt bilanziert
und dann auch wirksame Gegen-
maßnahmen ergriffen werden.
„Ein Weiter so reicht für den
Schutz der Trinkwasserressour-
cen nicht“, so der Verband kom-
munaler Unternehmen, der in
Deutschland die kommunale 
Wasserwirtschaft vertritt. Die
Neuregelung des Düngerechts,
das mit der Einigung der Regie-
rungskoalition auf eine Stoff-
strombilanzverordnung nun auch
noch seinen letzten Baustein er-
halten hat, ist mit Blick auf dieses
Ziel aber nur ein Startschuss. Es
bleiben noch weitere Aufgaben
für die nächste Bundesregierung,
die nach der Wahl rasch angegan-
gen werden müssen.

Das in diesem Jahr vom Bun-
destag novellierte Düngegesetz
schreibt vor, dass ab dem 1. Janu-
ar 2018 eine Verordnung zur Bi-
lanzierung der Nährstoffströme
zum Beispiel für Gülle in der
Landwirtschaft verabschiedet
werden muss. Heute konnte nach
langen und zähen Verhandlungen
zwischen den Koalitionsfraktio-
nen sowie dem Bundesumwelt-
und dem Bundeslandwirtschafts-
ministerium ein tragfähiger Kom-
promiss für die Ausgestaltung die-
ser Stoffstrombilanzverordnung
gefunden werden, so der ernäh-
rungs- und landwirtschaftspolit-
scher Sprecher, Wilhelm Pries-
meier.

„Die SPD-Bundestagsfraktion
ist froh, dass nun endlich ein von
allen Beteiligten akzeptierter Ver-
ordnungsentwurf auf den Weg ge-

bracht werden konnte. Damit wird
den Landwirtschaftsbetrieben er-
möglicht, ehrliche Bilanzen für ih-
re Nährstoffströme vorzulegen.
Außerdem bietet es dem Agrar-
sektor die Chance, klar und trans-
parent ihren Umgang mit der Um-
welt darzustellen.

Die SPD-Bundestagsfraktion
konnte dabei durchsetzen, dass
sich die zuvor geforderten Mess-
ungenauigkeiten von 20 Prozent
nicht mehr im Verordnungstext
wiederfinden. Auch konnten die
anrechenbaren Grobfutterverlu-
ste auf ein realistisches Maß re-
duziert werden. Beides hätte ei-
ne unzulässige Verfälschung der
Bilanzen nach sich gezogen.
Auch wurde auf unsere Initiati-
ve hin vereinbart, dass nach den
Erkenntnissen der Einführungs-
phase bis 2023 die Bilanzierung
angepasst wird. Wichtig war uns
zudem, dass auch Biogasanla-
gen ab 2018 ihre Nährstoffströ-
me bilanzieren müssen.

Die SPD-Bundestagsfraktion
hofft nun, dass die Anpassungen
im Düngerecht ausreichen, um
das anhängige Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Deutsch-
land abzuwenden. Sicher ist je-
denfalls, dass in den kommenden
Jahren auch für die Bereiche
Phosphor und Ammoniak das
Düngerecht erneut angepasst wer-
den muss. Gerne hätte das die
SPD-Bundestagsfraktion bereits
in dieser Legislaturperiode getan,
auch um den Landwirten langfri-
stige Planungssicherheit zu geben.
Doch war dies mit dem Koaliti-
onspartner nicht möglich.“

BUND: Verschärfung des
Düngerechts erforderlich

Anlässlich einer neuen Studie
des Umweltbundesamtes (UBA)
zur Nitratbelastung des Grund-
wassers fordert der Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutsch-
land (BUND) eine Verschärfung
des Düngerechts. Bundesweit
werden bei etwa einem Drittel al-
ler Grundwassermessstellen in der
Nähe landwirtschaftlicher Nutz-
flächen die Nitrat-Grenzwerte
überschritten. Besonders hoch ist
die Belastung in Gebieten mit viel
Tierhaltung. 

Mit Nährstoffen wie Nitrat be-

lastetes Grundwasser kann nicht
als Trinkwasser verwendet wer-
den, ohne verdünnt oder chemisch
aufbereitet zu werden. Der UBA-
Studie zufolge belaufen sich die
Zusatzkosten der Wasserwerke
auf bis zu 767 Millionen Euro im
Jahr. Die Wasserrechnung für ei-
nen Vier-Personen-Haushalt er-
höht sich dadurch um bis zu 134
Euro im Jahr. „Es ist inakzeptabel,
dass die Wasserwerke und letzt-
lich die Verbraucher hunderte
Millionen Kosten tragen müssen,
weil die Gewässer in Deutschland
mit Düngemitteln belastet sind“,
sagte der BUND-Vorsitzende Hu-
bert Weiger. 

Nährstoffeinträge
reduzieren

Wichtig seien jetzt konsequen-
te Gegenmaßnahmen des Land-
wirtschaftsministeriums. „Zum
Schutz von Fließgewässern,
Meeren und des Grundwassers
müssen Nährstoffeinträge aus der
Landwirtschaft deutlich reduziert
werden. Minister Schmidt muss
sich endlich dazu durchringen,
das Düngerecht deutlich zu ver-
schärfen. Jetzt muss die Hoftorbi-
lanz für alle Betriebe ab dem Jahr
2018 kommen. Es braucht einen
sofortigen Düngestopp in beson-
ders belasteten Gebieten und eine
bundesweite Gülle-Transportda-
tenbank“, forderte Weiger. 

Der BUND-Vorsitzende wies
auch darauf hin, dass in der
Studie lediglich die Kosten zur
Trinkwassergewinnung berech-
net worden seien. „Die Nitratbe-
lastung von Bächen, Flüssen
und Meeren hat das Umwelt-
bundesamt noch gar nicht unter-
sucht. Hohe Nährstoffeinträge in
Gewässer schädigen Fische,
Amphibien und andere Lebewe-
sen. Die tatsächlichen volkswirt-
schaftlichen Kosten dürften in
die Milliarden gehen. Und noch
gänzlich im Dunkeln liegt, wie
hoch die Schäden für die Arten-
vielfalt sind“, sagte Weiger.

Durch die UBA-Studie relati-
viere sich auch das von der Agrar-
industrie immer wieder ins Feld
geführte Argument der hohen 
Kosten für Bio-Lebensmittel.
„Würden bei Lebensmitteln exter-
ne Kosten beispielsweise für die
Trinkwasseraufbereitung einge-
rechnet, wären konventionelle Le-
bensmittel viel teurer und der Ab-
stand zu Öko-Lebensmitteln lan-
ge nicht so groß“, betonte der
BUND-Vorsitzende. 

Schatz unter der Straße
VKU-Positionen zur Infrastruktur der

kommunalen Wasser- und Abwasserwirtschaft
Über maßgebliche Herausforderungen für die Infrastrukturent-
wicklung in der kommunalen Wasser- und Abwasserwirtschaft
informiert der VKU in einem neuen Positionspapier mit dem Titel
„Infrastruktur - Schatz unter der Straße“. Die Publikation bün-
delt die politischen Positionen des Verbandes im Themenfeld In-
frastrukturerhalt und -entwicklung, bereitet diese grafisch auf
und verknüpft sie mit den wichtigsten Ergebnissen der VKU-Mit-
gliederbefragung. 

Die Ergebnisse der VKU-Mit-
gliederbefragung zeigen deutlich
auf, dass die Unternehmen der
Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung den Erhalt und die
Erneuerung der vorhandenen
Leitungs- und Kanalnetze als
maßgebliche Herausforderung
betrachten, die die Verwendung
der zur Verfügung stehenden
Mittel künftig entscheidend be-
stimmen wird. 

Vielerorts erreicht die Infra-
struktur das Ende der Nutzungs-
dauer. Daher stehen vermehrt
Erneuerungsinvestitionen an.
Neben Instandhaltungs- und Er-
neuerungsinvestitionen wird der
Mitteleinsatz zukünftig vor al-
lem durch zusätzliche rechtliche
und technische Anforderungen
sowie durch sich stetig verän-
dernde strukturelle Rahmenbe-
dingungen beeinflusst. 

Investitionsverhalten

Zwei Drittel der Abwasserent-
sorger gehen davon aus, dass
sich erhöhte technische und
rechtliche Anforderungen auf
das Investitionsverhalten in der
Abwasserentsorgung auswirken
werden. Aufgrund der zahlrei-
chen verschiedenen Anforderun-
gen, die sich derzeit in der Dis-
kussion befinden, lässt sich da-
bei keine klare Hierarchie aus-
machen.

So gibt es mit Blick auf die
Anzahl der Nennungen nur we-
nige Unterschiede zwischen er-
höhten Anforderungen an die
Einleitung von Abwasser, an
weitergehende Behandlungs-
maßnahmen, die Klärschlam-
mentsorgung und Phosphorrück-
gewinnung sowie an die Nieder-
schlagswasserbewirtschaftung. 

Die Ergebnisse spiegeln da-
mit eindrucksvoll wider, dass
die kommunalen Abwasserent-
sorger derzeit mit einer Reihe
von politischen Initiativen kon-

frontiert sind, die sich maßgeb-
lich auf das Investitionsverhal-
ten und die Höhe der Entgelte
der kommunalen Abwasserent-
sorgung auswirken können. Für
41 Prozent der Trinkwasserver-
sorger nehmen wachsende An-
forderungen wie der Umgang
mit zunehmenden Stofffrachten
im Rohwasser oder die Qua-
litätsüberwachung, entscheiden-
den Einfluss auf das zukünftige
Investitionsverhalten. 

Strukturelle
Rahmenbedingungen

31 Prozent der Wasserversorger
und 21 Prozent der Abwasserent-
sorger sehen durch die Verände-
rung der strukturellen Rahmenbe-
dingungen besondere Herausfor-
derungen auf sich zukommen. Für
die Trinkwasserversorger stehen
dabei besonders der rückläufige
Wassergebrauch, der demografi-
sche Wandel und der generelle
Bevölkerungsrückgang im Fokus. 

Für ein Viertel der Befragten
ergibt sich zudem aus der Ver-
schlechterung der Rohwasserqua-
lität, insbesondere infolge zuneh-
mender Nitrat- und Pflanzen-
schutzmittelkonzentrationen, zu-
sätzlicher Handlungsdruck. Für
die betroffenen Abwasserentsor-
ger sind in diesem Bereich vor al-
lem klimatische Veränderungen,
die zum Beispiel mit der Bewälti-
gung von Starkregenereignissen
verbunden werden, gefolgt von
demografischem Wandel maß-
geblich.

Während gut 40 Prozent dieser
Unternehmen eine Herausforde-
rung im Bevölkerungsrückgang
sehen, gibt etwa ein Viertel an,
dass sich zukünftig auch regiona-
le Bevölkerungszuwächse als be-
sondere Herausforderung auf den
Erhalt und die Erweiterung der
Infrastrukturen zeigen werden.

Leitungs- und Kanalnetze
im Blickfeld

Mit 96 Prozent der Wasser-
versorger und 88 Prozent der
Abwasserentsorger schätzt die
überwiegende Mehrzahl der
Unternehmen, dass die für Inve-
stitionen zur Verfügung stehen-
den Mittel künftig schwer-
punktmäßig in die Leitungs-
und Kanalnetze fließen werden. 

Für die Abwasserentsorger
spielen gleichzeitig die Investi-
tionen in die Abwasserbehand-
lung (54 Prozent) und in die
Niederschlagswasserbewirt-
schaftung (40 Prozent) eine
wichtige Rolle. Deutlich sicht-
bar wird anhand der Umfrageer-
gebnisse auch die steigende
wirtschaftliche Relevanz der
Themen IT-Sicherheit und Ener-
gieoptimierung. 

Die kommunalen Unterneh-
men investieren beständig auf
hohem Niveau. Etwa drei Vier-
tel der Befragten geben an, dass
die derzeit für den Substanzer-
halt aufgewendeten Mittel für
den aktuellen Bedarf ausrei-
chen. Gleichzeitig gehen über
drei Viertel der Unternehmen
aber auch davon aus, dass die
Mittel für die erforderlichen In-
vestitionen langfristig ansteigen
müssen. 

Die Ergebnisse verdeutlichen,
dass aktuell überwiegend kein
Defizit in der Substanzerhal-
tung zu verzeichnen ist. Um
dies langfristig auch weiterhin
zu gewährleisten, werden die
Infrastrukturausgaben in den
kommenden Jahren nochmals

Naabtal-Plan 
in Schwandorf vorgestellt

Der Freistaat hat mit dem Naabtal-Plan die erste Hochwasser-
Gesamtbetrachtung eines großen Nebenflusses der Donau vor-
gelegt. Denn in Zeiten des Klimawandels kommt das nächste
Hochwasser mit Sicherheit. Hochwasserschutz ist deshalb eine
entscheidende Zukunftsaufgabe. Das betonte die Bayerische
Umweltministerin Ulrike Scharf bei der Vorstellung des Hoch-
wasserschutz-Konzeptes für das Naabtal in Schwandorf.

Scharf zufolge „hat in Bayern
der Hochwasserschutz höchste
Priorität. Hochwasserschutz ist
mir eine Herzensangelegenheit.
Die drei Säulen vorbeugender
Hochwasserschutz, technischer
Hochwasserschutz und allen vor-
an die zeitnahe Warnung vor dro-
hendem Hochwasser müssen gut
aufeinander abgestimmt werden.
Wir brauchen für jedes Hochwas-
ser und für jeden Fluss maßge-
schneiderte Lösungen. Denn kein
Gewässer gleicht dem anderen.
Wenn staatliche Vorsorge, kom-
munale Vorsorge und Eigenvor-
sorge der Bürger Hand in Hand
gehen, ist das der beste Weg zum
optimalen Hochwasserschutz im
Naabtal.“

Das Naabtal im Landkreis
Schwandorf ist stark hochwasser-
gefährdet. In den Jahren 2002 und
2013 entging die Region knapp
einer Hochwasser-Katastrophe,
weil die dafür ursächlichen Re-
gengebiete das Einzugsgebiet der
Naab nur streiften. Bei einem
hundertjährlichen Hochwasser

wären rund 13.500 Einwohner
und 1.850 Arbeitsplätze gefähr-
det. Davor soll der Naabtal-Plan
die Gemeinden schützen. 

auch hier einen Hochwasserschutz
für die Menschen und mit den
Kommunen.“ Das Wasserwirt-
schaftsamt Weiden hat für Sied-
lungen im Naabtal – betroffen sind
Gebiete in neun Gemeinden – Lö-
sungskonzepte erarbeitet. In der
Planung vorgesehen sind unter an-
derem Geländeauffüllungen, Dei-
che, Hochwasserschutzwände so-
wie Binnenentwässerung einsch-
ließlich Pump- und Schöpfwer-
ken. Die Kosten für die Umset-
zung des Naabtal-Plans liegen
nach ersten Schätzungen bei rund
75 Millionen Euro. Für die Umset-
zung wird ein Zeitraum von 15 bis
20 Jahren angesetzt.

Nach dem Junihochwasser 2013
hat die Staatsregierung beschlos-
sen, die Anstrengungen im Hoch-
wasserschutz weiter zu intensivie-
ren und den Schutz der Menschen
in Bayern vor den Naturgewalten
noch schneller zu verbessern. Das
Hochwasserschutzprogramm
2020plus ist die größte wasserbau-
liche Infrastrukturmaßnahme Bay-
erns. Insgesamt werden rund 3,4
Milliarden Euro in den Hochwas-
serschutz investiert. Aktuell laufen
in Bayern rund 250 Maßnahmen
zum Schutz vor Hochwasser: vom
kleinen Rückhaltebecken bis zum
Großprojekt Hochwasserschutz
entlang der Donau. 

Ulrike Scharf. 

Scharf: „Wir brauchen im Naab-
tal eine intensive Hochwasservor-
sorge. Außerdem empfehlen wir
den Bürgern eine Elementarscha-
denversicherung, die das Restrisi-
ko abdecken kann. Wir wollen
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Hasenbergl und Harthof:

Glasfasernetz 
geht in Betrieb

Im Juli 2016 fiel der Startschuss für die zweite Stufe des Münchner
Glasfaserausbaus, der insgesamt größten Ausbaumaßnahme dieser
Art in Deutschland. Zuerst rollten die Bagger in den Stadtteilen Ha-
senbergl und Harthof im Norden Münchens an. Dort wo die Arbei-
ten abgeschlossen sind, können die Bewohner ab sofort leistungs-
fähige Glasfaseranschlüsse beim regionalen Telekommunikations-
anbieter M-net beziehen. Dabei stehen ihnen Bandbreiten von heu-
te 300 Megabit bis künftig sogar 1 Gigabit zur Verfügung.

In der zweiten Ausbaustufe
kommen als erstes die Bewohner
der Stadtteile Hasenbergl und
Harthof in den Genuss der neu-
en Highspeed-Internet-, Telefon-
und TV-Anschlüsse von M-net.
Bislang haben bereits 350.000
Haushalte in München Zugang
zum schnellen Glasfasernetz, bis
Jahresende sollen weitere 30.000
Haushalte hinzukommen.

Gfast Technologie

Dank eines neuen Datenüber-
tragungsverfahrens namens G.fast
ist M-net in der Lage, die Band-
breiten selbst in Wohneinheiten
mit bestehenden Telefonleitun-
gen im Haus auf einen neuen
Spitzenwert zu heben: M-net
setzt als erster Glasfaseranbieter
in Deutschland die G.fast Techno-
logie ein und wird so künftig Da-
tenraten ermöglichen, die Super
Vectoring (bis 300 MBit/s) oder

VDSL/2-Vectoring (bis 100
MBit/s) weit übertreffen. G.fast
erhöht die Geschwindigkeit, mit
der Daten über die bestehenden
Kupferverkabelungen im Haus
transportiert werden können. Die
neue Technologie wird daher vor
allem in Bestandsbauten mit
mehreren Wohneinheiten zum
Einsatz zu kommen.

Mit dem Münchner Glasfaser-
ausbau wollen die Stadtwerke
München und ihre Telekommuni-
kationstochter M-net eine zu-
kunftsfähige digitale Infrastruktur
schaffen. Dazu verlegen sie in den
kommenden Jahren rund 800 Ki-
lometer Glasfaserkabel im Stadt-
gebiet. Bis 2021 wird M-net so in
knapp 70 Prozent aller Münchner
Wohn- und Gewerbehaushalten
schnelle Internetanschlüsse anbie-
ten können. Das Projekt gilt als
größte Ausbaumaßnahme in
Deutschland mit Leuchtturmcha-
rakter in Europa. 

M-net Glasfaseranschluss:

Beste Tarifbedingungen
M-net auf Platz 1 im deutschlandweiten FOCUS MONEY

Anbietervergleich
Welcher Telekommunikationsanbieter bietet seinen Kunden die
beste Doppel-Flatrate beim Telefon- und Internetanschluss? Die-
ser Frage ging das Vergleichsportal Check 24 im Auftrag der Zeit-
schrift FOCUS MONEYauf den Grund. Das Ergebnis: M-net hat
die besten Tarifbedingungen. 

Bei einem Internetanschluss
ist nicht nur der Preis entschei-
dend, sondern auch eine ganze
Reihe anderer Faktoren: Wie
schnell soll der Anschluss sein?
Wie gut sind Netz und Service
des Providers? Und kommen am
Ende versteckte Zusatzkosten
auf den Kunden zu? Fragen wie
diesen ist Check24 nachgegan-
gen und hat in einem aufwendi-
gen Vergleich unter zehn regio-
nalen und nationalen Telekom-
munikationsanbietern die Be-
sten gekürt.

Faire Konditionen 

In der Kategorie „Tarifbedin-
gungen“ haben die Tester zehn
Kriterien untersucht. Die höchste
Gewichtung nahmen dabei die
maximale Netzgeschwindigkeit,
die mitgelieferte kostenlose Hard-

ware und der mögliche Einsatz
einer Geschwindigkeitsdrossel
ein. Mit seinem Glasfaser-Tarif
„Surf&Fon Flat 50“ erreichte M-
net dabei die maximal zu errei-
chende Punktzahl und landete
deutlich vor allen anderen Anbie-
tern. „Das Ergebnis zeigt, dass
das Preis-Leistungsverhältnis bei
M-net stimmt und dass unsere
Kunden faire Konditionen erwar-
ten dürfen, die genau auf ihre Be-
dürfnisse zugeschnitten sind“,
freut sich Dorit Bode, die Ge-
schäftsführerin Marketing&Ver-
trieb bei M-net. 

M-net zählt seit Jahren zu den
am schnellsten wachsenden re-
gionalen Telekommunikationsan-
bietern in Deutschland und baut
sein Netzgebiet kontinuierlich
aus. Aktuell zählt der Provider
über 410.000 Kundenanschlüsse
in Bayern und Hessen. 

Publikation der kommunalen Spitzenverbände und Vitako:

Informationssicherheitsleitlinie
in Kommunalverwaltungen 

Die Entwicklung der Informationstechnologie und deren zuneh-
mende Durchdringung aller Lebensbereiche führen zu neuen An-
forderungen an die Informationssicherheit. Sensible IT-Systeme
mit wachsender Komplexität, Vernetzung und Verwundbarkeit
sind zunehmend zielgerichteten, hochprofessionellen Angriffen
ausgesetzt, deren Schadenspotenzial dramatisch ansteigt. Vor die-
sem Hintergrund haben der Deutsche Städtetag, der Deutsche
Landkreistag und der Deutsche Städte- und Gemeindebund ge-
meinsam mit der Bundes-Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen
IT-Dienstleister in Deutschland (VITAKO) die Erarbeitung einer
Handreichung für die Verwaltungen von Städten, Landkreisen
und Gemeinden initiiert.

Die „Handreichung zur Ausge-
staltung der Informationssicher-
heitsleitlinie in Kommunalver-
waltungen“ beschreibt den Ein-
stieg in Entwicklung und Gestal-
tung von Informationssicherheits-
leitlinien sowie Wege zum Auf-
bau und Betrieb kommunaler In-
formationssicherheits-Manage-
mentsysteme. Sie orientiert sich
an den in Deutschland verbreite-
ten Standards zur Informationssi-
cherheit sowie an den Vorgaben
der Leitlinie zur Informationssi-
cherheit des IT-Planungsrates und
berücksichtigt besonders die spe-
zifischen Bedingungen in der
kommunalen Praxis.

„100 % Sicherheit gibt es nicht!
Bestimmten Risiken kann man
nicht wirtschaftlich sinnvoll entge-
gentreten“, so das Fazit. Die Lei-
tungsebene hat laut Handreichung
die verbleibenden Risiken in Er-
fahrung zu bringen, mit geeigne-
ten Mitteln entgegenzusteuern (et-
wa durch Umstrukturierungen)
oder diese unter bestimmten Um-
ständen zu akzeptieren. Je nach
Größe, Organisationsstruktur, Si-
cherheitsbedürfnis bzw. Reifegrad
und finanziellen Möglichkeiten
werden die Anforderungen an das
ISMS unterschiedlich ausfallen.

Größtmögliche Sicherheit sei
nicht im Rahmen eines einmal zu
durchlaufenden Projektes zu er-
reichen, heißt es weiter. Steigende
Anforderungen an die Informati-
onssicherheit seien mit einem
höheren Bedarf an Ressourcen
verbunden, was bei der Planung
des ISMS zu berücksichtigen ist.

Unabhängig von der Organisa-
tion der IT (Betrieb in Eigenre-
gie oder durch IT-Dienstleister)
kann keine pauschale Empfeh-
lung zum ISMS und dem erreich-
baren Sicherheitsniveau gegeben
werden. Auch bei der Zusam-
menarbeit mit IT-Dienstleistern
ist die Behörde nicht vom Infor-
mationssicherheitsmanagement
entbunden, die Verantwortung
und die Kontrollpflichten ver-
bleiben beim Auftraggeber. Die
übergreifenden Aspekte der In-
formationssicherheit (z. B. Si-
cherheitsmanagement, Organisa-
tion, Personal etc.) und die Risi-
ken für die Geschäftsprozesse
sind auch durch einen IT-Dienst-
leister nicht oder nur teilweise zu
beeinflussen. 

Geringere Komplexität

Nichtsdestotrotz reduziert die
Übertragung von Aufgaben des
IT-Betriebs an einen IT-Dienstlei-
ster die Komplexität des Informa-
tionsverbundes deutlich und er-
leichtert die Beherrschung der In-
formationssicherheit. Den Auf-
bau eines ISMS können IT-
Dienstleister unterstützen, da die
notwendigen Kompetenzen hier
standardmäßig vorhanden sind
und durch vertragliche Regelun-
gen eingefordert werden sollten.

Vor dem Hintergrund der wei-
ter zunehmenden Komplexität
der kommunalen IT-Infrastruktu-
ren, der prognostizierbaren weite-
ren Öffnung der Verwaltung nach
außen (Open Data, EGovern-

ment-Services etc.), der wachsen-
den Intransparenz vielgestaltiger
Bedrohungen und schließlich der
zunehmenden Aufmerksamkeit
der Bürgerinnen und Bürger (und
der Medien) sollten Verwaltun-
gen, die ihre IT allein betreiben,
intensiv prüfen, ob eine Zusam-
menarbeit mit einem professio-
nellen kommunalen IT-Dienstlei-
ster zu einer Verbesserung der In-
formationssicherheit beiträgt.

„Generell bedarf es des Be-
kenntnisses der Behördenleitung
zur Informationssicherheit und 
eines klaren Regelwerkes un-
ter Berücksichtigung der Verant-
wortlichkeiten“, heißt es in dem
Papier. Alle Beschäftigten der
Behörde seien in den Sicher-
heitsprozess einzubeziehen. Be-
stimmten Gefährdungen wie z. B.
dem Social Engineering, könne
nur gemeinsam mit organisatori-
schen Maßnahmen wirksam ent-
gegengewirkt werden.

Die Leitlinie für die Informati-
onssicherheit des IT-Planungsra-
tes fordert Ebenen übergreifende
Informationssicherheit für Bund,
Länder und Kommunalverwal-
tungen. Dabei ist die interkom-
munale Zusammenarbeit zur
Umsetzung einheitlicher Sicher-
heitsmaßnahmen nicht nur un-
ter Berücksichtigung von Wirt-
schaftlichkeitsaspekten nötig. Die
kommunalen Spitzenverbände
sind die Interessenvertreter in den
Steuerungsgremien von Bund und
Ländern. Mit dem IT-SiBe-Forum
bieten sie zudem eine Austausch-
plattform für Informationssicher-
heitsbeauftragte und Praktiker in
den Kommunalverwaltungen.

Unter diesem Begriff werden
allgemein Angriffstechniken zu-
sammengefasst, die sich auf die
gezielte Manipulation von Men-
schen beziehen, um Zugang zu
Computersystemen zu erlangen.
Ein Beispiel bildet die Vortäu-
schung bestimmter Identitäten, um
angriffsrelevante Informationen
von Mitarbeitern zu erhalten. DK

Telekom führend im Kabelnetz: 

Ab sofort 500 MBit/s
Als erster Infrastrukturanbieter in Deutschland bietet die 
Telekom mit Zuhause Kabel einen Internetanschluss an, der
über das herkömmliche Koaxialkabel Übertragungsge-
schwindigkeiten von bis zu 500 MBit/s ermöglicht. Mieter, 
deren Hausverwaltung oder Wohnungswirtschaft sich für das
Kabelsignal der Telekom entschieden haben, können das
schnelle Internet ab sofort buchen. 

Der neue Tarif Zuhause Kabel Surfen und Telefonieren XXL
bietet neben der Download-Geschwindigkeit von bis zu 
500 MBit/s auch Upload-Raten von 25 MBit/s. Nutzer zahlen für
das Angebot monatlich 69,95 Euro mit Mindestvertragslaufzeit,
ansonsten liegen die Kosten bei monatlich 74,95 Euro. Für den
500 MBit/s Zuhause Kabel Anschluss steht dem Kunden ein Ka-
belmodem mit WLAN mit bis zu 1.300 MBit/s und vier Ether-
net-Anschlüssen für Kabelverbindungen zur Auswahl, das er bei
der Telekom entweder mieten oder kaufen kann. 

„Mit den Möglichkeiten der Digitalisierung steigen auch die
Ansprüche der Mieter“, sagt Hagen Rickmann, Geschäftsführer
Geschäftskunden Telekom Deutschland GmbH. „Mit der konti-
nuierlichen Weiterentwicklung unserer Infrastruktur unterstützen
wir Wohnungswirtschaftsunternehmen dabei, die Zufriedenheit
ihrer Mieter zu erhöhen und so die Attraktivität der Immobilien
zu steigern.“

Unabhängig vom schnellen Internet beinhaltet das Kabel-TV
der Telekom derzeit mehr als 240 freie analoge und digitale
Fernseh- und Radiosender, davon derzeit 30 in HD-Qualität. Zu-
dem sind mehr als 35 Fremdsprachenprogramme inklusive. Ak-
tuell gehört dieses Free TV-Angebot zu den umfangreichsten
in Deutschland und wird stetig weiter ausgebaut. Für den Emp-
fang des Free-TV-Portfolios benötigen die Nutzer keine zusätz-
lichen Endgeräte. Außerdem bietet Zuhause Kabel Fernsehen ein
umfangreiches eigenes Pay-TV Portfolio mit verschiedenen
deutsch- und fremdsprachigen Paketen an. 

Innenminister Herrmann: 

Wachsende Bedrohung
durch Cyber-Kriminalität

Beim 6. Wirtschaftsforum Oberhaching hat Bayerns Innenmini-
ster Joachim Herrmann vor den zunehmenden Gefahren durch
Cyber-Kriminalität, digitale Spionage und Sabotage gewarnt: „Die
Digitalisierung verändert unsere Welt massiv. Den Chancen der di-
gitalen Welt stehen aber auch große Risiken gegenüber.“ Das
Spektrum reiche von Erpressung über Waffen- und Drogenkäufe
im Darknet bis zu Beleidigungen und Betrügereien im Netz. 

Die Straftaten mit dem ‚Tat-
mittel Internet‘ sind bayernweit
zuletzt deutlich gestiegen. Nach-
dem bereits im Jahr 2015 eine
Zunahme um 12,7 % zu ver-
zeichnen war, schlug im vergan-
genen Jahr ein Zuwachs um 
3,8 % auf knapp 24.900 Delikte
mit einem Gesamtschaden von
17,5 Millionen Euro zu Buche.
Auch bundesweit gab es 2016 ei-
ne ähnliche Entwicklung mit
knapp 253.290 Fällen. 

Breites Angebot
für Mittelständler

Für Herrmann ist es daher nur
konsequent, dass der Freistaat
mittelständische Unternehmen,
die überdurchschnittlich oft Op-
fer von Cyberattacken werden,
auf vielfältige Weise dabei un-
terstützt, sich selbst zu schüt-
zen. „Gerade für Mittelständler
gibt es im Freistaat ein breites
Angebot an Beratung und finan-
zieller Förderung“, betonte
Herrmann, der ergänzte: “Seien
Sie den Cyberverbrechern einen
Schritt voraus und nutzen Sie
das Angebot!“

„Leider werden nach wie vor
oft Gefahren im Netz nicht er-
kannt oder unterschätzt. Nicht
selten stehen die „virtuellen
Werktore“ wegen unzureichen-
der IT-Schutzmaßnahmen weit
offen“, erklärte Hermann. 

Mit dem Cyber-Allianz-Zen-
trum-Bayern, das beim Bayeri-
schen Landesamt für Verfas-
sungsschutz angesiedelt ist, steht
deshalb ein kompetenter An-
sprechpartner für Unternehmen,
Hochschulen und Betreiber kriti-
scher Infrastrukturen bereit. Im
Rahmen des Masterplans ‚BAY-
ERN DIGITAL‘ soll das Cyber-
Allianz-Zentrum nun personell
noch weiter verstärkt werden.
Außerdem unterstützt der Frei-
staat mit dem bundesweit einzig-
artigen Förderprogramm ‚Digi-
talbonus Bayern‘ mittelständi-
sche Unternehmen auch finanzi-
ell dabei, sich zu digitalisieren
und ihre IT-Sicherheit zu verbes-
sern. Eine Erfolgsgeschichte:
Von Oktober 2016 bis Mai 2017
haben bereits über 2.000 Betrie-
be aus ganz Bayern einen Antrag
eingereicht.

Wie der Innenminister berich-

erische Polizei nicht nur bei 
der ‚analogen‘ Kriminalitätsbe-
kämpfung auf der Straße bundes-
weit den besten Job macht, son-
dern auch im Cyberraum stets am
Puls der Zeit ist.“ Bayernweit
sind daher derzeit mehr als 300
Spezialisten im Kampf gegen
Kriminelle im Netz, die dafür ex-
tra aus- und fortgebildet sind. 

Zum 1. Januar 2014 ist zudem
die „Zentrale Ansprechstelle Cy-
bercrime“ (ZAC) beim Bayeri-
schen Landeskriminalamt instal-
liert worden. Auch hier finden
kleine und mittelständische Un-
ternehmen kompetente An-
sprechpartner in Sachen Inter-
netkriminalität. Im Kampf gegen
Cyber-Verbrecher stellt der Frei-
staat heuer außerdem zusätzlich
zu den 65 bereits eingesetzten
Computerkriminalisten – auch
‚Cybercops‘ genannt – rund 70
weitere Experten ein. „Damit
sind wir in diesem Bereich ein-
mal mehr bundesweiter Vorrei-
ter“, betonte Herrmann. 

„Seit März dieses Jahres haben
wir außerdem neue Kommissaria-
te Cybercrime eingerichtet, so
dass nun grundsätzlich jede Kri-
minalpolizeiinspektion über ein
eigenes Kommissariat Cybercri-
me verfügt. Damit stehen flächen-
deckend noch mehr kompetente
Ansprechpartner der Bayerischen
Polizei vor Ort zur Verfügung.
Davon profitieren auch die bayeri-
schen Unternehmer.“ 

tete, habe er in den vergangenen
Jahren auch bei der Bayerischen
Polizei einen besonderen Schwer-
punkt auf den Ausbau der Cyber-
crime-Bekämpfung gelegt. „Mir
ist es wichtig, dass unsere bay-
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Hausmesse Würzburg 2017:

AKDB-Lösungen
erleichtern kommunalen

Arbeitsalltag 
Auch 2017 war die Hausmesse Unterfranken mit rund 300
Besuchern wieder ein Anziehungspunkt für Bürgermeister,
Geschäfts-, IT- und Fachamtsleiter sowie Sachbearbeiter aus
der gesamten Region. Unter dem Motto „Synergien erleben –
der digitale Marktplatz für Ihre Verwaltung“ nutzten diese
die Gelegenheit, sich untereinander und mit den Fachexper-
ten von AKDB und LivingData auszutauschen und sich über
die aktuellsten Entwicklungen in der kommunalen IT zu 
informieren.

Im Mittelpunkt: „Arbeitser-
leichterungen und Effizienzen“,
die man mit der neuen Produkt-
generation SYNERGO® ver-
folge, so AKDB-Vorstandsmit-
glied Rudolf Schleyer in seiner
Begrüßungsrede. Der „Synergo-
Effekt“ wirke gegenüber Bür-
gern via Bürgerservice-Portal,
Bürgerterminal und Bürgerser-
vice-App und bei Sachbearbei-
tern im Bürgerbüro am dafür
konzipierten „integrativen Syn-
ergo-Arbeitsplatz“. 

„Synergo-Effekt“

„Dabei“, so Schleyer weiter,
„geht es uns nicht um Techno-
logie, sondern darum, Verwal-
tungsdienste dort anzubieten,
wo sie im Zeitalter der Digitali-
sierung erwartet und auch nach-
gefragt werden: im Bürgerbüro,
zuhause, unterwegs“.

Nicht nur im eGovernment ist
die Digitalisierung längst einge-
zogen. Die Digitalisierung und
Vermessung Bayerns bis in den
letzten Winkel und mit einer Ge-
nauigkeit von Plusminus zwei
Zentimetern sowie das Anwen-
dungs- und Einsatzspektrum der
Daten des Landesamtes für Digi-
talisierung, Breitband und Ver-
messung stellte dessen Präsident
Wolfgang Bauer in seinem Gast-
vortrag eindrucksvoll unter Be-
weis.

Digitale Prozessketten
schaffen konkrete 
Arbeitserleichterungen 

Unmittelbar greifbare Syner-
gieeffekte für die alltägliche
Sachbearbeitung in der Kommu-
ne wurden Hausmessebesuchern
auch im Vortrag „Medienbruch-
freie Prozesse in der Kommune –
vom Online-Antrag mit ePay-
ment bis in die Fachverfahren“
demonstriert. Im Rahmen des
SYNERGO®-Konzepts längst
gelebte Realität: Der Sachbear-
beiter im Einwohnermeldeamt
sieht in seinem OK.EWO-Po-
steingangskorb einen über das
Bürgerservice-Portal online ein-
gegangenen und per ePayment
bereits bezahlten Antrag für die
Ausstellung einer Meldebeschei-
nigung, übernimmt und prüft alle
Angaben über den OK.EWO-In-
tegrationsassistenten und stellt die
Meldebescheinigung aus, deren
Gebühr über OK.FIS auch gleich
korrekt in der Kasse verbucht wird
– ein klassischer kommunaler Ge-
schäftsprozess, medienbruchfrei
mit wenigen Klicks von Anfang
bis Ende digital unterstützt. 

Intelligentes 
Zusammenspiel 
kommunaler Manager

Übergreifende Synergieeffekte
präsentierten auch Felix Kummer
und Norbert Hart in ihren Vorträ-
gen zu den neuen Lösungen
TERA Objektmanager, TERA
Gebäudemanager und TERA
Vertragsmanager. Das intelligente
Zusammenspiel der neuen Fach-
anwendungen untereinander als
auch mit der bewährten TERA-
win Bauhof-Lösung ermöglicht
eine Vielzahl von Arbeitserleich-
terungen, die ein Novum im
kommunalen Bereich darstellen:
Die neue TERA Manager-Fami-
lie ermöglicht beispielsweise eine

Bearbeitung im zuständigen Amt
und eine Beauskunftung inner-
halb der ganzen Kommune. Ob
der Reparaturauftrag für die
Spielplatzrutsche aus dem TERA
Objektmanager, die Wartung der
Heizungsanlage aus dem TERA
Gebäudemanager oder die Pflege
der Außenanlagen aus TERAwin
Bauhof kommt – die zugehörigen
Aufträge werden stets an zentra-
ler Stelle vorgehalten. Von der
Auftragserteilung über die Auf-
tragsvergabe und –bearbeitung
bis hin zur Abrechnung bewegen
sich die Anwender ausschließlich
in den Fachmodulen ihrer TERA
Manager. 

IT-Sicherheit

Vor dem Hintergrund der in im-
mer kürzerem Abstand global
wütenden Krypto-Trojaner durfte
das Thema IT-Sicherheit nicht
fehlen. „Die hundertprozentige
Sicherheit gibt es nicht“, gab Re-
ferent Robert Schmid von der
AKDB in seinem Vortrag zur In-
formationssicherheit in der kom-
munalen Verwaltung zu beden-
ken, denn die Erfahrung zeige:
„einer klickt immer!“, so Schmid
weiter. Die Zielsetzung von In-
formationssicherheit müsse folg-
lich sein, alles zu tun, Gefahren
durch Zerstörung, Enthüllung,
Modifizierung oder Missbrauch
analoger wie digitaler Informa-
tionen erfolgreich abzuwehren
und, wenn dies nicht gelinge,
den Schaden durch Vorsorge-
maßnahmen möglichst minimal
zu halten. 

Die Festlegung entsprechen-
der organisatorischer wie tech-
nischer Schutzmaßnahmen sei
Bestandteil eines Informations-
sicherheitskonzepts, das bayeri-
sche Kommunen gemäß Art 8.
BayEGovG zum 01.01.2018
eingeführt haben müssten. Über
die einzelnen Schritte von den
ersten Vorbereitungen für ein
Informations-Sicherheits-Kon-
zept bis hin zu einem in den Re-
gelbetrieb überführtes Informa-
tions-Sicherheits-System infor-
mierte Alexander Poslad, zerti-
fizierter ISMS-Berater nach
VDS 3473 und ISIS-12 bei der
LivingData.

Wenn’s einfach zu viel wird:
IT-Betrieb an die 
AKDB delegieren 

Gut nachvollziehbar, wenn sich
bei stetig steigenden Aufwänden
und zunehmender Komplexität
im IT-Betriebs Kommunen nach
Alternativen zum Eigenbetrieb
der IT umsehen. Die AKDB trägt
mit Ihrem Angebot „Next Gene-
ration Outsourcing“ dieser Ent-
wicklung Rechnung. 

Neben einer Vielzahl von Vor-
trägen zu arbeitserleichternden
Lösungen, suchten die Messebe-
sucher vor allem das persönliche
Gespräch mit „ihren“ zustän-
digen AKDB-Ansprechpartner.
Diese gaben Antworten auf
Fachfragen oder leisteten un-
bürokratische Soforthilfe bei
konkreten Problemstellungen.
Ganz im Sinne des Vorstands-
mitglied Rudolf Schleyer: „Nir-
gendwo sonst erhalten Sie einen
so breiten Überblick so konzen-
triert auf einem so überschauba-
ren Raum und von nur einem
Hersteller“. 

EU Datenschutz-Grundverordnung
muss auf der Prioritätenliste

nach oben rücken
Öffentlichen Stellen ist ein großes und teils hoch komplexes Auf-
gabengebiet zugedacht. Und damit auch ein umfangreiches da-
tenschutzrechtliches Regelwerk. Hier stehen spürbare Ände-
rungen an. Durch die Europäische Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) ändern sich auch weite Teile der für Behörden
und Kommunen geltenden Datenschutzgesetzgebung. Mit Stich-
tag 25.05.2018 muss den neuen Regelungen Rechnung getragen
werden, ohne Schon- oder Übergangsfrist.

In weiten Teilen der Bevölke-
rung nimmt das Interesse am
Umgang mit eigenen Daten zu.
Dem trägt auch die DS-GVO
Rechnung und räumt Bürgerin-
nen und Bürgern wie auch Mitar-
beitern umfassende Rechte z.B.
zur Auskunft über sie vorgehalte-
ne Daten und deren Weitergabe
ein. Auch, um der Vorbildfunkti-
on der öffentlichen Hand in Sa-
chen Grundrechteschutz nach-
kommen zu können empfiehlt es
sich daher, auf die anstehenden
Änderungen vorbereitet zu sein. 

Die zunehmende Digitalisie-
rung von Verwaltungsabläufen
und die Auslagerung von IT-Ver-
fahren an externe Dienstleister
geht mit Chancen und Risiken im
Bereich Datenschutz für die öf-
fentlichen Auftraggeber einher.
So lässt sich für eigene Fachbe-
reiche bequem Professionalisie-
rung „einkaufen“, die mit vorhan-
denem Personal unmöglich ge-
stemmt werden könnte. Wenn-
gleich sich so das Niveau der Da-
tensicherheit recht einfach anhe-
ben lässt, bleibt das Thema Da-

tenschutz in der Praxis doch oft-
mals auf der Strecke, gibt Daniela
Duda, Geschäftsführerin der
rehm Datenschutz GmbH und
Leiterin des Facherfahrungskrei-
ses Bayern für die Gesellschaft
für Datenschutz und Datensicher-
heit e.V. zu bedenken. 

Rechtskonforme 
Vereinbarungen treffen

Sofern Dienstleistungen bspw.
an Anstalten des öffentlichen
Rechts vergeben werden, ist ein
Nachweis der datenschutzkonfor-
men Verarbeitung noch recht ein-
fach zu erbringen. Unter gewissen
Voraussetzungen können selbst
außereuropäische Unternehmen
in die öffentliche Datenverarbei-
tung einbezogen werden. In je-
dem Fall müssen für die konkrete
Zusammenarbeit mit einem per-
sonenbezogene Daten verarbei-
tenden Dienstleister unbedingt im
Vorfeld rechtskonforme Verein-
barungen getroffen werden, die
Mindeststandards garantieren und
der auftraggebenden Kommune

umfangreiche Rechte einräumen. 
Duda betrachtet mit zunehmen-

der Sorge den Druck bei der
Wahrnehmung der umfassenden
Aufgaben durch die behördlichen
Datenschutzbeauftragten (bDSB)
in den Kommunen vor Ort, oft-
mals mangelt es an entsprechen-

der oder die für den Datenschutz
als zuständig Deklarierte auch zu-
nehmende Nachweis- und Re-
chenschaftspflichten zu erfüllen
haben – oftmals neben den eigent-
lichen Verwaltungstätigkeiten ih-
rer oder seiner eigentlichen Stelle. 

Mit Einführung der DS-GVO
wird auch die öffentliche Hand
externe Datenschutzbeauftragte
(eDSB) bestellen können, was
bisher im Rahmen des Bayeri-
schen Landesdatenschutzgesetzes
noch nicht zulässig war. So kann
das Arbeitszeitdeputat der eige-
nen Mitarbeiter geschont und die
Fachkompetenz des Datenschutz-
beauftragten sowie eine korrekte
Erfüllung der gesetzlichen Pflicht
sichergestellt werden. Das ist
natürlich unter keinen Umstän-
den als Freifahrtschein oder als
„Loskaufen“ von einer lästigen
Verpflichtung anzusehen. Die Be-
stellung von „Pro-Forma“- oder
„Feigenblatt“-DSB wird weiter-
hin mit einer „Nichtbestellung“
gleichgestellt. 

Die Auflagen und Prüfpflichten
der Aufsichtsbehörden mit An-
wendung der DS-GVO werden
deutlich zunehmen. Daher kann
die Bestellung eines eDSB oder
die Unterstützung des internen
DSB durch eine externe Fach-
kraft sowohl für Behörden oder
Kommunen, als auch für ange-
schlossene Einrichtungen wie
Schulen, Kindergärten und Kin-
dertagesstätten, etc. eine adäquate
Antwort auf die datenschutz-
rechtlichen Herausforderungen
darstellen, mit der die öffentliche
Hand auch ihrer Vorbildrolle in
Sachen Grundrechteschutz für al-
le Bürger in vernünftiger Weise
gerecht werden kann. 

Daniela Duda. 

den zeitlichen und fachlichen
Ressourcen, die für einen ver-
nünftigen Umgang der damit 
einhergehenden Verantwortung
nötig wären. Neben dem Aufbau
inhaltlicher DS-GVO-Expertise
und der Gewährleistung regel-
mäßiger Überprüfungen der Da-
tensicherheitsmaßnahmen wird

Datenschutz – kein Hindernis 
für Digitalisierung 

Konferenz der unabhängigen Datenschutzbehörden des Bundes und der Länder in Göttingen

Auf ihrer Frühjahrssitzung in Göttingen hat die Konferenz der
unabhängigen Datenschutzbehörden des Bundes und der Län-
der (DSK) den Wert des Datenschutzes in der digitalen Gesell-
schaft betont und neue Formen der Videoüberwachung als ver-
fassungswidrig erachtet. 

In ihrer „Göttinger Erklärung“
unterstreicht die DSK: „Daten-
schutz ist ein Grundrecht wie 
die Meinungsfreiheit oder die Ei-
gentumsgarantie.“ Alle gesetzli-
chen Regelungen sowie die Ge-
schäftsmodelle und Anwendun-
gen auch im Bereich der Wirt-
schaft hätten dies zu berücksich-
tigen. Immer häufiger stellten
aber Verantwortliche in Politik
und Wirtschaft dieses grund-
rechtlich geschützte Recht auf
informationelle Selbstbestim-
mung implizit oder sogar expli-
zit in Frage. Datenschutz werde
als Hindernis diskreditiert. 

Dies betrachtet die Konferenz
der unabhängigen Datenschutz-
behörden des Bundes und der
Länder mit großer Sorge. Ihrer
Ansicht nach befremde es sehr,
„wenn Mitglieder der Bundesre-
gierung und andere Stimmen in

der Politik in letzter Zeit immer
wieder betonen, es dürfe kein Zu-
viel an Datenschutz geben und
das Prinzip der Datensparsamkeit
könne nicht die Richtschnur für
die Entwicklung neuer Produkte
sein. Stattdessen wird für eine ver-
meintliche Datensouveränität ge-
worben, deren Zielrichtung aber
im Unklaren bleibt.“ 

Menschenwürde 
als Maßstab

Die Konferenz betont, dass In-
formationen über Personen keine
Ware sind wie jede andere und
nicht allein auf ihren wirtschaftli-
chen Wert reduziert werden dür-
fen. Gerade in Zeiten von Big Da-
ta, Algorithmen und Profilbildung
böten die digitalen Informationen
ein nahezu vollständiges Abbild
der Persönlichkeit des Menschen.

Mehr denn je müsse daher die
Menschenwürde auch im digita-
len Zeitalter der zentrale Maßstab
staatlichen und wirtschaftlichen
Handelns sein. Zu einer men-
schenwürdigen und freien Entfal-
tung der Persönlichkeit gehöre die
freie Selbstbestimmung über das
eigene Ich. 

„Datensouveränität“, verstan-
den als eigentumsähnliche Ver-
wertungshoheit, könne daher nur
zusätzlich zum Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung
greifen, dieses jedoch keinesfalls
ersetzen. Die Konferenz fordert
daher alle Entscheidungsträger in
Politik und Wirtschaft auf, den ho-
hen Wert des Rechts auf informa-
tionelle Selbstbestimmung für ei-
ne freiheitliche Gesellschaft zu
achten und sich nachdrücklich
vertrauensbildend für die Persön-
lichkeitsrechte einzusetzen. 

Datenschutz stelle kein Hinder-
nis für die Digitalisierung dar,
sondern sei wesentliche Voraus-
setzung für deren Gelingen. Die
Entwicklung datenschutzkonfor-
mer IT-Produkte und -Verfahren
müsse nachhaltig gefördert wer-
den, um den Datenschutz zu ei-
nem Qualitätsmerkmal der eu-
ropäischen Digitalwirtschaft zu
machen.

Eine weitere Entschließung der
Konferenz betrifft die Videoüber-
wachung mit biometrischer Ge-
sichtserkennung. Diese Technik
soll in naher Zukunft bundesweit
probeweise eingesetzt werden.

Nach Auffassung der unabhän-
gigen Datenschutzbehörden kann
der Einsatz von Videokameras mit
biometrischer Gesichtserkennung
die Freiheit, sich in der Öffentlich-
keit anonym zu bewegen, gänz-
lich zerstören. Es sei kaum mög-
lich, sich solcher Überwachung
zu entziehen oder diese gar zu
kontrollieren. 

Anders als bei konventioneller
Videoüberwachung könnten Pas-
santen mit dieser Technik nicht
nur beobachtet und anhand be-
stimmter Muster herausgefiltert

werden, sondern während der
Überwachung anhand von Refe-
renzbildern (Templates) automati-
siert identifiziert werden. Damit
werde eine dauerhafte Kontrolle
darüber möglich, wo sich kon-
krete Personen wann aufhalten
oder bewegen und mit wem sie
hierbei Kontakt haben. Ermög-
licht werde so die Erstellung von
umfassenden Bewegungsprofi-
len und die Verknüpfung mit an-
deren über die jeweilige Person
verfügbaren Daten. 

Neben den genannten massiven
gesellschaftspolitischen Proble-
men bestünden auch erhebliche
rechtliche und technische Beden-
ken gegen den Einsatz solcher
Überwachungstechniken. Biome-
trische Identifizierung arbeite mit
Wahrscheinlichkeitsaussagen; bei
dem Abgleich zwischen ermittel-
tem biometrischen Merkmal und
gespeichertem Template seien
falsche Identifizierungen keine
Seltenheit. 

Beim Einsatz dieser Technik
durch Strafverfolgungsbehörden
könne eine falsche Zuordnung da-
zu führen, dass Bürgerinnen und
Bürger unverschuldet zum Ge-
genstand von Ermittlungen und
konkreten polizeilichen Maßnah-
men werden. Dieselbe Gefahr
bestehe, falls sie sich zufällig im
öffentlichen Raum in der Nähe
von gesuchten Straftätern oder
Störern aufhalten. 

Eingriff ins Grundrecht

„Es gibt keine Rechtsgrundlage
für die Behörden von Bund und
Ländern für den Einsatz dieser
Technik zur Gefahrenabwehr und
Strafverfolgung“, heißt es in der
Resolution. Die bestehenden Nor-
men zum Einsatz von Videoüber-
wachungstechnik erlaubten nur
den Einsatz technischer Mittel für
reine Bildaufnahmen oder -auf-
zeichnungen, nicht hingegen für
darüber hinausgehende Datenver-
arbeitungsvorgänge. 

Nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts seien 
Maßnahmen mit großer Streubrei-
te ein erheblicher Grundrechts-
eingriff. Ein Einsatz der Video-
überwachung mit Gesichtser-
kennung dürfe daher auf derzei-
tiger Grundlage auch im Rah-
men eines Pilotbetriebs nicht er-
folgen. DK
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Gebäude-Schutz vor
Naturgefahren ist existentiell 

Vor dem Hintergrund immer häufigerer, schwerer Unwetter wirbt
die Versicherungskammer Bayern für mehr Versicherungsschutz
der Immobilien gegen Naturgefahren. Erst Anfang Mai hatten hef-
tige Stürme und Starkregen vor allem in Unterfranken rund um
Aschaffenburg zahlreiche Schäden an Gebäuden hinterlassen,
während die schweren Verwüstungen durch die Orkantiefs „Elvi-
ra“ und „Friederike“ vor Jahresfrist - etwa in Simbach am Inn -
vielen Menschen in Bayern noch in unguter Erinnerung sind.

„Derartige Unwetter zeigen,
dass die Absicherung der eigenen
Immobilie gegen Elementarschä-
den existentiell wichtig ist“, so
VKB-Vorstand Barbara Schick.

Nach wie vor unterschätzen die
meisten Hausbesitzer die Gefahr,
Opfer von Starkregen oder Hoch-
wasser zu werden. Einer repräsen-
tativen Studie der GfK von 2016
zufolge halten Eigentümer vor al-
lem Feuer, Leitungswasserschä-
den, Sturm und Hagel für gefähr-
lich. Nur zwölf Prozent sehen
Überschwemmungen als Risiko.
Dabei können Sturzfluten überall
vorkommen. Immer wieder sind
Orte von Unwettern betroffen, die
nicht in sogenannten gefährdeten
Überschwemmungsgebieten lie-
gen. Der Schutz gegen Elementar-
schäden sollte neben der Wohnge-
bäudeversicherung auch in der
Hausratversicherung eingeschlos-
sen sein.

Angesichts der zunehmenden
Unwetterschäden hat die Bayeri-
sche Staatsregierung ihre Maßnah-
men angepasst und vor kurzem
entschieden, ab dem 1. Juli 2019
Unwetter-Opfern keine staatlichen
Soforthilfen mehr zu gewähren,
sofern das Gebäude versicherbar
gewesen wäre. Zugleich haben das
Bayerische Wirtschaftsministeri-
um, die kommunalen Spitzenver-
bände, die Kammern der gewerb-
lichen Wirtschaft, die Verbände
der privaten Wohnungseigentümer

und der Kredit- und Versiche-
rungswirtschaft eine Vereinbarung
ausgearbeitet, um die Versiche-
rungsdichte signifikant zu erhöhen.

Die Versicherungskammer Bay-
ern erfüllt die Vereinbarung mit
der Bayerischen Staatsregierung
mit Leben, um Gebäudebesitzer in
Bayern gegen mögliche Schäden
zu versichern. „Als führender Ge-
bäudeversicherer in Bayern ha-
ben wir gegenüber unseren Kun-
den die Verantwortung, einen um-
fassenden und bedarfsgerechten
Schutz anzubieten. Dieser Verant-
wortung haben wir uns immer ge-
stellt und werden unvermindert al-
les unternehmen, um die Existen-
zen von Privatpersonen, Gewerbe-
treibenden und Landwirten ebenso
abzusichern wie die Liegenschaf-
ten von öffentlich-rechtlichen Ein-
richtungen“, erklärt Schick.

Die VKB hat ihr Instrumenta-
rium zur Risikobewertung, wie
zum Beispiel ihr Zonierungssys-
tem GIS, immer weiter verfeinert
und kann daher in Bayern 99,8
Prozent der Gebäude problemlos
versichern. So ist es möglich,
transparente und faire Versiche-
rungstarife anzubieten, die die mei-
sten privaten Hausbesitzer nur
rund 100 Euro im Jahr (für ein
durchschnittliches Einfamilien-
haus) kosten. Für die verbleiben-
den 0,2 Prozent sind meist indivi-
duelle Lösungen nach einer Risi-
kobesichtigung vor Ort möglich.

Digitale Zukunft:

10-Punkte-Masterplan
für Bayern

Die Bayerische Staatsregierung hat einen 10-Punkte-Masterplan
für Bayerns digitale Zukunft beschlossen. Mit der zweiten Stufe
von Bayern Digital werden laut Ministerpräsident Horst Seehofer
„Bayern und seine Menschen Gewinner der digitalen Revolution“.

Angelegt ist der Masterplan
Bayern Digital II als ein fünf Jah-
re umfassendes Investitionspro-
gramm, das mit konkreten Maß-
nahmen klare Schwerpunkte auf
die wichtigen Kernthemen der
Digitalisierung setzt. Nach den
Worten von Staatskanzleiminister
Dr. Marcel Huber, der den Kabi-
nettsausschuss zur Weiterent-
wicklung von Bayern Digital und
die Erarbeitung des Masterplans
Bayern Digital II geleitet hat, geht
es in technologischer und wirt-
schaftlicher Hinsicht vor allem
darum, den Mittelstand bei der di-
gitalen Transformation zu unter-
stützen. Darüber hinaus setzt die
Staatsregierung bei den Maßnah-
men zur Digitalisierung auch Im-
pulse bei Themen wie Weiterbil-
dung, Verbraucherschutz, Klima-
wandel oder Barrierefreiheit in
der digitalen Welt. 

Huber kündigte an, dass das
voraussichtliche Volumen für den
gesamten Masterplan bei rund
drei Milliarden Euro und über
2.000 Stellen im Zeitraum von
2018 bis 2022 liegen soll, begin-
nend mit dem Nachtragshaushalt
2018 und fortzuführen in den bei-
den folgenden Doppelhaushalten. 

Im Einzelnen sind im Master-
plan BAYERN DIGITAL II unter
anderem folgende Initiativen ge-
plant:

1. Schaffung einer digitalen In-
frastruktur für die Gigabit-Gesell-
schaft: Zur gigabitfähigen Infra-
struktur gehören 20.000 WLAN-
Hotspots für Bayern, weitere
20.000 an bayerischen Schulen,
Glasfaser in ganz Bayern bis
2025, die Verbesserung des Mo-
bilfunknetzes und die Weiterent-
wicklung der 5G-Netze. 

2. Bayern wird europäische
Hochburg für Sicherheit in und
mit IT: Eingerichtet wird ein Lan-
desamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik. Zudem wird die
Bayerische Polizei besser für die
Bekämpfung von Cybercrime
ausgestattet. 

3. Neue Maßstäbe in der digita-
len Bildung: An allen Schulen sol-
len digitale Klassenzimmer einge-
richtet werden. Informatik wird
Pflichtfach und die Lehrer erhalten
eine spezielle Fortbildungsoffensi-
ve. An den Hochschulen sollen di-
gitale Lehrangebote ausgebaut
und Kooperationen mit der be-
trieblichen Aus– und Weiterbil-
dung geschaffen werden. 

4. Stärkung des akademischen
Nachwuchses in digitalen Kern-
disziplinen: Zur Stärkung der In-
formatikkompetenz werden neue
Studienangebote wie Medical
Engineering und Data Science
oder Agrarforschung benötigt. 

5. Stärkung der digitalen Kom-
petenzen im bayerischen Mittel-
stand: Auch kleine und mittel-
ständische Betriebe sollen von
der Digitalisierung profitieren.
Das Förderprogramm Digitalbo-
nus wird aufgestockt und die
Ausbildungsberufe werden an die
digitalisierte Arbeitswelt ange-
passt. Weiterbildungen für die Ar-
beitswelt 4.0 werden gefördert. 

6. Eroberung von Schlüsselfel-
dern digitaler Technologien und
Anwendungen: Künstliche Intelli-
genz, Assistenzrobotik und 3D-
Druck werden zu Schlüsselfeldern
erklärt. Auch in den Bereichen
Landwirtschaft, Umwelt- und Kli-
maschutz sowie Landmanage-
ment bieten sich Projekte zur Di-
gitalisierung an. Das Zentrum Di-
gitalisierung Bayern wird durch
die Aufnahme neuer Themen-
plattformen weiterentwickelt. 

7. Der Freistaat wird Leitregion
für intelligente digitale Mobi-
litätskonzepte: Forciert wird das
Thema autonomes Fahren über
die Erprobung auf dem digitalen
Testfeld A9. Vernetzte Mobilität

heißt vor allem auch Verbrau-
cherfreundlichkeit im Bereich der
öffentlichen Verkehrsmittel, z. B.
e-Ticketing oder dynamische
Verkehrsinformationen und im
Bereich Straßenverkehrsinfra-
struktur, z.B. was Planung und
Bau anbelangt. 

8. Bayern wird weltweit Spit-
zenstandort für Digitale Medizin
und Pflege: An den Universitäts-
kliniken soll der Bereich der digi-
talen Medizin ausgebaut werden.
Auch im Bereich Pflege sind
kreative Angebote wie der intelli-
gente Umbau einer Wohnung für
das Leben daheim bis ins hohe
Alter zu erarbeiten. 

9. Mit E-Government wird
Bayern Spitze bei moderner und
digitaler Verwaltung: Der Staat
soll Dienstleister für den Bürger
sein. Bis 2030 soll eine durchgän-
gig digitale Verwaltung aufgebaut
werden. 

10. Der Mensch wird in den
Mittelpunkt der digitalen Welt ge-
stellt: Jeder soll Gewinner der Di-
gitalisierung sein. Deshalb wer-
den Unterstützungsangebote ins-
besondere für ältere Menschen
und Menschen mit Behinderung
benötigt. Ziel ist eine barriere-
freie Gestaltung aller Verfahren.
Außerdem soll die Digitalisie-
rung durch insgesamt 13 Bayern-
Labs im ländlichen Raum erleb-
bar gemacht werden. 

Bayerischer Gemeindetag
fordert schlüssiges Konzept

In einer ersten Stellungnahme
hat der Bayerische Gemeindetag
den vom Ministerrat beschlosse-
nen Masterplan grundsätzlich be-
grüßt, fordert aber ein schlüssiges
Konzept der Staatsregierung, wie
die Digitalisierung in den Schulen
umgesetzt werden soll. „Es reicht
nicht aus, die Schulen nach und
nach mit schnellen Internetver-
bindungen zu versorgen und da
und dort digitale Tafeln an die
Wand zu schrauben oder die
Schüler mit Tablets auszustatten.
Wir brauchen ein Gesamtkon-
zept, wie Bildung in Zukunft ver-
mittelt werden soll“, betonte Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl. 

Derzeit gibt es Brandl zufolge
kein einheitliches Vorgehen der
Schulen bei ihrer Digitalisierung
und es hängt oftmals vom persön-
lichem Engagement der Schullei-
tung und einzelner Lehrer ab, ob
moderne Technik und Medien in
die Klassenzimmer Einzug hal-
ten. „Der Freistaat sollte ein mil-
liardenschweres Digitalisierungs-
konzept für Schule und Bildung
auflegen, damit überall im Frei-
staat gleiche Bildungschancen für
die Schülerinnen und Schüler be-
steht. Es darf nicht sein, dass es
von der Haushaltslage der jewei-
ligen Kommune abhängt, ob mo-
derne Technik angeschafft wird
oder nicht. Außerdem müssten al-
le Lehrerinnen und Lehrer über
neuzeitliche Medienkompetenz
und zeitgemäße Lehrstoffvermitt-
lung mittels digitaler Medien ge-
schult werden. Und zwar ohne
Ausnahmen.“

Von der Bayerischen Staatsre-
gierung vorgesehene Maßnah-
men wie die Einführung des digi-
talen Klassenzimmers, Informa-
tik-/Informationstechnologie als
Pflichtfach an allen weiterfüh-
renden Schulen sowie die Quali-
fizierungsoffensive für die Lehr-
kräfte in der Informatik sieht der
Bayerische Gemeindetag als rich-
tigen ersten Schritt hin zu einer
zukunftsfähigen Schule. Er kriti-
siert aber das Fehlen eines schlüs-
sigen Gesamtkonzepts des Kul-
tusministeriums.

Präsident Brandl: „Punktuelle,
nicht aufeinander abgestimmte
Maßnahmen bergen die Gefahr,
dass – wie in der Vergangenheit –
gut gemeinte Ansätze wirkungs-
los bleiben.“ Benötigt werde ein
Konzept aus einem Guss, damit
sich Schüler, Lehrkräfte und die
Gemeinden und Städte als Sach-
aufwandsträger der Schulen fit
für die digitale Zukunft machen
können. DK

Digital Government:

Studie zur digitalen Transformation
der Verwaltung im Freistaat

Gemeinsam mit Adobe hat der Passauer Politikwissenschaftler
Florian Hartleb die Studie „Montgelas 4.0 – Bayern auf dem Weg
zum modernen e-Government” erstellt. Sie untersucht den Stand
der Umsetzung und mögliche Potentiale des digitalen Wandels
von Behörden und den Einsatz von elektronischen Bürgerservices
in dem Bundesland.

Im Ergebnis der Studie* zeigt
sich deutlich: Bayerns Behörden
verbinden mit dem Thema Digita-
lisierung ganz unterschiedliche
Assoziationen – angefangen vom
Wegfall der Papierunterlagen über
das Schaffen einer digitalen Iden-
tität und den Einsatz interaktiver
Formulare für die Bürger bis 
hin zur digitalen Signatur. Über
60 Prozent der Befragten stehen
dabei dem Veränderungsprozess
positiv gegenüber, knapp 40 Pro-
zent nehmen eine neutrale Haltung
ein und nur ein verschwindend
kleiner Teil signalisiert in der Um-
frage seine Ablehnung gegenüber
dem digitalen Wandel. 

Rangliste der
Herausforderungen

„Die größten Herausforderun-
gen sehen die Befragten in der
kontinuierlichen Weiterentwick-
lung von e-Government-Anwen-
dungen und in der IT-Sicherheit“,
stellt Alexandra Veh, für die öf-
fentliche Verwaltung zuständige
Account-Managerin bei Adobe
Systems in München, weitere Er-
gebnisse der Studie vor. Auf den
Folgeplätzen werden der Aufbau
digitaler Infrastrukturen und das
Bereitstellen von Online-Bürger-
services genannt. „Einhellig sehen
die Befragten große Potenziale in
der Digitalisierung im Freistaat“,
konstatiert Studienautor Florian
Hartleb, der sich mit Veröffentli-
chungen über das erfolgreich digi-
talisierte Estland einen Namen ge-
macht hat.

Besonderen Zuspruch habe et-
wa die Aussage gefunden, dass die
„Digitalisierung dem Freistaat
hilft, sein Image als besonders in-
novativ auch für die Zukunft zu si-
chern“. Mit seinem 2016 verab-
schiedeten e-Government-Gesetz

verfolgt der Freistaat Bayern am-
bitionierte Ziele. „Dazu zählen der
Breitbandausbau, eine höhere Da-
tensicherheit und vor allem das
Angebot der elektronischen Ab-
wicklung von Geschäftsprozessen
der öffentlichen Verwaltung und
Regierung“, nennt Hartleb eini-
ge Beispiele. Auch erhielten die
Bürger einen Anspruch auf ei-ne
elektronische Verwaltungsdurch-
führung.

„Montgelas 3.0”

Mit dem darauf aufbauenden
Programm „Montgelas 3.0” soll
die Digitalisierung in dem Bun-
desland koordiniert vorangetrie-
ben und der Freistaat zur Leitre-
gion des digitalen Aufbruchs
werden. Der Name der Initiative
geht auf den Graf Montgelas
zurück, der bereits Anfang des
18. Jahrhunderts Verwaltung
neu gedacht hat und als der
große Architekt des modernen
Bayern gilt. Im Ergebnis der
nach ihm benannten e-Govern-
ment-Strategie „Vom Blatt zum
Byte“ sollen staatliche und kom-
munale Online-Leistungen stär-
ker gebündelt und „auf einen
Klick“ angeboten werden.

Positives Nutzererlebnis
im Mittelpunkt

„Ein positives Nutzererlebnis
für den Beamten, Sachbearbeiter
und den Bürger sollte in den Mit-
telpunkt aller Überlegung für
Technologielösungen gestellt wer-
den“, betont Alexandra Veh. Des-
halb sei es sehr erfreulich, dass nur
knapp ein Viertel der Studienteil-
nehmer es für wenig relevant hal-
ten, stärker personalisierte und da-
mit bürgerfreundliche Inhalte an-
zubieten. Die übergroße Mehrheit

halte die Customer Experience,
wie etwa eine ansprechende und
übersichtliche Webseite oder res-
ponsive Antragsformulare, die
sich automatisch an das jeweils
genutzte Endgerät anpassen, für
ein wesentliches Element der Di-
gitalisierung in den bayerischen
Behörden. 

Im Zeitalter des 
vernetzten Konsumenten

Dabei können sich mehr als 
60 % der Befragten vorstellen,
dass sich die öffentlichen Ver-
waltungen stärker an den in 
der Privatwirtschaft genutzten
Technologien orientieren. Veh:
„Hier befinden wir uns bereits
im Zeitalter des vernetzten
Konsumenten“. Mit dem Vor-
schlag zu „Montgelas 4.0“ wol-
le man als Adobe Anregungen
geben, damit auch Behörden,
Städte und Gemeinden sowie
der Staat stärker die Bürger in
den Mittelpunkt der digitalen
Transformation stellen und
schneller auf deren sich rasch
verändernde Erwartungen rea-
gieren.

*Die Erhebung fand zwischen
1. März und 15. Mai 2017 statt
und wurde nach dem Behörden-
wegweiser an alle Ministerien,
nachgeordnete Behörden, Re-
chenzentren, die sieben Regie-
rungsbezirke, alle Landkreise so-
wie die 17 Städte mit über 50.000
Einwohnern in ganz Bayern ver-
schickt. Der Fragebogen war so
konzipiert, dass ganz unterschied-
liche behördeninterne Leitungse-
benen antworten konnten. In die-
sem Sinne wurde in Vorabtelefo-
naten die besondere Relevanz des
Themas in Bereichen wie Touris-
mus, Personal, Pressesamt, Stab-
stellen und der IT deutlich. Insge-
samt beteiligten sich 71 Personen,
so dass ein repräsentativer Quer-
schnitt sichergestellt werden
konnte.
Weitere Informationen: www.
florianhartleb.com 

Feuerbeschau – mehr als 
eine Verordnung

Zum zweiten Mal findet in Eggenfelden das „Brandschutzforum
Südostbayern“ statt. Heuer widmet sich die Veranstaltung für
Kommunen, Bauherren und Planern  im Gotischen Kasten in der
Schlossökonomie Gern der „Feuerbeschau“.

Die Feuerbeschau ist eine
Pflichtaufgabe jeder Gemeinde 
in Bayern. Sie soll helfen, Gefah-
ren zu erkennen, die zu einem
Brandausbruch führen können,
eine Brandausbreitung begünsti-
gen oder die Rettung von Personen
sowie die Eingrenzung von Sach-
schäden verhindern oder erschwe-
ren. Zudem dient die Feuerbe-
schau der Sicherheit von Einsatz-
kräften der Feuerwehr. Regel-
mäßig durchgeführt ist sie „Brand-
schutz mit Augenmaß“.

Wie muss ich einen Fluchtweg
kennzeichnen, damit er als solcher
erkennbar ist? Darf ich das Trep-
penhaus zum Lagerraum umfunk-
tionieren und wie viele Fluchtwe-
ge braucht ein öffentliches Gebäu-
de eigentlich? In Theorie und Pra-
xis werden rechtliche Grundlagen
und mögliche Stolpersteine in der
Umsetzung beleuchtet, das The-
ma durch realitätsnahe Beispiele
verdeutlicht. Eine offene Diskus-

sionsrunde bietet die Möglichkeit
zum direkten Austausch mit den
Experten. 

Referenten sind Dipl.-Ing. Ru-
pert Stinglwagner, Sachverstän-
diger für vorbeugenden Brand-
schutz, Eggenfeldens Stadtbau-
meister Markus Eder und Versi-
cherungsmakler Gerhard Penzko-
fer, Experte Haftpflicht- und Sach-
versicherung für Gewerbe und In-
dustrie. 

Für Fragen stehen Kreisbaumei-
ster Peter Hofer, Herbert Stauber,
Kommandant der Eggenfeldener
Feuerwehr und Guntram Loher,
Abteilungsleiter Architektur der
Coplan AG, zur Verfügung. Mode-
riert wird die Veranstaltung von
Stephan Weber, Vorstand der Co-
plan AG. 

Anmeldungen sind unter www.
brandschutzforum-sob.de mög-
lich. Die Schirmherrschaft hat
Landrat Michael Fahmüller über-
nommen. 
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POSITION Bayern Mobilität 2030
an Seehofer überreicht

Ministerpräsident Horst Seehofer wurde das erste Exemplar der
neuen POSITION Bayern Mobilität 2030 persönlich von BBIV-
Präsident Dipl.-Ing. Josef Geiger überreicht. Seehofer zeigte sich
begeistert von diesem Projekt. Allen sechs Punkten, die Präsident
Geiger ansprach, stimmte er ausdrücklich zu. Die POSITION 
Bayern Mobilität 2030 fasst die Erkenntnisse und Forderungen der
gleichnamigen Unabhängigen Expertenkommission zusammen.
Damit bayerische Mobilität auch in Bayern gestaltet werden kann,
muss eine Bayerische Gesellschaft geschaffen werden, die für Bau,
Betrieb, Erhalt und Unterhalt der Bundesfernstraßen in Bayern
zuständig ist, so Geiger. Um einen leistungsfähigen öffentlich-pri-
vaten Nahverkehr in Stadt und Land zu gewährleisten, brauche
Bayern mehr Verkehrsverbünde als derzeit. „Als erstes Bundes-
land muss Bayern das Prinzip ‘Eine Fahrt – eine Fahrkarte bay-
ernweit’umsetzen“, forderte Geiger. 
Zusätzlich zur realen Verkehrsinfrastruktur muss Bayern auch
die Digitale Infrastruktur ausbauen. „Sie bringt gerade dem
ländlichen Raum Chancen und Perspektiven“, ist Geiger über-
zeugt. Damit Großprojekte gelingen, soll Bürgerbeteiligung
künftig von Anfang an und auf Augenhöhe stattfinden. 
In der Pflicht steht auch die Öffentliche Hand. Geiger fordert
insbesondere schnellere Genehmigungsverfahren. In drei ausge-
wählten Modellregionen Bayerns werden die Erkenntnisse der
Expertenkommission künftig umgesetzt und getestet.
Unser Bild zeigt von links: BBIV-Hauptgeschäftsführer Tho-
mas Schmid, Ministerpräsident Horst Seehofer und BBIV- Prä-
sident Dipl.-Ing. Josef Geiger. 

Bayerische Gewinner beim
Deutschen Holzbaupreis 2017
Als wichtigste nationale Auszeichnung für das Bauen mit Holz
wurde in Hannover auf der LIGNA, der Weltleitmesse für Ma-
schinen, Anlagen und Werkzeuge zur Holzbe- und –verarbei-
tung, der Deutsche Holzbaupreis 2017 verliehen. Er gilt in der
Bundesrepublik als die wichtigste Auszeichnung für Gebäude
aus Holz. 

Eine Fachjury hatte mehr als
200 Arbeiten bewertet, die von
anspruchsvollen Neubauten über
erfinderische Gebäudesanierun-
gen bis zu zukunftsweisenden
Entwicklungen auf dem Pro-
duktsektor reichten. Geehrt wur-
den Bauherren, Architekten,
Tragwerksplaner und Holzbau-
betriebe als Urheber der ausge-
zeichneten Beiträge. 

Schmuttertal-Gymnasium

In diesem Jahr wurden vier
Projekte mit dem Deutschen
Holzbaupreis ausgezeichnet:
zwei herausragende Neubau-
ten und zwei Arbeiten, die der
Wettbewerbskategorie „Kom-
ponenten/Konzepte“ zuzuord-
nen sind.

Einer der beiden Preisträger
in der Kategorie „Neubau“ ist
das Schmuttertal-Gymnasium in
Diedorf bei Augsburg, das von
der Architekten-Arbeitsgemein-
schaft „Diedorf“ um Hermann
Kaufmann und Florian Nagler
entworfen wurde. Es handelt sich

dabei um die bislang größte aus
Holz errichtete Plusenergieschule
in Deutschland, mit Platz für bis
zu 1.000 Schülern. 

Sporthalle in Haiming

Ein weiterer Preisträger ist die
Sporthalle im oberbayerischen
Haiming. Neben dem Bauherrn,
den Architekten und dem Trag-
werksplaner durften die aus-
führenden Firmen Laumer Bau-
technik, Massing, für die Her-
stellung und Holzbau Hecker,
Kastl, für die Montage den Preis
entgegennehmen.

In ihrer Würdigung hebt die
Jury die Klarheit der Nagelplat-
tenkonstruktion hervor und
führt sie als „wunderbares Bei-
spiel“ an, „wie sich auch unter
strengster Kostendisziplin qua-
litativ hochwertige Architektur
schaffen lässt.“ Die „Freude“,
die bei der Jury „bei Betre-
ten des Hallenraums mit Blick
nach oben entsteht“, war natür-
lich auch ganz auf Seiten der
Preisträger. 

A94 Abschnitt Pastetten-Heldenstein:

Delegation informierte sich
über Baufortschritt

Die Bauarbeiten für das 33 Kilometer lange Teilstück der A 94 
Pastetten-Heldenstein gehen zügig voran. Landrat Georg Huber
hat sich zusammen mit den Bürgermeistern und Botschaftern des
Landkreises Mühldorf a. Inn im Besucherzentrum der Isentalauto-
bahn GmbH & Co. KG in Dorfen über den aktuellen Stand der
Baumaßnahme informiert.

Die Zahlen sind beeindruckend:
58 Brückenbauwerke – davon 
4 Großbrücken mit Stützweiten
von bis zu 600 m – werden auf der
33 km langen Strecke gebaut. Von
den insgesamt 4.500 benötigten
Stützpfeilern stehen bereits 70 %.
Allein der Brückenbau erstreckt
sich insgesamt über einen Zeit-
raum von rund 3 Jahren. Eine die-
ser im Bau befindlichen Brücken,
die „Goldachbrücke“, wurde von
der Delegation vor Ort besichtigt. 

Im Zeitplan 

Allgemein liege man mit den
Bauarbeiten gut im Zeitplan wie
Oliver Lauw, der Geschäftsführer
der Isentalautobahn GmbH & Co.
KG, informierte. An guten Tagen
werden rund 35.000 Kubikmeter
Erde bewegt, dabei sind 60 % der
Erdarbeiten bereits abgeschlos-
sen. Ausgenommen der planeri-
schen Unterstützung sind derzeit

in etwa 670 Personen am Bau der
A94 beteiligt. Zu Spitzenzeiten
sind sogar ca. 800 Personen zur
gleichen Zeit beschäftigt. Die Ge-
samtkosten für den Bauabschnitt
betragen rund 440 Mio. Euro,
umgerechnet also ca. 13 Mio. Eu-
ro pro Kilometer. Für den Bau,
die Erhaltung sowie den Betrieb
der gesamten Betriebsstrecke
von 77 km über die nächsten 30
Jahre wird mit einer Gesamt-
summe von 1,1 Mrd. Euro ge-
rechnet. Verläuft weiterhin alles
nach Plan, wird der Autobahnab-
schnitt bis Spätherbst 2019 fer-
tiggestellt sein. 

Nach der Fertigstellung des
Neubauabschnitts Pastetten – Hel-
denstein wird die Isentalauto-
bahn GmbH & Co. KG bis zum
Jahr 2046 für den Betrieb und
die Erhaltung des gesamten Au-
tobahnabschnitts Forstinning –
Marktl verantwortlich sein. Da-
zu wird in Ampfing eine Auto-

Die Botschafter und Bürgermeister des Landkreises, Landrat 
Georg Huber, die Kreis- & Regionalentwicklung des Land-
ratsamtes Mühldorf und die jeweiligen Vertreter der Isentalauto-
bahn GmbH & Co.KG, der Autobahndirektion Südbayern sowie
der Berger Bau GmbH erkundigten sich an der Goldachbrücke
vor Ort über den aktuellen Fortschritt. 

Bedarfsanalyse des IW Köln:

Städtischer Wohnungsmangel,
ländlicher Leerstand 

Während es in allen Großstädten an Wohnungen mangelt, wer-
den in vielen ländlichen Regionen deutlich zu viele Einfamilien-
häuser gebaut. Zu diesem Ergebnis kommt die Baubedarfsanaly-
se des IW Köln für den Zeitraum 2011 bis 2015.

Mit Hilfe des IW-Baubedarfs-
modells wurde berechnet, dass im
Zeitraum 2011 und 2015 allein in
den sieben größten Städten in
Deutschland nur 32 Prozent der
benötigten Wohnungen auch ge-
baut worden sind. Insgesamt
wurden allein in diesen Städten
60.000 Wohnungen zu wenig er-
richtet. Besonders gravierend ist
der Mangel an kleinen Wohnun-
gen: Von den benötigten Zwei-
raumwohnungen wurde gerade
einmal ein Fünftel gebaut. Der
enorme Wohnungsmangel in den
Großstädten macht eine scharfe
Preiskorrektur unwahrscheinlich.
Selbst wenn sich die Rahmenbe-
dingungen ändern, die Zinsen
wieder leicht steigen und die
Wanderung in die Städte nach-
lässt, bleibt Wohnraum knapp. 

Dagegen ist in vielen ländli-
chen Kreisen deutlich mehr ge-
baut worden als nötig gewesen
wäre. Insgesamt wurden dort 20
Prozent mehr Wohnungen errich-
tet als benötigt werden. Bei den
Einfamilienhäusern sind es sogar
mehr als doppelt so viele.

Starker Faktor
Niedrigzinsen

Die Ursachen für diese Über-
bauung des ländlichen Raums
sind vielfältig. Sehr stark wirken
hier die Niedrigzinsen, die die Fi-
nanzierung günstiger und damit
den Kauf einer Immobilie attrak-
tiver machen. Auch die Er-
schwinglichkeit großer Einfami-
lienhäuser ist damit in den vergan-
genen Jahren deutlich gestiegen.
Wenngleich die Baukosten in der
Vergangenheit ebenfalls stetig an-
gezogen sind, wirkt der Zinseffekt
der letzten Jahre deutlich stärker
auf die Gesamtkosten beim Kauf
eines Hauses. Hinzu kommt, dass
in ländlichen Räumen Bauland
reichlich vorhanden ist. 

Großzügige Ausweisung
von Bauland

Während in den Großstädten
verfügbare Grundstücke den ent-
scheidenden Flaschenhals dar-
stellen, versuchen in vielen länd-

lichen Regionen Bürgermeister
nach wie vor durch die großzügi-
ge Ausweisung von Bauland neue
Einwohner anzuziehen. Dies ge-
lingt jedoch kaum, da gerade jun-
ge Menschen aufgrund besserer
Ausbildungsmöglichkeiten, bes-
serer Infrastruktur und vor allem
der besseren Arbeitsmarktchan-
cen in die Städte ziehen. 

Angesichts der günstigen Fi-
nanzierungen werden im ländli-
chen Raum aber Neubauten ge-
genüber Altbauten bevorzugt.
Damit entstehen neue Leerstände,
da die Bevölkerung insgesamt im
ländlichen Raum schrumpft, und
vor allem veröden zunehmend
die Dorfzentren. Durch die Zer-
siedlung mit neuen Baugebieten
wird die Infrastruktur nicht effi-
zient genutzt, was die Kosten für
die Kommunen weiter treibt.
Auch die Attraktivität der Kom-
munen sinkt weiter, wenn das Ge-
biet zersiedelt ist und allenthalben
Gebäude leerstehend sind und
verfallen.

Leerstand abbauen

Um zu verhindern, dass weite-
re Leerstände entstehen, sollten
Kommunen mit ausufernder
Bautätigkeit aus Sicht des IW kei-
ne neuen Bauflächen mehr aus-
weisen. Allen Beteiligten müsse
bewusst sein, dass der Abbau
von Leerstand deutlich schwerer
ist als die Begrenzung des Neu-
baus. Wer neu bauen möchte,
sollte zudem im Gegenzug Leer-
stand abbauen. Solche Maßnah-
men seien etwa in den Nieder-
landen bereits im Büromarkt er-
probt worden, sie böten sich je-
doch auch im Wohnungsmarkt
an, um Leerstand zu vermeiden
und den Bestand attraktiver zu
machen.

Schließlich müsse das Ziel von
Kommunen mit rückläufiger Be-
völkerung darin bestehen, die 
Innenentwicklung zu befördern.
Hierzu müssten die Zentren
durch unterschiedliche Maßnah-
men attraktiver gestaltet werden.
Hier seien auch Bund und Land
gefordert, die Kommunen zu un-
terstützen. DK

Wohnungsbaukonferenz 2017 in Ebersberg:

„Hock Di her, dann
schaff ma mehr!“

Getreu dem Motto „Hock Di her, dann schaff ma mehr!“ erar-
beiteten die Stadt- und Gemeindeoberhäupter und viele Land-
räte des Großraums München auf der Regionalen Wohnungs-
baukonferenz 2017 in Ebersberg Strategien, Maßnahmen und
Lösungswege, die bis zur nächsten Konferenz am 17. Oktober
2018 in Rosenheim umgesetzt werden sollen. 

Rund 300 Gäste folgten der
Einladung des Münchner Ober-
bürgermeisters Dieter Reiter und
des Ebersberger Landrats Robert
Niedergesäß. Die Ergebnisse der
eigens eingerichteten „Stammti-
sche“ wurden dem Publikum
vorgestellt und mit allen Gästen
per „Liveschaltung“ zum Podi-
um mit der Rosenheimer Ober-
bürgermeisterin und Bezirksvor-
sitzenden des Bayerischen Städ-
tetags Gabriele Bauer, Oberbür-
germeister Reiter, Landrat Nie-
dergesäß und dem Geschäfts-
führer der ehret+klein GmbH,
Michael Ehret, diskutiert. 

Für gemeinsamen
Flächenerwerb

Das beherrschende Thema war
auch auf der Wohnungsbaukonfe-
renz die fehlende Flächenverfüg-
barkeit der Kommunen und die
fehlenden Instrumente, Flächen
zu mobilisieren. Der Dachauer
Oberbürgermeister Florian Hart-
mann rief dazu auf, eine Initiative
zum gemeinsamen Flächener-
werb zu ergreifen. 

Schließlich sei Wachstum eine
große „gemeinsame Aufgabe“,
betonte Münchens Oberbürger-
meister Dieter Reiter. Auch die
Münchner Planungsreferentin
Professor Elisabeth Merk be-
schwor die Gemeinschaftlichkeit
bei der Flächenaktivierung und

verwies auf die enorme Dimensi-
on der Konversionsflächen und
die Ausgleichsflächenproblema-
tik. Trotz des enormen Wachs-
tumsdrucks war es den Teilneh-
mern wichtig, städtebauliche
Qualitäten nicht außer Acht zu
lassen. Identität und Heimat
könnten und müssten auch in
den Stadtquartieren vermittelt
werden. Mit diesen wichtigen
Maßnahmen und mit einer Infor-
mationskampagne Wohnungs-
bau und Wachstum soll für Ak-
zeptanz bei ortsansässigen Bür-
gerinnen und Bürgern geworben
werden.

Davor müssen aber die Stadt-
und Gemeinderäte die Fragen be-
antworten: Wollen wir überhaupt
Wachstum? Wollen wir mithelfen
und bauen? Münchens Oberbür-
germeister Reiter ließ keinen
Zweifel daran, dass der enorme
Wachstumsdruck, der sich längst
nicht mehr allein auf die Landes-
hauptstadt beschränkt, nur bewäl-
tigt werden kann, wenn diese Fra-
gen geschlossen mit ja beantwor-
tet würden. 

Weitere wichtige Themen wa-
ren die Flexibilisierung der
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen beim Wohnungsbau, insbe-
sondere des Vergaberechts, ein
noch besserer Know-how-Trans-
fer und die Begründung weiterer
Beteiligungs- und Informations-
formate. IBdSt

Smart Cities:

Einflussfaktoren
für Kommunen 

Um bei der Stadtentwicklung handlungsfähig und unabhängig
zu bleiben, müssen  Kommunen die Digitalisierung zur strate-
gischen Aufgabe machen. Zu diesem Ergebnis kommt eine ge-
meinsame Untersuchung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt-
und Raumforschung (BBSR), von PricewaterhouseCoopers
(PwC) und des Fraunhofer-Instituts für Arbeitswirtschaft und
Organisation IAO. Die Ergebnisse fließen ein in eine Smart-
City-Charta für Deutschland. 

Mit Blick auf die Digitalisie-
rung und die Transformation des
urbanen Akteurgefüges müssen
sich Kommunen laut Untersu-
chung der Frage widmen, wer
künftig mit welchem Einfluss die
Geschicke der Städte lenkt. Städte
sind aufgefordert, zentrale An-
sprechpartner und Einrichtungen
für Digitales und Daten zu eta-
blieren. Auch müssen sie Strate-
gien und Kompetenzen entwi-
ckeln, Datenhoheit als Standort-
faktor ansehen und kommunale
Unternehmen zu digitalen Kom-
petenzträgern machen. 

Sensibilisierung

Was den Strukturwandel in Zei-
ten der Digitalisierung und die da-
mit einhergehende neue Stadtöko-
nomie anbelangt, sollten sich die
Kommunen für die künftigen An-
forderungen der Wirtschaft sensi-
bilisieren. Sie benötigen eine fle-
xiblere Stadtplanung, zentrale Ko-
ordinierungs- und Steuerungsein-
heiten, eine kommunale Daten-
und Kommunikationsinfrastruk-

tur, neue Kooperations- und Finan-
zierungsmodelle sowie Netzwerke
für die digitale Bildung.

Einen weiteren Schwerpunkt
bildet das Thema Bürgerbeteili-
gung im digitalen Zeitalter. Emp-
fohlen wird, dass Kommunen
Big Data für sich nutzen, digitale 
Beteiligungsmöglichkeiten fall-
orientiert einsetzen, bestehende
Bürgerinitiativen einbinden, neue
Anreizformate schaffen und den
interkommunalen Austausch
stärken. 

Auf der Agenda steht schließ-
lich die digitale Integration als
Basis für smarte Städte. Dort ha-
ben Kommunen die Aufgabe, die
Teilhabe aller Bevölkerungsgrup-
pen zu sichern. Sie müssen Bar-
rieren durch neue Technologien
abbauen, anwenderfreundlich
und lokalspezifisch denken, Da-
tensicherheit gewährleisten, digi-
tale Bildungsangebote aufbauen,
E-Government ausbauen und in-
novative Unternehmen fördern. 

„Stadtpolitik muss die Techno-
logien in das Planungshandeln in-
tegrieren und sie für eine ökolo-
gisch, sozial und wirtschaftlich
ausgewogene Stadtentwicklung
nutzen“, unterstrich  BBSR-Di-
rektor Harald Herrmann. Es kom-
me darauf an, möglichst allen
Menschen einen einfachen Zu-
gang zu den neuen Technologien
zu ermöglichen und Barrieren ab-
zubauen. Nur so lasse sich Bür-
gerbeteiligung intensivieren und
einer digitalen Spaltung entge-
genwirken. DK

bahnmeisterei mit rund 20 Mit-
arbeitern entstehen.

Landrat Georg Huber zeigte
sich beim Ortstermin beeindruckt
„Hier wird hervorragende Arbeit
geleistet. Für die wirtschaftliche
Entwicklung unserer Region ist
dieser Ausbau essentiell. Die Ge-
fährdung des laufenden Verkehrs
wird dabei auf ein Minimum be-
schränkt.“ 
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  

Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  

Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  

E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  

Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  

Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  

Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Besser abschneiden.
Die wirtschaftliche Lösung: der Unimog BlueTEC 6. 
Wenn es um kommunale Aufgaben wie Mäheinsätze geht, 

macht dem Unimog keiner etwas vor. Dafür sorgen hohe 

Achslasten für bis zu drei Mähausleger, der innovative 

Fahrantrieb EasyDrive für den spontanen Wechsel 

zwischen hydrostatischem Antrieb und Schaltgetriebe 

sowie die kraftvolle Zapfwelle und eine leistungsstarke 

Hydraulik für effizientes Arbeiten. Seine hohe Produktivität 

verbindet der Unimog mit kompakten Abmessun gen, 

Pkw-ähnlichem Komfort und bester Übersicht.

Profitieren Sie mit unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Unimog Tour 2017:

Begeisternde Roadshow
mit Erlebnischarakter

Atemberaubende Live-Präsentationen, geballtes Expertenwissen
und begeisterte Besucher: Im Juni endete die große Unimog Tour
2017, die bundesweit seit April an insgesamt neun Standorten Sta-
tion gemacht hatte. Dabei zeigte der Mercedes-Benz Unimog sein
vielfältiges Potenzial im Ganzjahreseinsatz. 

Rund 30 Unimog U 218 bis U
5030 gaben den insgesamt über
3.000 Besuchern umfassende
Einblicke in das breit gefächerte
Leistungsspektrum der allradge-
triebenen Geräteträger und hoch-
geländegängigen Arbeits-, Frei-
zeit- und Expeditionsfahrzeuge.
Auf eine informative und zu-
gleich unterhaltsame Präsenta-
tion von Mercedes-Benz Special
Trucks folgten kurzweilige Vor-
träge zu Themen wie Baustellen-
sicherung und Korrosionsschutz.

Gastgeber im oberbayerischen
Poing (Landkreis Ebersberg)
waren Mercedes-Benz Special
Trucks gemeinsam mit dem Uni-
mog Vertriebspartner Henne
Nutzfahrzeuge GmbH (Heimstet-
ten). Wilhelm Mayer Nutzfahr-
zeuge (Neu-Ulm) fungierte als
Gastgeber im baden-württember-
gischen Elchingen.

In Kooperation mit zahlreichen
Geräte- und Aufbauherstellern
wurden maßgeschneiderte An-
und Aufbaulösungen für ein brei-
tes Spektrum spezialisierter Ein-
satzbereiche präsentiert. Auf dem
Programm standen nicht nur Ex-
ponate mit wirtschaftlichem Nut-
zen für den Sommer- und Winter-
dienst in Kommunen, sondern
auch viele Einsatzbeispiele für
Arbeiten von Dienstleistern und
Lohnunternehmern. Ebenso ge-
zeigt wurden Unimog Fahrzeuge
mit spezieller Ausrüstung für die
Bauwirtschaft, die Feuerwehr so-
wie den 2-Wege-Einsatz auf
Straße und Schiene.

Bei der Unimog Tour 2017 lag
der Fokus auf Gesamtfahrzeuglö-
sungen für anspruchsvolle Ein-
satzanforderungen im Kommu-
nal- sowie im Dienstleistungsbe-
reich. Vorgestellt wurden profes-
sionelle Systemlösungen, die den
Unimog zum echten Spezialisten
für unterschiedlichste Aufgaben
machen. Die Palette reichte von A
wie Abrollkipper oder Agrarlogi-
stik über Kranfahrzeuge bis W
wie Wegepflege und Z wie Zwei-
Wege-Einsatz. Mit dabei waren
auch Streu- und Sprühautomaten
für den Winterdienst, Kehr- und
Reinigungsmaschinen, Mähkom-
binationen für die Grünflächen-
pflege sowie Lösungen für Lade-
und Transportarbeiten.

Stellvertretend für die Vielsei-
tigkeit und die ganzjährige Mehr-
fachnutzung des Unimog bei der
Unimog Tour 2017 steht zunächst
der U 423, vertreten mit einer
Vielzahl unterschiedlicher Nut-
zungsvarianten: Mit Winterdienst-
Ausrüstungen, mit Aufbaukehr-
maschine oder Ladekran sowie
mit einer 2-Wege-Ausrüstung als
Rangierfahrzeug zeigte er die
Nutzungsvielfalt in Form ganz-
jähriger Auslastungsmöglichkei-
ten perfekt auf – im kommunalen

Sommer- und Winterdienst eben-
so wie in der Bauwirtschaft oder
bei schienengebundenen Arbeits-
einsätzen. Ein weiterer Unimog
U 423 verfügt über Heckzapf-
welle, Seilwinde sowie einen Fas-
si-Ladekran für die Arbeit bei der
Gewässerunterhaltung und kann
dazu auch noch Anhänger ziehen.

Beim Unimog U 430 mit lan-
gem Radstand sind Fahrzeug-
kombinationen mit einem zuläs-
sigen Gesamtgewicht von 13,8
Tonnen möglich – genau richtig
für vielseitige Auf- und Anbau-
ten, ob im Front- oder Heckbe-
reich des Fahrzeugs. Und das bei
extrem kompakten Abmessungen
von nur 2,15 m Breite. Dank
durchzugsstarkem Motor ist aber
auch ein schwerer Anhänger mit
weiteren Arbeitsgeräten kein Pro-
blem. So ist der Unimog ideal für
jeden Einsatz gerüstet. In Verbin-
dung mit qualifizierten Geräte-
und Aufbauherstellern entsteht
ein einzigartiges Fahrzeug für un-
terschiedlichste Anwendungen
im ganzen Jahr. 

Mit einem zulässigen Gesamt-
gewicht des Anhängers von 20 t
können beispielsweise bis zu 
37 m³ Mähgut mitgeführt wer-
den, aber ebenso erlaubt das
Twist-Lock-System auch das
Transportieren von großen 20-
Fuß-Containern. Ausgestattet mit
einem Randstreifenmähgerät und
einem Leitpfostenausmähgerät in
der Front und einem links-rechts-
saugenden Mäher als Heckausle-
ger auf der Pritsche ist der Gerä-
teträger dann beispielsweise be-
stens für das Ausmähen im
straßennahen Bereich im Rechts-
und Linksbetrieb gerüstet.

Kompakte 200er Baureihe 

Als Vertreter der besonders
kompakten 200er Baureihe war
ein Unimog U 218 mit einer Hub-
arbeitsbühne zu sehen. Bei War-
tungs- und Instandhaltungsarbei-
ten – zum Beispiel an den Freilei-
tungen von Energieversorgern –
bringen ihm seine Wendigkeit
und seine Geländefähigkeit viele
Vorteile.

Ein weiterer Unimog U 218
mit klassischer Winterdienst-
ausstattung überzeugte als wirt-
schaftliches Einsteigermodell für
kleinere Städte und Gemeinden,
die ein schmales und wendiges
Fahrzeug suchen. Seine Breite
liegt bei lediglich 2,15 m bei ei-
nem Radstand von 2.800 mm.

Die Unimog Geräteträger brin-
gen alles mit, was zur Erfüllung
komplexer Arbeitsaufgaben in
unterschiedlichsten Branchen
und Einsatzgebieten erforderlich
ist: kompakte Abmessungen, effi-
ziente und leistungsstarke Moto-
ren von 160 PS bis 300 PS, Por-

talachsen mit Schraubenfedern,
maximale Traktion und Kraftü-
bertragung für Straße und Geräte-
einsatz sowie hervorragende Ei-
genschaften für die Fahrt abseits
fester Straßen. Dank seiner auto-
bahntauglichen Höchstgeschwin-
digkeit von 89 km/h kann der
Unimog auch längere Weg-
strecken zwischen verschiedenen
Einsatzorten mühelos und kom-
fortabel bewältigen.

Unimog setzt Maßstäbe

Der Unimog setzt mit zahlrei-
chen technischen Lösungen Maß-
stäbe in der Branche. Bis zu vier
An- und Aufbauräume stehen
zum Anbringen von Geräten zur
Verfügung: vorn mit genormter
Frontanbauplatte, am Heck auf
der Pritsche oder auf dem Fahr-
zeug zwischen den Achsen. Stan-
dardisierte und genormte Schnitt-
stellen erlauben eine schnelle und
einfache Montage von Geräten
und beschleunigen den Geräte-
wechsel. Die Bedienung und
Steuerung – auch mehrerer Ge-
räte – geschieht einfach und be-
quem über den Multifunktions-
Joystick.

Für den Gerätebetrieb bietet
Mercedes-Benz Special Trucks 
u. a. die präzise und besonders ef-
fiziente Load-Sensing-Hydraulik
an, bei der nur die tatsächlich
benötigte Leistung des Verbrau-
chers abgerufen wird. Darüber
hinaus stehen eine mechanische
Front- und eine Heckzapfwelle
sowie der stufenlose Fahrantrieb
EasyDrive zur Verfügung. 

Ein weiteres Plus ist die vom
Fahrerplatz aus bequem bedien-
bare Reifendruckregelanlage Ti-
recontrol Plus: Sie sorgt für er-
höhte Traktion bei gleichzeitig
größtmöglicher Bodenschonung
– ein entscheidender Vorteil, der
beispielsweise beim Bearbeiten
und Überfahren landwirtschaftli-
cher Nutzflächen zum Tragen
kommt. Über das Multifunktions-
Lenkrad lässt sich der Reifen-
druck komfortabel auf die Modi
„Straße“, „Sand“ und „Schlecht-
weg“ einstellen oder nach Bedarf
manuell anpassen.

Das optionale Lichtpaket bietet
exzellente Beleuchtungsverhält-
nisse sowohl für die Fahrt auf der
Straße als auch für den Geräteein-
satz. Für die Unimog Geräteträ-
ger U 423 bis U 530 ist außer-
dem eine Allradlenkung liefer-
bar, die den ohnehin kleinen
Wendekreis um rund 20 Prozent
reduziert. Dies erhöht die
Manövrierfähigkeit des Fahr-
zeugs auch unter sehr beengten
Platzverhältnissen. 

Ab Werk ist auch ein spezielles
Vorrüstungspaket für Aufbau-
kehrmaschinen lieferbar. Das ver-
einfacht die Arbeiten, die bislang
bei Aufbauherstellern erledigt
wurden. Die passenden Aufbau-
kehrmaschinen liefern die Firmen
ASH Aebi Schmidt und Trilety.

Ihre hervorragende Eignung
für Landwirtschaft, Lohnunter-
nehmer und Kommunen stellten
auf der Unimog Tour 2017 zu-
dem ein neuer Unimog U 529
(Euromot IV) und ein Unimog 
U 530 (Euro VI) in Agraraus-
führung unter Beweis.

Allroundtalent U 323

Ein Allroundtalent und Topmo-
dell der mittleren Unimog Bau-
reihe ist der Unimog U 323, der
ebenfalls zu sehen war. Vielseitig,
geländefähig und sparsam ver-
fügt er optional über viele Son-
derausstattungen, die von den
Kunden bereits am größeren 
U 423 sehr geschätzt werden.
Beispiele sind das vollautomati-
sierte Getriebe AutomaticShift,
der Getriebe-Nebenabtrieb für
Anbaugeräte sowie mehrere Hy-

draulikoptionen. Serienmäßig
sorgen die „Freisichtkabine“ mit
großer Panoramascheibe, der All-
radantrieb, die Differenzialsper-
ren und ABS für optimale Ar-
beitsbedingungen. Mit dem Mul-
tifunktions-Joystick lassen sich
Geräte-, Hydraulik- und Fahr-
funktionen komfortabel steuern.
Damit ist der Unimog U 323 als
Allrounder für den 365-Tage-Ein-
satz in Kommunen wie auch in
der Land- und Bauwirtschaft be-
stens ausgerüstet. 

Für die alltägliche Anwendung
mit schweren Geräten in unbefe-
stigtem Terrain bieten wiederum
die Modelle der hochgeländegän-
gigen Unimog Baureihe U 4023,
U 5023 und U 5030 einen ech-
ten Mehrwert. Ob als Arbeitsfahr-
zeug in schwierigem Gelände mit
unbefestigten Bodenverhältnis-
sen - zum Beispiel mit schweren

Aufbaukränen in der Energiewirt-
schaft - oder im Katastrophen-
schutz und bei der Feuerwehr,
zum Beispiel im Rahmen der
Waldbrandbekämpfung: Der
hochgeländegängige Unimog
kommt ebenso sicher durch ver-
schneite Hochgebirgsregionen
wie durch Sand und Morast. 

Ganzstahlkabine, schubrohrge-
führte Portalachsen mit Schrau-
benfedern, hohe Verwindungs-
fähigkeit, große Böschungswin-
kel, ein geschweißter und ge-
kröpfter Rahmen sowie verstärk-
te Achsen, drei hundertprozentig
wirkende Differenzialsperren und
ein zuschaltbarer (U 4023/U
5023) bzw. permanenter Allrad-
antrieb (U 5030) sind nur einige
seiner unübertroffenen Stärken
im harten Geländeeinsatz unter
extremen topografischen und kli-
matischen Bedingungen. DK

Gastgeber im oberbayerischen Poing (Landkreis Ebersberg) waren Mercedes-Benz Special Trucks gemeinsam mit dem Unimog Vertriebspartner Henne Nutzfahrzeuge GmbH (Heimstetten). 
Wilhelm Mayer Nutzfahrzeuge (Neu-Ulm) fungierte als Gastgeber im baden-württembergischen Elchingen und die Firma Beutlhauser im Biathlostadion Oberhof. Fotos: Tim Oßwald
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Blick ins Cockpit des für den ganzjährigen Kommunaleinsatz
maßgeschneiderten Unitrac. 

Neuer stufenloser Unitrac 112 LDrive:

Technische Highlights 
Kürzlich erfolgte im Lindner-Werk in Kundl der Startschuss
für die Serienproduktion des neuen stufenlosen Unitrac 112
LDrive. Der Unitrac ist für den ganzjährigen Kommunalein-
satz maßgeschneidert: von der Schneeräumung über Kehrar-
beiten bis zum Transport oder dem Mähen von Böschungen.

Der stufenlose Fahrantrieb,
Heck- und Front-Zapfwellen so-
wie die Arbeitshydraulik mit Ver-
stellpumpe machen den Unitrac
zum idealen Geräteträger für jegli-
chen Winterdienst. Streu- und
Kehrarbeiten sowie Schneeräu-
mung mit Pflug oder Fräse werden
durch die 4-Rad-Lenkung selbst in
engen Gassen zum Kinderspiel.
5.000 kg Nutzlast und gute Zug-
kraft ermöglichen schwere Trans-
portarbeiten.
Optimale Rundumsicht: Sie ha-
ben alles im Blickfeld: Den vorde-
ren Arbeitsraum durch die beheiz-
bare Panoramafrontscheibe, seit-
lich die freie Sicht durch die
großen Glastüren mit weit öffnen-
den Schiebefenstern. Die Rück-
spiegel mit integrierten Zusatz-
blinkern sind elektrisch verstell-
und beheizbar.
Komfortausstattung: Durch die
weit öffnenden Türen gelangt man
bequem in die geräumige Kom-
fortkabine. Die Türautomatik öff-
net das Heckfenster beim Einstieg
und erleichtert ein sanftes
schließen der Tür mit optimaler
Kabinenentlüftung. 
LDrive-Komfortsitz: Der Luft-
sitz im Unitrac 112 Ldrive mit
8-fach-Verstellung bietet ein
Maximum an Sicherheit und
Komfort. Die hohe Rückenleh-
ne mit Kopfstütze und integrier-
tem 3-Punkt-Sicherheitsgurt so-
wie die Niederfrequenz-Luftfe-
derung entlasten den Rücken
bei langen Einsätzen. Eine Sitz-
heizung wärmt im Winter. 
Ergonomischer Innenraum:
Das Lenkrad lässt sich durch
Höhen- und Neigungsverstellung
individuell an den Fahrer anpas-

sen. Auf dem Zentralinfoboard
werden wichtige Fahrzeuginfor-
mationen und Kontrollanzeigen
übersichtlich dargestellt. Weitere
Informationen wie Gesamt- und
Tagesbetriebsstunden oder die
Uhrzeit sind am zusätzlichen IBC-
Monitor ablesbar. Sämtliche
Betätigungshebel und Schalter
sind optimal um den Fahrer plat-
ziert. Die Schalter und Anzeigen
im Unitrac sind beleuchtet. 
Korrosionsschutz: Der gesamte
Fahrzeugrahmen und die Kom-
fortkabine werden im besonders
widerstandsfähigen KTL-Verfah-
ren lackiert. Batteriekasten, Kraft-
stofftank sowie optional erhältli-
che Werkzeugkisten sind aus kor-
rosionsresistentem Kunststoff ge-
fertigt. 
IBC-Monitor: Am IBC-Monitor
hat der Fahrer wichtige Gerätein-
formationen im Überblick: Achs-
last, Gesamtgewicht und Geräte-
status werden über das TRAC-
Link System ermittelt. Anleitun-
gen, Fahrzeug- oder Hydraulikein-
stellungen sowie Bilder der Rück-
fahr- und Seitenkameras werden
bei Bedarf eingeblendet.
Kabinenlagerung: Die Komfort-
kabine ist auf 4 Hydro-Gummi-
Elementen gelagert und dadurch
besonders vibrationsarm. Durch
die Kapselung der Kabine entsteht
ein ruhiger Arbeitsplatz. Komfort,
wie man ihn vom PKW kennt.
Werkzeugloses Kippen: Für ein
Höchstmaß an Wartungsfreund-
lichkeit ist die Kabine seitlich 50°
kippbar. Durch den werkzeuglo-
sen hydraulischen Kippmechanis-
mus wird der Motor- und Getrie-
beraum mit wenigen Handgriffen
frei zugänglich. 

Geotrac Supercup 2017 
startet im Juli

Mit seiner mehr als 20-jährigen Geschichte ist der Geotrac
Supercup die traditionsreichste und gleichzeitig spektakulär-
ste Rennserie für Traktorenprofis im Alpenraum. Die dies-
jährige Auflage startet am 7. und 14. Juli mit den Qualifying-
Days beim Lindner-Innovationszentrum in Kundl. 

Wer dort die Rennlizenz erhält, kann bei den anschließenden
Rennen am 16. Juli 2017 in Itter und von 6. bis 9. September auf
der Rieder Messe antreten. Die Startplätze sind 2017 begrenzt:
Insgesamt werden nur 50 Rennlizenzen pro Rennen vergeben. 

Attraktiver Hauptpreis

Das Renngerät ist ein Geotrac 94ep von Lindner, der unter an-
derem über die Rampe für Schräglagen manövriert werden muss.
Die 32 Fahrer mit den besten Rundenzeiten aus zwei Rennen zie-
hen ins große Europafinale am 10. September in Ried ein. Dar-
über hinaus wird auch 2017 eine eigene Teamwertung für die
Rennställe der Supercup-Partner angeboten.

Auf den Einzelsieger wartet ein attraktiver Hauptpreis: ein Geo-
trac 134ep für ein Jahr. Der Geotrac 134ep ist der stärkste Traktor,
den das Tiroler Familienunternehmen Lindner im Angebot hat.
Zusätzlich werden bei jedem Rennen Preisgelder für die besten
Traktorfahrer ausgeschüttet: Für den Erstplatzierten gibt es 300
Euro, für Platz zwei 150 Euro und für Platz drei 50 Euro.
Termine und weitere Infos: www.geotrac-supercup.at 

Das kompakte Multitalent:

Der neue
Multicar M29

365 Tage, unzählige Anwendungen - ein Fahrzeug: Dank seines
modularen Konzepts lässt sich der multifunktionale Schmal-
spurgeräteträger Multicar M29 extrem flexibel für verschie-
denste Aufgabenbereiche einsetzen. Und zwar da, wo es auf
Wendigkeit und kompakte Bauweise ankommt: im Garten-
und im Landschaftsbau, im kommunalen Bereich oder bei der
Entsorgung. Den Alleskönner präsentiert Hako auf der demo-
park und zeigt, dass er vor allem eins ist: wirtschaftlich im Ein-
satz - und mit 62 km/h immer schnell am nächsten Einsatzort. 

Egal ob Kehren im Frühling,
Grünflächenpflege im Sommer,
Laubbeseitigung im Herbst,
Räumen im Winter oder Trans-
porte im ganzen Jahr: eine Viel-
zahl an An- und Aufbaugeräten
kann mit nur wenigen Handgrif-
fen an den Multicar M29 gekop-
pelt und über dessen leistungs-
fähige Hydraulik angetrieben
werden. So ist er schnell und ein-
fach für jeden Einsatzzweck
gerüstet. Mit nur 1,33 m Breite
und einem dank Allradlenkung
geringen Wendekreis von nur
3,25 m kann das Multitalent auch
auf engen Straßen oder Wirt-
schaftswegen eingesetzt werden -
und schafft dabei Nutzlasten von
bis zu 3,2 Tonnen.

Sicherheit auf 
höchstem Niveau

Das Sicherheitskonzept des
Multicar M29 orientiert sich an
den hohen Standards, die auch
für den Bau von Lastkraftwagen

Einfache Bedienbarkeit
Ergonomisch konzipierte

Steuerfunktionen gewährleisten
die einfache Bedienbarkeit al-
ler Elemente im Betrieb. Via
Joystick und einfach erkennbarer
Tasten lassen sich der stufenlose
hydrostatische Fahrantrieb und
die Gerätefunktionen bequem
und zentral steuern. Darüber hin-
aus erleichtert eine Reihe von As-
sistenzsystemen die Bedienung.
So kann sich der Fahrer voll und
ganz auf seine Umgebung kon-
zentrieren - ein weiterer Faktor
für die Sicherheit.

Variable hydrostatische
Bremskraft 

Serienmäßiges Highlight ist
der hydrostatische Fahrantrieb
mit variabler hydrostatische
Bremskraft. Über einen dreistu-
figen Wippschalter stellt der
Fahrer je nach Situation ein, wie
stark der hydrostatische Fahran-

Geländewagen des Jahres 2017:

Off Road Award
für Unimog 

Bereits zum 13. Mal ist der Mercedes-Benz Unimog von den Lesern
der Fachzeitschrift „Off Road“ zum besten Geländewagen des Jah-
res in der Kategorie „Sonderfahrzeuge“ gekürt worden. Die Wahl
„Geländewagen des Jahres“ erfolgte aus zwölf Kategorien. Mehr
als 20 000 Stimmen wurden abgegeben, 135 Fahrzeuge standen zur
Wahl. Der Unimog belegte bei den Sonderfahrzeugen mit überra-
genden 31,4 Prozent der Leserstimmen den ersten Platz.

Ob in der staubtrockenen Wü-
ste Gobi, in der sibirischen Taiga
oder auf der heißen Vulkankrater-
straße am Vesuv – kaum eine
Herausforderung, der der Merce-
des-Benz Unimog nicht gewach-
sen wäre.

Speziell die hochgeländegängi-
ge Baureihe erfreut sich großer
Beliebtheit als Expeditionsmobil
weltweit. Achsverschränkungen
von bis zu 30 Grad, Portalachsen
mit bis zu 460 mm Bodenfreiheit
und eine Steigfähigkeit von 45
Grad sind Merkmale dieser Uni-
mog-Modelle mit den Typenbe-
zeichnungen U 4023 und U
5023. Dazu kommen die Wat-
fähigkeit von maximal 1,20 m
und ein seitlicher Neigungswin-
kel von bis zu 38 Grad.

Die Fahrt in Extremsituationen
mit zugeschaltetem Allradantrieb
wird unterstützt von den zuschalt-
baren Differenzialsperren und der
Reifendruckregelanlage.

Der drehmomentstarke Euro

VI Motor OM 934 LA, ein Vier-
zylinder mit 5,1 l Hubraum, 170
kW (230 PS) und 900 Nm
Drehmoment, sorgt für zuverläs-
siges Vorankommen. Acht Vor-
wärts- und sechs Rückwärtsgän-
ge stehen zur Verfügung, optio-
nal auch eine Geländegruppe für
Offroadeinsätze im Geschwin-
digkeitsbereich zwischen 2,5
und 35 km/h.

Neben diesem hochgelände-
gängigen Unimog wird die Gerä-
teträger-Baureihe vom U 216 bis
zum U 530 angeboten, die man
häufig in kommunalen Einsät-
zen sieht. Sie verfügt ebenso
über moderne Euro VI Motoren
mit Leistungen bis 220 kW
(299 PS).

Geht es um Wartung, Diagnose
oder Reparatur, ist beim Unimog
ebenfalls für alles gesorgt. Denn
in über 650 Service-Stützpunkten
in mehr als 130 Ländern nehmen
sich kompetente Unimog-Partner
des Fahrzeugs an. 

Off Road Award für Mercedes-Benz Unimog. 

Der neue Schmalspurgeräteträger Multicar M29 bietet ein
ausgereiftes Sicherheitskonzept für Fahrer und Beifahrer. 

AMÖ: 

Stickoxidproblematik
bei Verursachern lösen

Aktuell diskutieren Kommunen aufgrund der Stickoxidsituation
Fahrverbote für Dieselfahrzeuge. Der Gesamtvorstand des Bun-
desverbandes Möbelspedition und Logistik (AMÖ) e.V. fordert,
zunächst die Probleme bei den Verursachern zu lösen. Vom Ge-
setzgeber fordert er Planungssicherheit.

Die AMÖ unterstützt die An-
strengungen der Kommunen, den
Bürgern eine gesunde Umwelt zu
bieten. Allerdings muss das Übel
an der richtigen Wurzel angepackt
werden. Laut Umweltbundesamt
überschreiten Pkw, anders als
Lkw, die für die Typenzulassung
angegebenen Emissionswerte im
praktischen Betrieb deutlich. Ak-
tuell liegen demnach im Echtbe-
trieb Euro-6-Diesel-Pkw durch-
schnittlich 534 Prozent über dem
NOx -Grenzwert, Euro-5-Diesel-
Pkw 403 Prozent und Euro 4-Die-
sel-Pkw 170 Prozent. 

Der Gesamtvorstand der AMÖ
fordert die Fahrzeugindustrie auf,
die Technik der in den Verkehr ge-
brachten Fahrzeuge so anzupas-
sen, dass die verabschiedeten
Grenzwerte nicht durch Manipu-
lation, sondern im Echtbetrieb
eingehalten werden. Da der Anteil
der Pkw am innerstädtischen Ver-
kehr ein Vielfaches höher ist als
der Nutzfahrzeuganteil kann sich
durch diese Maßnahme die Stick-
oxidsituation in den Kommunen
sehr schnell dramatisch verbes-
sern. Bis zu einer flächendecken-
den Nachrüstung dieser Fahrzeu-
ge ist daher von verkehrsbe-
schränkenden Maßnahmen für
Nutzfahrzeuge abzusehen.

Der Gesamtvorstand der AMÖ
fordert, die Diskussion um die

Einführung einer blauen Plakette
darf nicht dazu führen, dass für
Nutzfahrzeuge der Schadstoff-
klassen Euro 5 und Euro 6 Fahr-
verbote verhängt werden. Eine
solche Einschränkung würde die
Möbelspeditionen nicht nur vor
erhebliche Probleme stellen, ihre
Kunden in Innenstadtbereichen si-
cher, schnell und zuverlässig zu
bedienen. Sie würde auch einen
direkten wirtschaftlichen Schaden
bei den Unternehmen anrichten,
da mit dem Inkrafttreten des Fahr-
verbots zwangsläufig ein erhebli-
cher Wertverlust der betroffenen
Fahrzeuge einherginge. 

Aus diesem Grund fordert der
Gesamtvorstand der AMÖ die
Kommunen auf, sofern sie Fahr-
verbote verhängen, Nutzfahrzeu-
ge der Schadstoffklassen Euro 5
und Euro 6 im Wirtschaftsver-
kehr von Fahrverboten auszu-
nehmen. Da der Standard Euro 6
für Nutzfahrzeuge erst seit 2015
in Kraft ist, müssen dringend
Übergangsfristen eingeräumt
werden. Die Verkehrswirtschaft
muss sich bei der Investition in
neue Fahrzeuge auf die beste-
henden gesetzlichen Regelungen
verlassen können. Es ist nicht
vermittelbar, dass erst wenige
Jahre alte Fahrzeuge plötzlich
nicht mehr der Rechtslage ent-
sprechen sollen .

gelten: So bietet die Fahrerka-
bine ein Höchstmaß an Insas-
senschutz, was in Sicherheits-
tests nach ECE-R29 durch die
DEKRA bestätigt wurde. Auch
Allradantrieb,  Scheibenbrem-
sen, ein neuartiges Hydrostat-
ABS und hoch belastbare Ach-
sen gehören dazu und sorgen
bei dem Schmalspurgeräteträ-
ger für ein stabiles Fahr- und
Bremsverhalten in allen Situa-
tionen. 

Im Multicar M29 ist die Si-
cherheit serienmäßig integriert:
Tagfahrlicht, großflächige Re-
flektoren und LED-Rundum-
kennleuchte gehören selbstver-
ständlich auch zur Ausstattung.

Perfekte
Arbeitsbedingungen

Trotz kompakter Fahrzeug-
abmessungen bietet die Kabi-
ne Fahrer und Beifahrer viel
Raum und hohen Komfort - an-
gefangen beim ergonomischen
Fahrersitz mit individuell ein-
stellbarer Sitzposition über die
Klimaanlage bis hin zur guten
Geräuschdämmung. 

Zusätzlich verfügt die Kabi-
ne des neuen Multicar M29
über großzügige, tief nach un-
ten gezogene Front- und Sei-
tenfenster für gute Sicht auf
Anbaugeräte und Arbeitsum-
feld. Der Blick nach hinten ist
durch optimal dimensionierte
Spiegel und das großzügige
Heckfenster ungehindert mög-
lich.

trieb verzögern und somit die
Betriebsbremse unterstützen
soll. Letztere wird insbesondere
bei starkem Gefälle und hoher
Nutzlast geschont, der Ver-
schleiß wird reduziert und die
Sicherheit erhöht. 

Der hydrostatische Fahran-
trieb bietet ein weiteres Plus:
Eine mechanische Untersetzung
sorgt dafür, dass sich die Ar-
beitsgeschwindigkeit noch fei-
ner an die Aufgaben anpassen
lässt und bietet zusätzliche Zug-
kraftreserven - ein großer Vor-
teil gerade bei Steigungen.

Hako - Lösungsanbieter
für Reinigungs- und
Kommunaltechnik
Seit über 65 Jahren steht der
Name Hako für Qualität, Zuver-
lässigkeit, Service und innovati-
ve Lösungen. Heute zählt die
Hako-Gruppe zu den führenden
Maschinenherstellern auf dem
globalen Markt für die Indu-
strie-, Gebäude- und Außenrei-
nigung sowie die Grundstücks-
pflege und den Winterdienst.
Dank engmaschigem Distributi-
ons- und Servicenetz mit Ver-
triebs- und Servicepartnern in
über 60 Ländern beliefert Hako
weltweit ein breites Zielgrup-
penspektrum mit innovativen
Reinigungsmaschinen, multi-
funktionalen Geräteträgern und
Transportern - bester Service in-
klusive: Allein in Europa sind
über 650 Hako-Servicetechni-
ker im Einsatz. 
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Fachtagung Ländliche Entwicklung in Bad Windsheim:

Klimawandel – was ist zu tun?
Mit einer Zunahme von extremen Wetterereignissen wie Starkre-
gen oder Trockenperioden macht sich der Klimawandel auch bei
uns deutlich bemerkbar. Dies erfordert eine klimagerechte Land-
schaftsgestaltung, um gegen Überflutungen und Dürre besser ge-
wappnet zu sein. Gleichzeitig gilt es auch weiterhin, den Klima-
schutz zu intensivieren. Unter dem Motto „Das Klima ändert sich
– was tun?“ referierten und diskutierten Politiker, Experten und
Praktiker im Rahmen der Fachtagung Ländliche Entwicklung in
Bad Windsheim. Praxisbeispiele zeigten auf, was erreicht werden
kann, wenn Gemeinden und Bürger vor Ort kreative Ideen ent-
wickeln und gemeinsam anpacken. 

Strategische Partner bei der Be-
wältigung des Klimawandels sind
nach den Worten von Bayerns
Landwirtschaftsminister Helmut
Brunner Kommunen und Land-
wirte. Beide seien  gefordert, ein
zukunftsfähiges Wassermanage-
ment zu entwickeln, in dem die
Speicherfähigkeit der Böden er-
höht, der Wasserrückhalt in der
Fläche verbessert und Boden und
Gewässer besser geschützt wer-
den. „Diese Partnerschaft möchte
ich stärker ausbauen und unter-
stützen“, so Brunner. 

Initiative „boden:ständig“

Exemplarisch nannte der Mini-
ster die Initiative „boden:stän-
dig“, die mit einer engen Part-
nerschaft zwischen Landwirten,
Kommunen und Fachverwaltun-
gen den Boden- und Gewässer-
schutz voranbringt. Die Verwal-
tung für Ländliche Entwicklung
habe auch mit Flurneuordnung,

Dorferneuerung, Gemeindeent-
wicklung und Integrierter Ländli-
cher Entwicklung die geeigneten
Instrumente, um bedarfsgerecht
angepasste Strategien zu ent-
wickeln und diese gemeinsam
mit der Bevölkerung in konkreten
Projekten umzusetzen. 

Öko-Modellregionen

Die Partnerschaft von Land-
wirten und Kommunen ist nach
Brunners Angaben auch „Kern-
element unserer inzwischen
zwölf Öko-Modellregionen“. Sie
förderten das Bewusstsein für die
regionale Herkunft der Lebens-
mittel und leisteten durch die Un-
terstützung des Ökolandbaus und
die Entwicklung regionaler Wirt-
schaftskreisläufe gleichzeitig ei-
nen Beitrag zum Klimaschutz.
Laut Brunner muss das Ziel auch
künftig die Verminderung des
Kohlendioxid-Ausstoßes und die
Abkehr von Öl und Kohle sein.

Auch deshalb, weil vom Einsatz
erneuerbarer Energien der ländli-
che Raum profitieren kann. 

Kompetente Begleitung

Die Kommunen im ländlichen
Raum nehmen sich dieser Zu-
kunftsthemen mit beträchtlichem
Einsatz an. „Gerade für die klei-
neren Gemeinden ist dies aller-
dings eine große Herausforde-
rung“, betonte der Minister. „Des-
halb brauchen sie kompetente
Begleitung. Diese biete ich ihnen
durch die Ämter für Ländliche
Entwicklung an.“ 

Über das Thema „Wasserwege
und Wasserrückhalt in der Land-
schaft“ referierte Prof. Dr. Karl
Auerswald, Technische Univer-
sität München. Seinen Aus-
führungen zufolge sind bayern-
weit betrachtet seltene Extremer-
eignisse nicht selten und werden
in Stärke und Zahl zunehmen. Da
ein geringer Einfluss auf das
Wellenvolumen bei großen Re-
gen bestehe, müsse das Hoch-
wasser durch eine längere Schei-
telanstiegszeit gedämpft werden.
Während es im Feld hierzu ge-
ringe Möglichkeiten wegen der
kurzen Distanzen gebe, biete der
lange Weg zwischen Feldrand
und Fließgewässer enormes Po-
tenzial. 

Im Rahmen der Integrierten
Ländlichen Entwicklung (ILE)
haben sich vergangenes Jahr 13
Kommunen des Landkreises
Würzburg zur „Allianz Waldsas-
sengau im Würzburger Westen“
zusammengeschlossen und er-
folgreich als Öko-Modellregion

beworben. Wie Projektmanager
Jochen Diener erläuterte, ist die
Region Waldsassengau ländlich
geprägt. Die landwirtschaftliche
Nutzung ist dort stark auf den
Ackerbau ausgerichtet und weist
mit 12 Prozent Bio-Betrieben
überdurchschnittliche Öko-Land-
baustrukturen auf.

Stadt-Land-Vernetzung

Welche Voraussetzungen sind
hier gegeben, um diesen hohen
Bioanteil zu erreichen? Wie han-
deln und vernetzen sich die Ak-
teure vor Ort? Kann der Prozess
noch weiter angeschoben werden
und wie können andere Regionen
daraus lernen? Diese Fragen stel-
le sich die Region Waldsassen-
gau und mache die Faktoren
sichtbar, die zur Entwicklung
des ökologischen Landbaus bei-
tragen können.

Die Nähe von Stadt und Land,
vielfältige Anbaubedingungen
und die bestehenden Bio-Erzeu-
gerstrukturen bieten laut Diener
eine Reihe von Möglichkeiten für
unterschiedlichste Projekte. Das
nahegelegene Würzburg berge
Potenzial für den Direktabsatz der
Erzeugnisse. Gezielte Schritte zu
einer Stadt-Land-Vernetzung sei-
en für beide Seiten ein Gewinn. 

So soll die Öko-Modellregion
Impulse für die ökologische Tier-
haltung geben. Auch die Schaf-
fung von Lagermöglichkeiten und

die Vermarktung und der Einsatz
von Öko-Lebensmitteln aus der
Region in Gastronomie und Ge-
meinschaftsverpflegung stehen
im Fokus. Der ökologische Land-
bau wird in der Region breit getra-
gen und die Öko-Modellregion
wird in der Region bereits von
ihren vielen Akteuren und erfolg-
reichen Netzwerken gelebt.

Praxisbeispiele

Zum Abschluss der Fachta-
gung zeigten Praxisbeispiele auf,
was erreicht werden kann, wenn
Gemeinden und Bürger vor Ort
kreative Ideen entwickeln und ge-
meinsam anpacken. Die Gemein-
de Uehlfeld zum Beispiel lebt 
die Energiewende als Kommune
aktiv vor, in dem sie heimische
Ressourcen nutzt. Anstoß war das
Energiekonzept. Bald ersetzt
Uehlfeld etwa 90 % des Heizöl-
bedarfs seiner kommunalen Lie-
genschaften und liefert erneuer-
bare Wärme an 31 Haushalte. Die
restaurierte Energiescheune mit
Pelletkessel, Solarthermie und
Wärmespeicher ist das Herzstück
des Systems.

Mausdorf wiederum produziert
das 25-fache seines Stromver-
brauchs aus Biogas, Windenergie
und Photovoltaik. Allein die Bio-
masse ersetzt 150.000 Liter Heiz-
öl und mindert den CO2-Aus-
stoß um 1.200 Tonnen. Grund-
lage des Erfolgs ist das wert-

volle Engagement aktiver Bürger.
Bewusstseinsbildung muss

früh beginnen – deshalb lernen
Kinder in Hahnenkamm die Be-
deutung und den Schutz ihrer Le-
bensgrundlagen Boden und Was-
ser. Einen langen Atem benötigt
auch die Idee der Kompostwirt-
schaft mit dem Ziel, den Humus-
gehalt zu steigern und so das Bo-
dengefüge zu stabilisieren.

Projekt in Vogtsreichenbach

Flurneuordnung und Boden-
management unterstützen ein bo-
den:ständig-Projekt in Vogtsrei-
chenbach. Dort wird die Boden-
krume punktuell massiv abgetra-
gen. Dies ist eine Ursache, war-
um der Reichenbach und Hoch-
wasserrückhaltungen versanden.
Eine bodenschonende und erosi-
onsmindernde Bewirtschaftung
allein reicht nicht, weshalb Bau-
maßnahmen zur Regulierung des
Wasserabflusses nötig sind.

An der Fränkischen Rezat
zwischen Ansbach und Winds-
bach schließlich wurden zahlrei-
che Rückhaltebecken (400.000
m³) und Maßnahmen an Gewäs-
sern (u.a. 100 Hektar Uferstrei-
fen) in 58 Projekten gemeinsam
mit der Wasserwirtschaftsver-
waltung verwirklicht – ein we-
sentlicher Beitrag zur Hochwas-
serentlastung und für einen gu-
ten ökologischen Zustand der
Gewässer. DK

Bürgermeister des Jahres: 

Auszeichnung für
sechs Rathauschefs

Sechs Bürgermeister der Ammergauer Alpen, Gisela Kieweg
(Bad Bayersoien), Arno Nunn (Oberammergau), Karl-Heinz
Reichert (Bad Kohlgrub), Rupert Speer (Saulgrub), Michael
Gansler (Unterammergau) und Josef Pössinger (Ettal), sind ge-
meinsam zu den „Bürgermeistern des Jahres“ gekürt worden.
Die Auszeichnung wurde ihnen in Anwesenheit von Landrat
Anton Speer (2. v. r.) im Unterammergauer Rathaus über-
reicht. Ausgelobt wird der jährliche, landesweite Preis für be-
sondere kommunalpolitische Verdienste von den Kanzleien
LKC aus München sowie DETIG aus Pullach. 

Die sechs Bürgermeister wur-
den für die über zehnjährige inter-
kommunale Zusammenarbeit ih-
rer Gemeinden und die 2004 er-
folgte Gründung der Ammergau-
er Alpen GmbH ausgezeichnet,
die seitdem zahlreiche gemeinsa-
me Projekte umgesetzt hat.

Bündelung von Ressourcen

So konnten die Übernach-
tungs- und Gästezahlen deutlich
gesteigert werden, seit 2011 kön-
nen Busse in der Region kosten-
los genutzt werden und es wurde
eine Initiative gestartet, die Am-
mergauer Alpen als Naturpark an-
zuerkennen. Darüber hinaus bün-
delt die Gründung der kommuna-
len Energie GmbH Ressourcen in
der Region und fördert die Nut-

zung von Ökostrom aus Wasser-
kraft von einem regionalen Er-
zeuger. Die Fachjury um Altbür-
germeister Rolf Zeitler (Unter-
schleißheim), Bürgermeister a.D.
Eckhard Kalinowski (Taufkir-
chen) und Dr. Franz-Stephan von
Gronau, Partner bei der LKC-
Gruppe, lobte in ihrer Begrün-
dung vor allem die „vertrauens-
volle Zusammenarbeit, mit der
die Förderung eines nachhaltigen
Tourismus in den Ammergauer
Alpen besser, effizienter und ko-
stengünstiger gestaltet wurde.“ 

Übergeben wurde der Preis von
Rechtsanwalt Dr. Stefan Detig,
Geschäftsführer der Detig Rechts-
anwaltsgesellschaft und Altbür-
germeister der Gemeinde Pul-
lach im Isartal. In seiner Lauda-
tio hob Detig besonders die Ver-

antwortung gegenüber kom-
mender Generationen hervor,
die durch großes Engagement
und Kreativität der beteiligten
Personen eine besondere Wert-
schätzung erfahren habe und
anderen Kommunen als Vorbild
dienen könne. 

„Die gemeinsame Gründung
der Ammergauer Alpen GmbH
durch insgesamt sechs Gemein-
den ist ein klarer Beweis dafür,
dass „Kirchturmpolitik“ der Ver-
gangenheit angehört“, ergänzte
Jurymitglied Dr. Franz-Stephan v.
Gronau, Partner bei LKC. „Aus-
gezeichnet werden heute sechs
Bürgermeister, die Nachhaltigkeit
im Tourismus und Bürgerfreund-
lichkeit über die Gemeindegren-
zen hinweg umsetzen.“ Das ge-
meinsame Marketing für die hei-
mische Region bedürfe, so v.
Gronau, viel Fingerspitzengefühl
– sowohl nach außen in Richtung
der touristischen Zielgruppen als
auch nach innen gegenüber der
eigenen Bevölkerung. 

Bestätigung und Ansporn

„Wir freuen uns sehr über die
Auszeichnung für unsere Gesell-
schafter“, sagte Florian Hoffrohne,
Geschäftsführer der Ammergauer
Alpen GmbH, bei der Preisverlei-
hung stellvertretend für die Bür-
germeister der sechs Gemeinden.
„Der Preis ist eine große Bestäti-
gung unserer geleisteten Arbeit
und zugleich ein Ansporn, diesen
Weg gemeinsam mit den Bürgern
und unseren engagierten Mitarbei-
tern weiter zu gehen.“ 

Geehrt werden neben den Bür-
germeistern gleichzeitig auch die
Gemeinderatsmitglieder, die zu-
ständigen Verwaltungsmitarbei-
ter und die Mitarbeiter der Am-
mergauer Alpen GmbH, ohne
die solche Projekte nicht be-
schlossen und erfolgreich durch-
geführt werden könnten. Neben
der Auszeichnung erhalten die
Gemeinden der Ammergauer Al-
pen steuerliche und rechtliche
Beratungsleistungen von der
LKC-Gruppe für eine örtliche ge-
meinnützige Einrichtung in Höhe
von 2.000 Euro. 

Strahlende Gesichter bei der Preisverleihung im Rathaus in
Unterammergau (v. l.): Florian Hoffrohne (Geschäftsführer Am-
mergauer Alpen GmbH), Bürgermeister Josef Pössinger (Ettal),
Dr. Franz-Stephan v. Gronau (LKC), Bürgermeisterin Gisela
Kieweg (Bad Bayersoien), Bürgermeister Rupert Speer (Saul-
grub), Dr. Stefan Detig (Detig RSW), Landrat Anton Speer (Land-
kreis Garmisch-Partenkirchen), Bürgermeister Michael Gansler
(Unterammergau). Bild: www.Ramona-Duenisch.de

Freude im Caritas Wohn- und Pflegegemeinschaft St. Josef:

Erster Preis für Heimqualität
Landrat und Bürgermeisterin gratulierten beim Themenfrühstück

Hauzenberg. Bewohner, Mitarbeiter und Einrichtungsleiter
Franz Hackl sind noch immer ganz aus dem Häuschen nach
der hohen Auszeichnung, welche die „Caritas Wohn- und Pfle-
gegemeinschaft St. Josef“ von einem bekannten Marktfor-
schungsinstitut und der Deutschen Gesellschaft für Qualität
verliehen wurde. (darüber wurde berichtet). Jetzt kamen auch
noch Landrat Franz Meyer und Bürgermeisterin Gudrun Do-
naubauer als Gratulanten.

Bei einem Themenfrühstück
erzählte Franz Hackl den Heim-
bewohnern und den Gästen vom
Zustandekommen der Auszeich-
nung und die Begeisterung darü-
ber konnte man ihm in der emo-
tionalen Rede anmerken. Da sei
nichts erschlichen oder durch Be-
ziehungen erreicht worden. Eine
anonyme Befragung der Heimbe-
wohner, der Angehörigen und der
Mitarbeiter sei von dem Institut
ausgewertet worden. Der Qua-
litätsbeurteilung stellten sich Un-
ternehmen aus der ganzen Repu-
blik und das Hauzenberger Seni-
orenheim sei als einzige soziale
Einrichtung unter den Teilneh-
mern aus Industrie und Verwal-
tung gewesen. Das habe auch bei
den Bewertern Aufsehen erregt.
„Die Altenheime stehen ja immer
wieder mit negativen Schlagzei-
len in den Medien“, kritisierte
Franz Hackl die Berichte über
Vorkommnisse in einzelnen Ein-
richtungen. 

Wir scheuen keine Kontrolle 

„Wir scheuen keine Kontrolle
der Fachaufsicht“, sagte er mit
Blick auf die Vertreter des Refe-
rats für Soziales und Senioren 
aus dem Landratsamt. Versteckte
Mängel könne man im laufenden
Tagesgeschäft schon einmal über-
sehen und man sei dankbar für
entsprechende Hinweise aus den
Reihen der 106 Mitarbeiter, der
120 Heimbewohner oder von 
Angehörigen. „Nichts anbrennen
lassen“, das sei ein Rezept für ein
erfolgreiches Qualitätsmanage-
ment. Danach hätten sich bei der
Verleihung der Auszeichnung in
Mainz selbst erfahrene Personal-
chefs größerer Betriebe erkun-
digt.

Alle paar Jahre wolle man sich
an der Bewertung beteiligen, kün-
digte Franz Hackl an. „So können
wir für Bewohner und Mitarbei-
ter die Zufriedenheit erhalten, die
uns mit dem besten 1. Preis in den
Kategorien Kunden- und Mitar-
beiterzufriedenheit bestätigt wur-

de“, freute er sich. Offene Türen,
offene Ohren und offene Herzen
gehörten zum täglichen Leben in
der Wohn- und Pflegegemein-
schaft St. Josef im Zusammen-
wirken der drei Säulen Bewoh-
ner, Mitarbeiter und Träger. 

Heimkosten bleiben stabil

Eine weitere Erfolgsmeldung
konnte der Einrichtungsleiter ver-
künden: Dank der hervorragen-

gen käme der Geist des Hauses
zum Ausdruck und sie seien
Zeugnisse sozialer Verantwor-
tung. Wenn man als Wohn- und
Pflegeeinrichtung als Nummer
eins in Deutschland rangiere, sei
das gerade auf diesem Gebiet ei-
ne ganz besondere Stellung.

Total stolz sei sie auf das Haus
St. Josef, würdigte Bürgermeiste-
rin Gudrun Donaubauer die ho-
hen Auszeichnungen. Sie be-
stätigten die Wohn- und Pflegege-
meinschaft als einen Ort, wo es
den Bewohner und den Mitarbei-
tern gut gehe. Als Herz und Seele
erlebe man die Menschen beim
Besuch. Die Mitarbeiter mit ihrer
Motivation und Schaffenskraft
bezeichnete die Bürgermeisterin
als Edelsteine, die aber bei aller

Die Freude über die Auszeichnung steckte beim Themenfrüh-
stück auch (v.r.stehend) Siegfried Weishäupl und Armin Die-
wald vom Referat Soziales beim Landratsamt, Bürgermeiste-
rin Gudrun Donaubauer, Einrichtungsleiter Franz Hackl und
Landrat Franz Meyer sowie (v.l. stehend) die Mitarbeiterinnen
Sabrina Sommer, Ulrike Moser und Petra Rosenberger und
den Heimbeirat mit ihrem Vorsitzenden Franz Knödlseder
(3.v.r. sitzend) und den 2. Vorsitzenden Dr. Dr. Heinz Müller
(daneben) an. Foto: Donaubauer

den Arbeit und eines verantwor-
tungsvollen Wirtschaftens müs-
sten in diesem Jahr die Heimko-
sten nicht erhöht werden.

Das Seniorenheim St. Josef ha-
be mit der zweifachen Auszeich-
nung das geschafft, was dem FC
Bayern verwehrt geblieben sei,
verglich Landrat Franz Meyer die
Erfolge. „Franz Hackl und seine
Mitarbeiter brennen für ihre Ein-
richtung“, erwiderte der Landrat
auf die temperamentvolle Rede
Hackls und die Begeisterung sei-
ner Leute. In den Auszeichnun-

Fürsorge auch ihre Grenzen er-
kennen sollten. „Wenn es alleine
nicht mehr geht, dann ins Seni-
orenheim St. Josef in Hauzen-
berg“, rät sie den Menschen.

„Wir feiern unseren ersten
Platz noch einmal beim Sommer-
fest“ kündigte Franz Hackl den
Heimbewohnern an, „und dann
richtig bayerisch“

Dafür will er auch die beiden
Briefumschläge aufmachen, die
Landrat und Bürgermeisterin
zum Gratulieren mitgebracht hat-
ten. do



AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNEN14 GZ29. 06. 2017

GemeindeZeitungBAYERISCHEGemeindeZeitung
ISSN 0005-7045
Fachblatt der KPV in Bayern 
Herausgeber:
Landrat Stefan Rößle
Redaktion:
Anne-Marie von Hassel (verantwortlich)
Doris Kirchner, Chefin vom Dienst
Jakob Döring 
Telefon 08171 / 9307-11
Ständige Mitarbeiter:
Lutz Roßmann (Landtag)
Prof. Klaus Jamin (EDV-Specials)
Jörg Kunstmann (KPV)
Peter Müller
Die Zeitung und alle in ihr enthaltenen
Beiträge und Abbildungen sind 
urheberrechtlich geschützt. 
Mit Ausnahme der gesetzlich zuge-
lassenen Fälle ist eine Verwertung ohne
Einwilligung des Verlages strafbar.
Für unverlangt eingesandte Manuskripte,
Dokumente und Fotos wird 
keine Gewähr übernommen.
Namentlich gekennzeichnete Artikel 
geben nicht unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder.
Anzeigen- und Vertrieb:
Constanze von Hassel (verantwortlich)
Telefon 08171 / 9307-13
Zur Zeit gilt die Anzeigenpreisliste 
Nr. 51 vom 01.01.2017
Anzeigenschlusstermine: 
siehe Erscheinungs- und Themenplan
Veranstaltungen:
Theresa von Hassel (verantwortlich)
Telefon 08171 / 9307-10
Erscheinungsweise:
22 Ausgaben jährlich 
(mit zwei Doppelausgaben)
Jahresbezugspreis Inland: 
€ 76,10 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Lieferanschriften:
(Abrechnung über eine Adresse)
€ 38,25 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Zeitungen:
(Abrechnung und Lieferung an eine
Adresse) € 27,-- zzgl. MWSt.
Kündigung:
zwei Monate vor Jahresende 
schriftlich an den Verlag
Verlags- und Geschäftsleitung:
Anne-Marie von Hassel
Constanze von Hassel
Theresa von Hassel
Anschrift und Sitz des Verlags 
und aller verantwortlichen Personen:
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH
Postanschrift: 
Postfach 825, 82533 Geretsried
Paketanschrift:
Breslauer Weg 44, 82538 Geretsried
Telefon 08171 / 9307-11
Telefax 08171 / 9307-22
eMail: info@gemeindezeitung.de
Internet: www.gemeindezeitung.de
Inhaber- und 
Beteiligungsverhältnisse:
100 % Verlag Bayer. Kommunalpresse
GmbH; Geschäftsführerinnen: 
Anne-Marie von Hassel
Constanze von Hassel
Theresa von Hassel
Druck und Auslieferung:
DZO Druckzentrum Oberfranken
GmbH & Co. KG
Gutenbergstr. 1, 96050 Bamberg
Für die Herstellung dieser Zeitung wird 
Recycling-Papier verwendet.

Für ein differenziertes Bild
unseres Nachbarkontinents

1. Neu-UlmerAfrika Think Tank lud zu Film, Vortrag, Diskussion 
und Benefizkonzert ein

Hunger, Gewaltherrschaft, Unterentwicklung, alles gebündelt im
Massenphänomen Flucht – Afrika wird in Europa vielfach vor
allem mit negativen Stereotypen assoziiert. Die Aktivisten des
Afrodeutschen Forums (ADF) Ulm ärgert das. Sie haben sich zum
Ziel gesetzt, in der Region ein „differenziertes Bild von Afrika“ zu
vermitteln, betont deren Vorsitzender Jean De Dieu Elo. Diesem
Zweck diente der 1. Neu-Ulmer Afrika Think Tank, also eine
„Denkfabrik“, die das ADF vor kurzem im Brückenhaus der
Sparkasse in Neu-Ulm veranstaltete. Neben dem öffentlich-recht-
lichen Kreditinstitut waren dabei der Landkreis Neu-Ulm, die
Stadt Neu-Ulm und das Familienzentrum Neu-Ulm Kooperati-
onspartner. 

Friedrich, genannt „Freddy“
Lien ist ebenfalls Vorstandsmit-
glied im gemeinnützigen Verein
ADF, dem bislang etwa 30 Mit-

glieder vorwiegend afrikani-
scher Herkunft angehören. Wie
Vorsitzender Elo ist er aus Ka-
merun und Akademiker. Beide

haben in Deutschland studiert
und arbeiten nun in qualitativ
hochwertigen Berufen. „Afrika
ist eben nicht nur Elend und Ar-
mut“, betont Lien. Es habe auch
schöne und dynamische Seiten.

Lien hat Jura und Betriebs-
wirtschaftslehre in Deutschland
studiert und arbeitet nun als Pri-
vatdozent für Wirtschaftspri-
vatrecht und als SAP Business
Intelligence Consultant. 

Beim 1. Neu-Ulmer Afrika
Think Tank hielt er einen Vor-
trag mit anschließender Diskus-
sion über das uns Europäer un-
mittelbar angehende Thema
„Afrika als Spaltpilz zwischen
wertbasierter und interessenge-
leiteter Politik“. Zuvor sprach
Landrat Thorsten Freudenber-
ger ein Grußwort. 

Zum Auftakt des 1. Neu-Ul-
mer Afrika Think Tank lief der
Dokumentarfilm „Schattenkrieg
in der Sahara“, den bereits der
deutsch-französische Fernseh-
sender arte ausstrahlte. Die Do-
ku erforscht die wahren Hinter-
gründe des kriegerischen Kon-
flikts in Mali und legt dar, wel-

che Interessen sich hinter der
Destabilisierung einer ganzen
Region verbergen. Im An-
schluss hatten die Zuschauer
Gelegenheit das Gesehene zu
diskutieren. 

Ein Benefizkonzert beschloss
den 1. Neu-Ulmer Afrika Think
Tank. Joao Dontana – Musiker,
Sänger, Produzent, Kulturveran-
stalter und Tanzlehrer – brachte
seinen ureigenen Musikstil auf
die Bühne im Brückenhaus, eine
Mischung aus afrikanisch-tradi-
tionellen, modernen und innova-
tiven Elementen. Joao Dontana
wuchs in Angola auf und lebt
seit 30 Jahren in Deutschland. 

Bildungsfonds

Der Reinerlös des 1. Neu-Ul-
mer Afrika Think Tank fließt in
einen Bildungsfonds, aus dem
später einmal Ausbildung und
Studium von Menschen aus
Afrika in Ulm und Umgebung
gefördert werden sollen. Außer-
dem ist laut Jean De Dieu Elo
und Friedrich Lien geplant,
konkrete Projekte in Afrika fi-
nanziell zu unterstützen.

„Noch ist der ADF ein junges
Kind“, sagt „Freddy“ Lien, der
auch gewählter Sprecher des
Internationalen Beirats der
Stadt Ulm ist. Das Kind soll
aber schnell groß und stark
werden, um die gesteckten Zie-
le bestmöglich erreichen zu
können. 

Gemeinsam für Afrika (von links): Friedrich Lien (Afrodeut-
sches Forum Ulm/ADF), Mirjam Schlosser, Margarete Fischer
(beide Landratsamt Neu-Ulm) und Jean De Dieu Elo (ADF). 

Bild: Jürgen Bigelmayr/Landratsamt Neu-Ulm

BayernTourNatur 2017:

Spannende Streifzüge
Bayerns Umweltministerin Ulrike Scharf hat am Spitzingsee
gemeinsam mit Wirtschaftsministerin Ilse Aigner und Landrat
Wolfgang Rzehak den offiziellen Startschuss zur BayernTour-
Natur 2017 gegeben. Anschließend folgten eine gemeinsame
Exkursion in das Bachtal der Roten Valepp und eine Steinad-
ler-Flugschau. 

Bis Oktober sind bei der
17. Auflage der Veranstal-
tungsreihe 7.000 Veranstaltun-
gen geplant: von Fledermaus-
und Vogelstimmenwanderun-
gen und einer Kräuterführung
auf einer Alm über einen India-
nertag mit Tipi-Aufbau bis hin
zur Traum-Trail-Mountainbike-
Tour oder einem meditativen
Nachmittag mit Alpakas. Damit
ist die BayernTourNatur die
größte Umweltbildungsinitiati-
ve Deutschlands. 

Naturliebhaber sind wieder
eingeladen, Experten auf ihren
spannenden Streifzügen durch
Bayern zu begleiten. Die Ver-
anstaltungsreihe bietet Kindern,
Erwachsenen und Familien
ideale Möglichkeiten, in die fas-
zinierende Welt heimischer Na-
turwunder einzutauchen. 

Naturheimat entdecken

Wie Umweltministerin Scharf
hervorhob, „lohnt es sich, die
Geheimnisse der bayerischen
Naturheimat zu entdecken und
zu genießen. Die BayernTour-
Natur ist immer wieder eine rei-
che Fundgrube für jeden Natur-
freund. Begleitet von Experten
wird jeder Ausflug zum echten
Erlebnis. Ob zu Fuß oder mit
dem Fahrrad, ob sportlich, krea-
tiv, genüsslich oder naturwis-
senschaftlich – die BayernTour-
Natur bietet für jede Altersgrup-
pe, Vorliebe und Fitness passen-
de Angebote.“ Ein Großteil der
Veranstaltungen wird dabei von
Ehrenamtlichen kostenlos ange-
boten und durchgeführt. 

Gemeinschaftsaktion

Das erfolgreiche Konzept der
BayernTourNatur unterstützt
maßgeblich die Umsetzung des
Biodiversitätsprogramms Bay-
ern 2030 zum Erhalt der biolo-
gischen Vielfalt. Anlässlich des
25-jährigen Jubiläums des eu-
ropäischen Schutzgebiet-Netzes
„Natura 2000“ werden den Bay-
ernTourNatur-Teilnehmern in
diesem Jahr zudem zahlrei-
che herausragende Natura
2000-Lebensräume vorgestellt.
Als Schauplatz der Auftaktveran-
staltung wurde daher das attrakti-
ve Natura 2000-Gebiet „Mang-
fallgebirge“ gewählt – mit ca.
16.000 Hektar eines der größten
in Bayern.

Die BayernTourNatur ist eine
Gemeinschaftsaktion von Staat,
Vereinen, Verbänden, Umwelt-
bildungseinrichtungen, Kom-
munen und Einzelpersonen. Je-
des Jahr beteiligen sich bis zu
1.000 Veranstalter aus ganz
Bayern an der Aktion. Seit Be-
ginn der BayernTourNatur im
Jahr 2001 wurden rund 60.000
Naturführungen angeboten und

von insgesamt 840.000 Teilneh-
mern besucht. Die BayernTour-
Natur wird unterstützt von den
bayerischen Sparkassen, der
DB Regio Bayern, der AOK
Bayern, der Landesapotheker-
kammer, den bayerischen Tou-
rismusverbänden und AN-
TENNE BAYERN als Me-
dienpartner. DK

Tagung der Oberpfälzer und niederbayerischen Landräte: 

Wo der Schuh drückt
Bei der Tagung der Bezirksverbände Oberpfalz und Niederbay-
ern des Bayerischen Landkreistages in Neukirchen beim Heiligen
Blut im Landkreis Cham bzw. in Straubing bildete die Kranken-
hausversorgung im ländlichen Raum ein gemeinsames Schwer-
punktthema.

Seit Jahren kämpft der Bayeri-
sche Landkreistag für den Erhalt
der akutstationären Krankenhaus-
versorgung im ländlichen Raum
– eine Kernaufgabe der kommu-
nalen Daseinsvorsorge in Träger-
schaft der bayerischen Landkrei-
se. Gemeinsam mit der Bayeri-
schen Krankenhausgesellschaft
und der Bayerischen Staatsregie-
rung konnten in den vergangenen
Jahren die schlimmsten Aus-
wüchse der übertriebenen Spar-
vorstellungen der Bundespolitik
bzw. der Krankenkassen verhin-
dert werden. 

Trotzdem haben über 40 % aller
363 Krankenhäuser in Bayern das
Jahr 2016 mit einem negativen
Betriebsergebnis abgeschlossen.
Diese Zahlen wären noch drasti-
scher, wenn die Landkreise nicht
über den Kreishaushalt als Nothel-
fer einspringen würden, so der Te-
nor in Neukirchen und Straubing.

Mit dem zum 1.1.2016 in Kraft
getretenen Krankenhausstruktur-
gesetz habe sich die Finanzlage
der Krankenhäuser nicht wesent-
lich verbessert. Die Schere zwi-
schen Kostensteigerungen und
Erlössteigerungen gehe wie in
den Jahren zuvor immer weiter
auseinander, betonten die Landrä-
te. Erschwert werde dies durch
den Trend, dass die Patienten im-
mer häufiger die Notfallambulan-
zen der Krankenhäuser aufsuchen
(selbst zu Praxisöffnungszeiten),
die daraus gewonnenen Erlöse
aber bei Weitem nicht kosten-
deckend sind. Gerade im ländli-
chen Raum führe dies zu einer
weiteren Verschlechterung der 
Finanzierung der Grundversor-
gungshäuser. 

Die Krankenhausversorgung
sei wesentlicher Bestandteil der
Daseinsvorsorge und sollte nicht
dem Marktgeschehen überlassen
werden, erklärten die Landkreis-
chefs. Die im Krankenhausplan
als bedarfsnotwendig festgestell-
ten Krankenhäuser hätten unab-
hängig von ihrer Größe Anspruch
auf auskömmliche Finanzierung
ihrer Betriebs- und Investitions-
kosten. Ziel von Landkreistags-
präsident Christian Bernreiter ist
es deshalb, die Mittel für die
Krankenhausförderung 2018 von
derzeit 500 auf 640 Mio. Euro
aufzustocken. 

Die Oberpfälzer Landkreis-
chefs wiesen im Rahmen ihrer
Tagung auch auf den aus ihrer
Sicht notwendigen Breitbandaus-
bau im ländlichen Raum hin.
Gleichzeitig dürfe aber der Aus-
bau der Mobilfunk-Versorgung
nicht vernachlässigt werden, er-
klärte der Sprecher der Oberpfäl-
zer Landräte und Amberg-Sulz-
bacher Landrat Richard Reisin-
ger. Aus diesem Grund soll eine

Resolution erlassen werden. Für 
den ländlichen Raum wird eine
flächendeckende Mobilfunkver-
sorgung mit 5G gefordert.

Auf der Agenda stand zudem
das Thema Flüchtlingspolitik, das
aufgrund des aktuellen Falls in
Arnschwang im Landkreis Cham,
wo ein Asylbewerber aus Afgha-
nistan in einer Asylunterkunft 
ein Kind erstach, besonders in
den Mittelpunkt rückte. Landrat
Franz Löffler forderte hier einen
besseren Austausch und Informa-
tionsfluss zwischen allen beteilig-
ten Stellen und stieß damit auf
Konsens bei den Landräten. 

Es könne nicht sein, dass der
Täter trotz der in seiner Heimat
begangenen schweren Straftaten
hier in Deutschland eine Duldung
erhalten und einen Platz in einer
normalen Asylbewerberunter-
kunft erhalten habe, so die Land-
räte. Gleichzeitig forderten sie
spezielle Unterkünfte für schwere
Straftäter, bei denen eine Ab-
schiebung aus einem „triftigen“
Grund nicht möglich sein sollte -
inklusive Überwachung durch ei-
nen Sicherheitsdienst.

Auch die Unterbringung von
anerkannten Flüchtlingen war ein
Thema der Landrätetagung in
Neukirchen. Da Wohnraum fehle,
sollten anerkannte Flüchtlinge
nach Ansicht der Landräte als so-
genannte Fehlbeleger in ihren
Unterkünften bleiben dürfen, bis
für sie eine passende Wohnung
gefunden sei. In der Oberpfalz
gibt es aktuell 3.300 dieser so ge-
nannten Fehlbeleger.

Für dritte Startbahn

Niederbayerns Landräte um
ihren Bezirksvorsitzenden Franz
Meyer (Passau) plädierten wie-
derum einhellig für den Bau einer
dritten Startbahn am Münchner
Flughafen. „Der Flughafen ist ein
Jobmotor für Niederbayern und
einer der mit Abstand wichtigsten
wirtschaftlichen Impulsgeber“,
erklärte Meyer.

Im Landratsamt Straubing-Bo-
gen beschäftigten sich die Land-
kreischefs auch mit der neuen
Wohnraum-Studie des Instituts der
Deutschen Wirtschaft (siehe dazu
Seite 10), die aus Meyers Sicht 
ein falsches Bild zeichnet. Die 
Schlussfolgerungen der Urheber
dieser Untersuchung gäben bedau-
erlicherweise jenen Personen Ar-
gumentationshilfe, die nur die Me-
tropolregionen sehen und alles an-
dere als schmückendes Umland
betrachten. Ein großer Standort-
vorteil des ländlichen Raums 
sei aber gerade die Möglichkeit,
mit überschaubaren Kosten den
Traum von den eigenen vier Wän-
den zu verwirklichen. DK

Dr. Marion Leuze-Mohr, Stellvertreterin von Landrat Heinz
Einiger (Landkreis Esslingen), Landrat Christoph Göbel und
Landrat Henry Graichen (Landkreis Leipzig) mit seinem
1. Beigeordneten Gerald Lehne im Festsaal des Landratsamtes
München. Bild: Uwe Gottwald

„Dreiergipfel“ im Zeichen
der Metropolregion

Vertreter der Landkreise Esslingen, Leipzig und München
trafen sich zum zweijährlichen Fachaustausch 

Seit 2000 gibt es fachliche Begegnungen zwischen den Land-
kreisen Esslingen, Leipzig und München. Der Kontakt und
Austausch des Landkreises München mit dem Landkreis Ess-
lingen geht sogar bis ins Jahr 1979 zurück. Es ist also Tradi-
tion, dass sich die drei Landkreise in regelmäßigen Abständen
zum fachlichen Austausch treffen, intern bekannt als „Dreier-
gipfel“. Diesmal lud der Landkreis München vom 17. bis zum
20. Mai 2017 zum interkommunalen Erfahrungsaustausch ein.
2019 wird dann der Landkreis Esslingen Gastgeber sein, ge-
folgt vom Landkreis Leipzig im Jahr 2021. 

Insbesondere Fragen zu den
Themenkomplexen „Asyl und
Integration“ und „Mobilität im
Landkreis durch Radverkehrs-
konzepte“ wollten die Gäste bei
diesem Besuch behandelt wis-
sen. Die Gäste interessierten sich
außerdem dafür, wie der Kreisju-
gendring München Land seine
offene und verbandliche Arbeit
organisiert. Der Austausch über
Projekte und die Arbeit der Me-
tropolregionen war ein Anliegen
des Landkreises Leipzig.

Besuch der
EMM-Geschäftsstelle

So war der Besuch der Ge-
schäftsstelle der Europäischen
Metropolregion München e.V.
ein anregender Programmpunkt.
Der Geschäftsführer der EMM
Wolfgang Wittmann, der am Vor-
mittag gemeinsam mit Landrat
Göbel die aktuelle Ausstellung
„Metropolregion München –

Macht Mehr Miteinander“ eröff-
net hatte, empfing am Nachmit-
tag in den Räumlichkeiten die
Gäste aus Baden-Württemberg
und Sachsen. Der Esslinger
Landrat Heinz Eininger, die Stab-
stellenleiterin für Wirtschaftsför-
derung im Landkreis Leipzig,
Gesine Sommer, und Landrat
Christoph Göbel stellten im An-
schluss Gemeinsamkeiten und
Unterschiede der Metropolregio-
nen Stuttgart, Mitteldeutschland
und München heraus und wagten
einen Blick in die Zukunft. 

Bei strahlendem Sonnen-
schein bildeten zwei Stadtfüh-
rungen durch die Altstadt Mün-
chens einen gelungenen Ab-
schluss der partnerschaftlichen
Begegnung. Der Besuch des
Augustiner-Kellers im An-
schluss konnte allerdings nur
die Gäste aus Schwaben er-
freuen. Da saß die Delegation
aus Sachsen bereits im Zug
nach Leipzig. 
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„Jeder wusste, irgendwann
kommt die Nachricht im Radio
oder im News-Push. Und den-
noch, als es dann soweit war,
waren wir doch alle irgendwie
fassungslos.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, schilderte seine
Empfindungen an dem Tag, als
die Nachricht vom Tod Helmut
Kohls über den Äther lief. 

In der Tat war jedem im Hin-
blick auf sein hohes Alter und
seinen bekannt angegriffenen
Gesundheitszustand klar, dass der Altkanzler kei-
ne lange Lebensspanne mehr vor sich hatte. Und
doch hielten die Menschen in Deutschland spür-
bar inne, wie ich es kaum einmal empfunden ha-
be, wenn die Nachricht vom Tode eines großen
oder bekannten Menschen öffentlich wird. Als
wäre allen klar, dass hier nicht nur ein Sterbli-
cher, sondern ein Teil unserer Geschichte von uns
geht. Die Art und Weise wie politische Gegner
und Parteigänger über ihn sprachen, verstärkt

den Eindruck des Besonderen. Ehrliche Worte
der Hochachtung von den einen, kein Versuch
der parteipolitischen Vereinnahmung von den
anderen. Bemerkenswert in einem Wahljahr. Hel-
mut Kohl war dem parteipolitischen Streit schon
entrückt, wie auch der Satire. Das Titelbild der
„taz“ zur Todesnachricht, ein Meer von Trauer-
kränzen, garniert und der zum Markenzeichen
gewordenen Birne und der Unterschrift „blühen-
de Landschaften“ hätte zu den politisch aktiven
Zeiten von Helmut Kohl sicherlich das Zeug zu
einer Satire-Ikone mit hohem Kultfaktor gehabt.
Im Juni 2017 wirkte es nur peinlich.

Da stellt sich unweigerlich die Frage ein: Was
macht einen Menschen eigentlich groß? Die Tat-
sache, dass er 16 Jahre der Kanzler und damit
die bestimmende politische Figur des Landes war,
spielt sicherlich eine Rolle, aber doch nicht die
entscheidende. Es stimmt, ganze Generationen,
auch meine, sind faktisch in seiner Regierungszeit
politisch sozialisiert und geprägt worden. Aber
ein so langer Zeitraum kann auch ermüden. Das
hat nicht zuletzt seine Abwahl 1998 gezeigt.

Dann die unbestreitbaren historischen Leis-
tungen, sei es die Verwirklichung der Einheit
Deutschlands oder das Vorantreiben des Baus
des Hauses Europa. Beides prägt unser Leben

und unsere Welt noch heute.
Ja, die Einheit, der Euro, die
offenen Grenzen in Europa,
der Binnenmarkt, die Öffnung
der EU und der NATO nach
Osten, das alles sind histo-
rische Entwicklungen, die blei-
bend sind und die jede für sich
ein Denkmal, eine Straßenbe-
nennung oder eine Briefmarke
zu Ehren und Angedenken
rechtfertigen würden. Aber
diese Leistungen sind abstrakt,

fast schon entrückt und für die Jüngeren unter
uns eigentlich nur die Beschreibung eines
selbstverständlichen Zustands.

Ich denke, die Größe des Politikers Helmut
Kohl und der Respekt für ihn, der jetzt deutlich
über alle Grenzen der politischen Überzeugun-
gen spürbar wird, liegt in der Art und Weise 
begründet, wie er Politik gemacht hat. Da war
sein Wertegerüst, seine Überzeugung, dass die
Geschichte dem westlich-demokratischen Gesell-
schaftsentwurf Recht geben würde und sein Mut,
Entscheidungen zu treffen, wenn sie getroffen
werden müssen. Man sprach vom Instinktpoliti-
ker Helmut Kohl, der das schmale Zeitfenster,
das die Geschichte für die Deutsche Einheit öff-
nete, praktisch aus dem Bauch heraus erkannte
und nutzte, obwohl ökonomische und geopoli-
tische Analysen eine längere Übergangs- und 
Anpassungszeit empfohlen hatten. 

Heute wissen wir, die Zeit für solche Über-
gangsphasen war nicht da. Ich bin der festen
Überzeugung, vielleicht erspürte er die sich än-
dernde Weltlage, aber entscheidend für sein be-
herztes Handeln war seine feste Überzeugung,
dass Deutschland einig werden muss, koste dies
auch einen hohen ökonomischen Preis. Diese
Fähigkeit, das Richtige zu tun, weil man von einer
Sache überzeugt ist, macht die Größe eines Politi-
kers aus und sichert den Respekt der Nachwelt.

Mein Chef, der Bürgermeister, hält Worte des
französischen Publizisten Alfred Grosser aus
dem Jahr 1999 für den besten Nachruf auf 
die Leistungen Helmut Kohls: „Die Deutschen
sollten aus vollem Hals singen: Einigkeit und
Recht und Freiheit. Alles andere ist eine Trauer,
die sich nicht ziemt angesichts einer Zukunft,
die viel gewisser ist als die der meisten Länder
der Welt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Respekt,
Helmut Kohl!

dem Finanzminister zu verdan-
ken. „Ein herzliches Dankeschön
für die Bereitstellung der Mittel“
schickte Obst deshalb an alle Ab-
geordneten des Landtags. Nur so
habe dieses „deutsche, fränkische
Wahrzeichen“ nach dem Brand
1945 endlich wieder zum Leben
erweckt werden können. wra

HerrschaftsZeiten in der Cadolzburg eröffnet:

Zeitreise ins Mittelalter mit der
Technik des 21. Jahrhunderts

„Das Mittelalter fühlen, schmecken, hören und riechen“ kann man
laut Bayerns Schlösserverwaltung ab sofort in der Cadolzburg in
der gleichnamigen Marktgemeinde im Landkreis Fürth. In den
letzten 30 Jahren hat der Freistaat Bayern dafür insgesamt 36,8
Mio. Euro investiert und ein 1.500 Quadratmeter großes „Burger-
lebnismuseum“ geschaffen.

Dass zu der Eröffnung auch
noch Georg Friedrich von
Preußen erschienen war, einer aus
dem Stammbaum jener Habsbur-
ger, denen früher das Schloss jahr-
hundertelang gehörte,  freute den
bayerischen Burgchef, Finanz-
und Heimatminister Markus Sö-
der offenbar so, dass er den Gast
mit „königliche Hoheit“ hofierte.

Doch auch die restlichen Gäste
des Staatsempfangs im „Palas“
des „Neuen Schlosses“, das ei-
gentlich das ältere der beiden
großen Gebäude im Innenhof der
Cadolzburg ist, gingen zufrieden
nach Hause: Sie wurden nach der
Eröffnungszeremonie durch die
ausgestellten „Kostbarkeiten, auf-
wändigen Reproduktionen, Insze-
nierungen und Medienstationen“
mehr als entschädigt. 

Faszinierendes Zeitalter

„Die Cadolzburg aus dem
Dornröschenschlaf erwecken, um
eine Zeitreise in ein faszinierendes
Zeitalter zu machen“, das wollte
eigentlich Minister Söder selbst er-
ledigen. Doch die Böllerschützen
des Kulturvereins Deberndorf hat-
ten schon zu dessen Begrüßung ei-
nen extra Salut vor dem Tor zum
Burginnenhof geschossen: Alles
war schon wach. Und auch nicht
wie bei Dornröschen 100 Jahre,
sondern „nur“ 72 hat es gedauert,
bis aus der im II. Weltkrieg wohl
durch Brandstiftung zerstörten
Hohenzollern`schen das „Herr-
schaftsZeiten! Burgerlebnismuse-
um“ wurde. 

Kurt Faltlhauser, Söders Vor-
Vor-Vorgänger als Bayerns Fi-
nanzminister, hatte einst genau
ein „Deutsches Burgenmuse-
um“ an dieser Stelle errichten
und dafür viel Geld bereitstellen
wollen. Am Ende habe Faltl-
hauser die Idee aber aus finan-
ziellen Gründen aufgegeben,

war nun beim Staatsakt zu hören.
Doch als Söder ins Amt kam,

habe der „genau einen Tag Zeit
gelassen, um ein anderes bahnbre-
chendes Konzept zu entwickeln“,
gab Schlösserverwaltungs-Präsi-
dent Bernd Schreiber preis. Das
Ergebnis der schnellen Überle-
gungen hatte der Minister dann
2013 öffentlich gemacht. Und vier
statt wie geplant drei Jahre später
ist es nun in Betrieb, das Burger-
lebniszentrum. 

Die Exponate zeigen „verschie-
dene Facetten des Lebens auf ei-
ner Herrschaftsburg“, wie es der
offizielle Betreiber, Bayerns „Ver-
waltung der staatlichen Schlösser,
Gärten und Seen, kurz Schlösser-
verwaltung“, formuliert. Minister
Söder nennt dieses Erlebnis „ei-
nen Brückenschlag zwischen Mit-
telalter und Moderne“ an die-
ser „deutschlandweit einmaligen
Stätte. Es ist aber eben kein Bur-
genmuseum“, stellt er klar.

Zahlreiche Facetten

„HerrschaftsZeiten“ erschlös-
sen sich am Besten mit intelligen-
ten Mobiltelefonen oder Tablets,
raten die Betreiber den Besu-
chern. Passend dazu wurde „in
weiten Teilen der Vor- und Kern-
burg kostenfreies Bayern-WLAN
installiert“. Aber die meisten Gä-
ste finden es interessanter, sich
einfach durch die Stockwerke,
Gänge und Kryptatreppen zu be-
wegen: Sie lassen sich überra-
schen von den vielen verschiede-
nen Facetten mittelalterlichen
Burglebens. Es gibt im Übrigen
eine Reihe Exponate, die zeigen:
So weit sind damals und heute gar
nicht auseinander. Bei Rüstungs-
teilen wie Ritter- und Polizeihelm,
Leder- und Schutzweste beispiels-
weise.

Über die vier Etagen des Alten
Schlosses verteilen sich „originale

Objekte, aufwändige Reproduk-
tionen, Inszenierungen und Me-
dienstationen“. Und der riesige
leere Raum des Neuen Schlosses
lässt die Dimensionen ahnen, in
denen das Leben auf der Herr-
schaftsburg vonstatten ging. 

So verputzten die Adligen jeden
Mittag fast anderthalb Pfund
Fleisch. Deshalb roch es früher
wohl den ganzen Tag nach Ge-
grilltem. Und neben dem „Och-
senkamin“, kommt der Grillduft
nun wieder beim Besucher an,
wenn auch künstlich erzeugt. So
wie beispielsweise ein herumste-
hendes Schlachtross ebenfalls
Ausdünstungen von sich gibt.

Schon in den ersten Tagen nach
der Eröffnung ist zu spüren: Die
Besucher trauen sich, selbst hin-
zulangen im Erlebnismuseum. Sie
kämpfen mit Schwertern gegen-
einander – wenn auch nur elektro-
nisch, also ohne Verletzungsge-
fahr. Sie verkleiden sich für einen
Ball und tanzen in roten, blauen,
grünen Roben. Sie werden aber
auch nachdenklich, wenn sie auf
die roten Punkte in Kriegsszenen
drücken und ihnen Tote, Verletzte
oder sonstige schlimme Ereignis-
se optisch präsentiert werden. Sie
tasten, fühlen, riechen, „ma-
chen“: alles Dinge, die in norma-
len Museen oft nicht erlaubt sind.
Oder sie finden am Stammbaum
heraus, wie und wo die Hohen-
zollern durch geschicktes Einhei-
raten Macht, Geld und Einfluss
gewannen.

Außerdem hilft ein „Multi-Me-
dia-Guide“, der auf einer bis zu
dreieinhalb Stunden dauernden
Tour durch die zwei Schlösser
führt. Doch vielleicht wird an der
Beschilderung noch etwas verbes-
sert, dann wäre der Guide wohl
gar nicht notwendig. Ohnehin
sieht man keine enttäuschten Ge-
sichter. Stattdessen sagen die Leu-
te auf Nachfrage „Bassd scho“,
das höchste Lob, das Franken
vorrätig haben.

Wer an dem Erfolg schuld ist?
Fürths Landrat Matthias Dießl
griff auf die Märchensprache
zurück: „Damit etwas aus dem

Dornröschenschlaf erwacht,
braucht es tapfere Leute, Prinzen,
die es wachküssen. Der Finanzmi-
nister hat bei der Cadolzburg die
Rolle des Prinzen angenommen.“

Für Bürgermeister Bernd Obst
ist die Wiedereröffnung der Burg
jedenfalls „ein großer Tag auch
für den Markt Cadolzburg“. Der

hatte wenige Wochen zuvor sein
Heimatmuseum eingeweiht, das
wiederum auch die Beziehungen
zwischen dem Ort und der Herr-
schaftsburg beleuchtet. Doch dass
die Cadolzburg dank der Staats-
Millionen nun wieder laut Schlös-
serverwaltung „Weltrang“ ge-
nießen könne, sei aber nicht nur

Euregio Inntal Generalversammlung in Oberaudorf/Tatzlwurm:

Früchte ambitionierterAktivitäten
Projekte und Aktivitäten des vergangenen Jahres wurden im
Rahmen der Euregio Inntal Generalversammlung in Oberau-
dorf/Tatzlwurm präsentiert. Geschäftsführerin Esther Jennings
berichtete von neun laufenden Interreg-Projekten sowie zahlrei-
chen Informations-und Vernetzungsveranstaltungen rund um die
grenzübergreifende Arbeit. Außerdem standen Vorstandswahlen
auf der Agenda. Zum neuen Präsidenten der Euregio Inntal-
Chiemsee-Kaisergebirge-Mangfalltal wurde der bisherige Vize
und Euregio-Mitbegründer Prof. Walter J. Mayr (Kufstein) be-
stimmt. Der bisherige Präsident Hubert Wildgruber, Bürgermei-
ster in Oberaudorf, wird für die nächsten drei Jahre das Vize -
Amt übernehmen. 

Geschäftsführerin Jennings zu-
folge wurden auch 2016/17 zahl-
reiche Projektträger zu Groß- und
Kleinprojekten beraten und unter-
stützt. Die Früchte dieser Tätig-
keit seien unter den genehmigten
Vorhaben wie auch bei Anträgen
für die neue Periode sichtbar.

Speziell bei den Großprojekten
arbeitet die Euregio Inntal Hand
in Hand mit den regionalen Koor-
dinierungsstellen des Landes Ti-
rol, wie der Regierung von Ober-
bayern zusammen. Hier umfasst
die Unterstützung Tätigkeiten
wie Partnersuche, Durchführung
von runden Tischen und Informa-
tionsveranstaltungen, wie auch
das Verfassen des Antrages
gemäß des Interreg Bayern-
Österreich Programms.

Im vergangenen Jahr hervorzu-
heben war hierbei speziell die Be-
ratung zum Großprojekt E-mobi-
lity. Das große Interesse zahlrei-
cher Gemeinden aus Bayern und
Tirol bedurfte der Durchführung

etlicher Informationsveranstal-
tungen. Ferner unterstützte die
Euregio Inntal Großprojektvorha-
ben zum Thema Integration zwi-
schen dem Landkreis Rosenheim
und dem Tiroler Unterland. Bei
Projekten, die sich vorrangig auf
nationale Interessen konzentrie-
ren, konnte die Euregio behilflich
sein, diese in Zusammenarbeit mit
dem Regionalmanagement KU-
USK im LEADER-Programm
einzureichen.

Als Interreg Österreich-Bayern
Großprojekt in der Euregio Inntal
Region nannte Jennings „VISIT“
- Virtuelle Verbund-Systeme und
Informations-Technologien für
die touristische Erschließung von
kulturellem Erbe. Die Projekt-
partner Universität Passau, FH
Kufstein Tirol, Stadt Passau (Mu-
seum und Veste Oberhaus,
MVO), PP4, Top-City-Kufstein,
Gesellschaft für Kultur-, Freizeit-
und Stadtmarketing GmbH und
der Salzburg Research For-

schungsgesellschaft mbH bemü-
hen sich um das Kulturerbe im
gemeinsamen Kulturraum Bay-
ern und Tirol. Hierfür wird das
Vorhaben mit 75 % vom Interreg
Bayern-Österreich Programm ge-
fördert. 

ViSIT nutzt den digitalen
Strukturwandel für die touristi-
sche lnwertsetzung kulturellen
Erbes: Mit der Veste Oberhaus
(Passau) und der Festung Kuf-
stein werden zwei Vertreter der
Burgen, Schlösser und Residen-
zen des Inn-Salzach-Donau-
Raumes mithilfe multimedialer
Installationen und eines digitalen
virtuellen Verbundsystems neu
für den Tourismus erschlossen. 

Neue Publikumskreise

Das Projekt macht die beiden
Burganlagen als Zeugen einer
gemeinsamen, grenzübergreifen-
den Geschichte für Besucher auf
innovative Weise erlebbar und
erschließt so allen Standorten
neue Publikumskreise. Neben
den baulichen Sehenswürdigkei-
ten bezieht das Projekt auch die
musealen Sammlungen mit ein,
welche bedeutende Referenz-
sammlungen des von Bayern,
Österreich (Tirol) und den
Fürst(erz-)bistümern Salzburg
und Passau geprägten, kulturhi-
storisch zusammengehörigen
Kulturraums sind. 

Zu den genehmigten INTER-
REG-Kleinprojekten zählen u. a.
das regionale Informations- und
Vermarktungsnetzwerk „Kletter-
steigerlebnis Kaiserregion -
Chiemgauer Alpen - Kitzbüheler
Alpen“ und ein grenzüberschrei-
tendes Projekt rund um die Alm-
wirtschaft in Tirol und Bayern
insbesondere für Bergwander-
und Naturführer. Zudem schlos-
sen sich im vergangenen Jahr
sechs schulische Kooperations-
partner aus Bayern und Tirol im
Rahmen des Interreg-Kleinpro-
jektes MINTkreativ zusammen,
um erfolgreich neue Wege im Be-
reich MINT zu gehen. 

Kleinprojekte

„Grandi Voci“ – ein Kleinpro-
jekt mit großen Stimmen für den
Grenzraum – startete im Dezem-
ber 2015. Projektpartner waren
der Kulturverein Schloss Ame-
rang und Opera & More Salzburg
e.V. Dieses interregionale Vorha-
ben beinhaltete die Durchführung
eines internationalen Gesangs-
wettbewerbs mit dem Ziel, junge
Talente zu fördern und die Freude
an der Oper für die Bewohner der
Region zu fördern.

Strategien für ein besseres
Ernährungsverhalten in der Ge-
meinschaftsverpflegung in Bay-
ern und Tirol boten die Fachtage
Nudging. Nudging ist ein relativ
neues Instrument zur Ernäh-

rungsintervention, das darauf ab-
zielt, Menschen durch einfache
Veränderungen in der sogenann-
ten Ernährungsumwelt zu eige-
nem oder gesellschaftlich vorteil-
haftem Verhalten zu animieren. 

Beim BISA-Projekt „Einbin-
dung der heimischen Artenviel-
falt in den Schulalltag“ handelt es
sich wiederum um ein ambitio-
niertes Vorhaben des Ludwig-
Thoma-Gymnasiums Prien am
Chiemsee und BG/BRG Kuf-
stein. Dabei sollen Kinder und Ju-
gendliche aus Bayern und Tirol
für klassische Inhalte der Biolo-
gie wie Artenkenntnis in ihrem
Heimatraum begeistert werden,
in dem sie gemeinsam mit Kolle-
gen aus der Partnerschule ver-
schiedene Tier- und Pflanzen-
gruppen im Unterricht untersu-
chen. Dafür nutzen die Lehrkräfte
moderne Methoden der Unter-
richtsgestaltung mit elektroni-
schen Medien und neuartige Be-
obachtungstechnologien.

Informationstage-
Symposien

Neben der Teilnahme an zahl-
reichen überregionalen Veranstal-
tungen hat die Euregio Inntal
auch 2016 selbst wieder Informa-
tionstage–Symposien veranstal-
tet. So wurden wichtige Akteure
aus der Tourismusbranche zu ei-
ner Ideenwerkstatt „Tourismus
als Arbeitgeber“ in die FH Kuf-

stein zum Austausch und Diskus-
sion eingeladen. Diese sehr gut
besuchte Veranstaltung mündete
dann in das Kleinprojekt „Attrak-
tivität des Tourismus als Arbeit-
geber“.

Hervorgehoben wurde auch das
grenzüberschreitende Kultursym-
posium in Kooperation mit dem
Kufsteiner Verein Wunderlich und
den Musikfilmtagen Oberaudorf
in der FH Kufstein. Auf Einladung
der Euregio Inntal trafen sich Kul-
turschaffende und Kulturverant-
wortliche, um über grenzüber-
schreitende Kulturarbeit und –aus-
tausch zu diskutieren. 

Bei der grenzübergreifenden
Veranstaltung zusammen mit der
Leaderregion KUUSK zum The-
ma „Pflege zuhause“ konnten
auch im sozialen Bereich Projekt-
möglichkeiten erörtert werden.
Dabei wurde erneut ein ehemali-
ges Interreg Projekt - das Mehr-
generationenhaus aus Flintsbach -
vorgestellt, das auch Jahre nach
der Durchführung sehr erfolg-
reich weiter geführt wird. 

Ihren Anfang hat die Wander-
ausstellung rund um eine histori-
sche Taschensonnenuhr und dem
Handelsweg Inn in Oberaudorf
genommen. Diese wird nun ent-
lang des Inns von Rosenheim 
bis nach Hall in Tirol Station ma-
chen und hierbei die lange histo-
rische Verbundenheit zwischen
Deutschland und Österreich auf-
zeigen. DK
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt die Dokumentation des Bayerischen
WasserkraftForums der GZ als Eigenbeilage des Verlags
Bayerische Kommunalpresse GmbH bei. Wir bitten um
freundliche Beachtung. 

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner

für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 

86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I SGZ

Ankauf / Briefmarken

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Gebäudedienstleistungen
SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten,
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen

Fahnenmaste + Fahnen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung
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Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Energiedienstleistung

Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13, die am 13. Juli 2017
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunalfinanzen
 Umwelt- und Abfalltechnik . Recycling,
 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Das Ziel, für Menschen, die in Not ihre Heimat verlassen wollen,
Bleibeperspektiven zu Hause zu entwickeln, verbindet (v.l.):
Landrat Stefan Rößle, Reisebüro-Inhaber Gunter Freissle, Rei-
ner Meutsch von der Stiftung Fly & Help, Mertingens Bürger-
meister Albert Lohner und Josef Keller aus Genderkingen. 

Landkreis Donau-Ries:

10 Schulen für Afrika
Bevölkerung untersützt die Aktivitäten von Minister

Dr. Gerd Müller und Landrat Stefan Rößle
Zehn neue Schulen wird es in den ärmsten Regionen Afrikas in-
nerhalb kürzester Zeit geben – finanziert ausschließlich aus den
Spenden der Bevölkerung im Landkreis Donau-Ries. Das Enga-
gement von Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller, für die
Menschen in Krisen- und Armutsregionen Bleibeperspektiven in
ihrer Heimat zu entwickeln, veranlasste Landrat Stefan Rößle,
den schwäbischen Minister tatkräftig zu unterstützen. 

Journalisten applaudieren nicht.
Das ist eherne Regel der ihrem
Berufsethos verpflichteten Re-
porter. Sie berichten. Objektiv.
Trotzdem durchbrachen sie die-
ses Prinzip kürzlich am Flugplatz
in Genderkingen. Zu berührend
waren die Ausführungen von
Landrat Rößle und seinen Mit-

streitern, die in kürzester Zeit für
die Finanzierung von zehn Schu-
len in Afrika sorgten. Eine davon
stiftet der Landrat aus der eigenen
Tasche.

Den Anstoß gab für Rößle zum
einen die große Anzahl von
Flüchtlingen, die auch in seiner
Region angekommen waren; vor

allem aber waren es immer wie-
der die eindringlichen und mit-
reißenden Worte von Bundesmi-
nister Dr. Gerd Müller, der bei je-
der Gelegenheit Gleichgesinnte
sucht, die gemeinsam mit ihm al-
les daran setzen, für notleidende
Menschen  Hilfe zur Selbsthilfe
in ihrer Heimat zu gestalten, die
Fluchtursachen vor Ort zu be-
kämpfen und ihre Lebenssitua-
tion zu verbessern.

„Das ganze Gerede hilft gar
nichts“, sagte der Landrat. „Uns
ist klar, dass wir konkrete Hilfe
leisten müssen. Und die Bildung,
ist eine der herausragendsten Vor-
aussetzungen dafür. Deshalb ma-
chen wir jetzt die Schulen.“

Stiftung Fly & Help

Für Rößle ist es wichtig, dass
jeder Cent, der gespendet wird,
vor Ort ankommt. Welch’ ein
Glück, dass ihm in Reiner
Meutsch ein Partner begegnete,
der aus seinem Vermögen alle ad-
ministrativen Ausgaben für seine
Stiftung „Fly & Help“ (www. fly-
and-help.de/) begleicht, mit der er
in wenigen Jahren weltweit schon
an die 150 Schulen errichtete. 

Fly & Help ist eine der Partner-
organisationen für das Landrats-
amt in Donauwörth, über die die
gemeinsame Hilfe der Region an
der Donau organisiert wird. Für
Schulbauprojekte in Burkina Fa-
so wurde vom Amt ein Spenden-
konto eingerichtet (IBAN DE38
7225 0160 0020 0600 00; Stich-
wort: „Spende – Eine Welt“).
Nach rechtlicher Prüfung und Zu-
stimmung der zuständigen Minis-
terien ist es dem Landratsamt
möglich, dass es für diese Spen-
dengelder auch Spendenbeschei-
nigungen ausstellt.

Allein für die Projekte in Bur-
kina Faso, die vom ehemaligen
Bundeswehroffizier Josef Keller
aus Genderkingen betreut wer-
den, fehlen noch 115.200 Euro.
„Bei 130.000 Einwohnern im
Landkreis enfällt auf jeden Be-

wohner ein Euro. Das werden wir
doch schaffen“, sagt der Landrat.
Begonnen wurde schon mit dem
Bau einer Donauwörther Schule,
die den Namen Heinrich Freissle
Schule erhalten wird, weil die Fa-
milien Grenzebach und Freissle
Hauptsponsoren des Projekts
sind. Die Schule ist schon fertig
gestellt und wird im Februar 2018
offiziell eingeweiht. 1.200 Schü-
ler werden dort dann von 37 Leh-
rern unterrichtet.

Die Schule in Malawi für 726
Schüler übernimmt Rößle als Pri-
vatperson. Bisher werden dort nur
160 Kinder unter einem Stroh-
dach unterrichtet. In einem Klas-
senzimmer sitzen sie eng anein-
ander auf dem Boden.

Bürgermeister Albert Lohner
ist es gelungen, seine Gemeinde
Mertingen für die Unterstützung
einer Schule in Namibia zu ge-
winnen. Auch hier kommt alles
Geld aus Spenden.

Zwei weitere Schulen sind in
Taliere und in Boussera geplant.
Auch dort gibt es bisher nur Not-
schulen. Außerdem soll im Hotel
Maternel eine Außenküche er-
richtet werden. Bei der Einrich-
tung handelt es sich um eine Auf-
nahmestation für ausgesetzte und
in Gefahr gekommene Kinder
vom Säuglingsalter bis 15 Jahre.

Die Anwesenheit von Reiner
Meutsch im Landkreis nutzten
die Kommunalpolitiker, um Ge-
spräche mit weiteren möglichen
Kooperationspartnern zu führen.
Es ist davon auszugehen, dass
mindestens fünf weitere Schul-
baumaßnahmen in Afrika unter-
stützt werden. Deshalb gab Land-
rat Rößle das Ziel aus, bis 2020
insgesamt zehn Schulen in Afrika
über Bürgerspenden, Sponsoren
und Projektpartner aus dem
Landkreis Donau-Ries zu bauen.

Neben den Schulbaumaßnah-
men gibt es weitere Entwick-
lungshilfeprojekte im Rahmen
der kommunalen Partner- und Pa-
tenschaften, insbesondere in Af-
ghanistan und Jordanien.

Für Landrat Rößle geht es jetzt
darum, weitere Mitkämpfer für
die gute Sache zu finden. Als
Landesvorsitzender der Kommu-
nalpolitischen Vereinigung will er
seine Kommunalpolitiker-Kolle-

ginnen und -Kollegen dafür ge-
winnen, ihrerseits Dr. Gerd Mül-
ler zu unterstützen. Die guten
Beispiele sollen schnell Schule
machen – weit über alle Partei-
grenzen hinaus. 

Besuch aus Tansanias Süden
Ein Jahr nach dem 50-jährigen Partnerschaftsjubiläum mit
Mwanza feiern die Würzburger die 25-jährige Partnerschaft zwi-
schen dem Evangelisch-Lutherischen Dekanatsbezirk Würzburg
und der Diözese Ruvuma. Oberbürgermeister Christian Schuch-
ardt begrüßte gemeinsam mit Bürgermeister Dr. Adolf Bauer Bi-
schof Amon Mwenda im Wenzelsaal des Würzburger Rathauses. 
Der Bischof verewigte sich auf der Doppel-Seite unmittelbar nach
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel im Goldenen Buch der Main-
Metropole. Er bedankte sich für diese Ehre und betonte Gemein-
samkeiten – beispielsweise bei der aktuellen Herausforderung
durch die großen Flüchtlingszahlen weltweit. Auch Tansania bie-
te Menschen, die beispielsweise Burundi, Somalia oder die Demo-
kratische Republik Kongo verlassen haben, eine neue Heimat.
Gerade in den ärmeren, ländlichen Regionen sind die Flücht-
lingslager laut Bischof Mwenda eine große humanitäre Aufgabe
für Politik und Kirche. Schuchardt würdigte den weltweiten Aus-
tausch unter den Christen. Zudem spielten die Kirchen bei der
Wertevermittlung eine große Rolle und seien in vielen sozialen Be-
langen ein verlässlicher Partner. 
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1. BAYERISCHES
INFRASTRUKTUR
FORUM

GemeindeZeitungGemeindeZeitungBAYERISCHE

Donnerstag, 10. März 2016, 10.00 Uhr
in den Räumen des 
Bayerischen Bauindustrieverbands e.V.
Oberanger 32, 80331 München 
www.bayerisches-infrastrukturforum.de

Unsere Partner und AusstellerAnmeldung
(Bitte beachten Sie, dass die Teilnehmerzahl begrenzt werden muss)

Organisatorisches

Fax: 08171/930722  www.bayerisches-infrastrukturforum.de 
eMail: veranstaltungen@gemeindezeitung.de

Ja, ich nehme am 10.03.2016 am 1. Bayerischen InfrastrukturForum teil.
Eintritt kostenlos für kommunale Entscheider und Behördenvertreter.
Registrierung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de

Name

Funktion/Behörde/Abteilung/Kd.Nr.

Straße, Nr.

PLZ, Ort

Tel.

eMail

Veranstaltungsort: Bayerischer Bauindustrieverband e.V.
Oberanger 32, 80331 München

Termin: 10. März 2016, 10.00 Uhr - 17.00 Uhr

Aktueller Stand über Vorträge und Aussteller: 
www.bayerisches-infrastrukturforum.de

Veranstalter: Bayerische GemeindeZeitung 
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH, Geretsried

So erreichen Sie das 3. Bayerische InfrastrukturForum:
ÖPNV: U-Bahnhaltestelle Sendlinger Tor; ca. 400 m Fußweg
PKW: Parkhaus Oberanger 27 (gegenüber)
www.bayerisches-infrastrukturforum.de

Tagungsbeitrag: Für Teilnehmer aus den Bayerischen Kommunen ist
nach vorheriger Registrierung die Teilnahme am 1. Bayerischen
InfrastrukturForum kostenfrei. 
Für Wirtschaftsvertreter beträgt der Tagungsbeitrag 95 €; Mitgliedern
des Bayerischen Bauindustrieverbands sowie Abonnenten der
Bayerischen GemeindeZeitung berechnen wir einen reduzierten
Tagungsbeitrag von 55 € pro Person. 

Verköstigung: Für einen Imbiss und Getränke ist gesorgt.

Anmeldungen: 
Bayerische GemeindeZeitung  Breslauer Weg 44  82538 Geretsried,
Telefon: 08171/9 30 7-11  Telefax: 08171/ 9 30 7-22 
www.bayerisches-infrastrukturforum.de
eMail: veranstaltungen@gemeindezeitung.de 
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Bayerisches Staatsministerium der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat
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Insgesamt präsentierten über 20 Partner und Aussteller den Gästen 
im Herzogschloss ihre Innovationen und Angebote. Darüber  
hinaus stand ein knappes Dutzend Fachvorträge auf der Agenda, 
unter anderem zu den Themen „Wasserkraft - mehr als nur Strom- 
erzeugung“, „Wasserkraft im Kontext der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit“, „Wasserkraft - Finanzierungen mit der 
Deutschen Kreditbank im Bayerischen Sparkassenverbund“ und 
„Das Eckpunkteprogramm in Bayern und dessen positive  
Wirkung für die Umwelt am Inn“. Hochkarätige Referenten er-
läuterten die Potenziale der Wasserkraft, deren Einsatz für das 
Gelingen der angestrebten Energiewende unverzichtbar ist. Zu-
dem konnten Tagungsteilnehmer einen individuellen Besuchster-
min für das nahegelegene Kraftwerk am Höllenstein mit seiner 
weltweit einzigartigen Fischschleuse vereinbaren. 

„Dafür, dass die avisierte Energiewende gelingt, müssen wir alle 
gemeinsam unseren Beitrag leisten. Die Wasserkraft als grundlast-
fähige und CO2-freie Energiequelle kann ein Teil der Lösung 
dieses Problems sein“, unterstrich GZ-Verlegerin Anne-Marie 
von Hassel in ihrer Begrüßung, ehe die Bürgermeisterin der Stadt 
Straubing, Maria Stelzl, in ihrem Grußwort den Konzern Stadt-
werke Straubing vorstellte. 

Stelzl zufolge betreiben die Stadtwerke Straubing GmbH Strom-, 
Gas- und Wärmeversorgung sowie den ÖPNV in der Stadt  
Straubing und das Schwimmbad AquaTHERM. Alleiniger  
Gesellschafter ist die Stadt Straubing. Die Stadtwerke Straubing 
halten 88,92 % der gemeinsam mit der Bayernwerk AG geführten 
Kraftwerk am Höllenstein AG, die am 23. Juli 1923 in Straubing 

gegründet wurde und der das Ausgleichskraftwerk Pulling sowie 
das Kraftwerk Höllenstein gehören.

Den Stadtwerken kommt bei der Energiewende eine zentrale 
Rolle zu, stellte die Bürgermeisterin fest. Dabei werde deren Auf-
gabe als öffentliche Unternehmen, die einen Teil der Grundver-
sorgung für die Bevölkerung sicherstellen sollen, unterschätzt. 
Auch im Zuge der Energiewende, so zeigte sich Stelzl überzeugt, 
„wird es uns gelingen, unsere Stadtwerke profitabel zu erhalten“. 

Dass die Kommunen in der Energiepolitik eine höchst verantwor-
tungsvolle Rolle spielen, hob auch Anne-Marie von Hassel hervor. 
Viele Städte und Gemeinden seien Anrainer von Wasserkraftanla-
gen oder betrieben eigene Wasserkraftwerke. Sie müssten mit viel-
fältigen Rahmenbedingungen zurechtkommen. 

Erfreulicherweise sei die Akzeptanz für die Wasserkraft innerhalb 
der Bevölkerung außerordentlich hoch. Laut Umfragen liege sie  
immer deutlich über 90 Prozent. „Darin sehe ich eine große Chance, 
die Potenziale der Wasserkraft noch besser auszuschöpfen“, betonte 
die Verlegerin und wies in diesem Zusammenhang darauf hin, 
„dass es oftmals sinnvoll wäre, dabei die Bürger – im wahrsten Sin-
ne des Wortes – mit ins Boot zu nehmen“. 

5. Bayerisches WasserkraftForum in Straubing 

Ein Juwel im Energiemix
Als Informationsveranstaltung und Dialogplattform in Bayern hat sich das jährlich stattfindende Bayerische Wasserkraft-
Forum der Bayerischen GemeindeZeitung etabliert. Rund 150 politische und kommunale Entscheidungsträger, Vertreter 
aus Wirtschaft, Verwaltung, Verbänden und Medien sowie Fach- und Führungskräfte aus Wasserkraftunternehmen nah-
men am mittlerweile 5. Forum in Straubing teil. Als Medienpartner fungierte einmal mehr TV Bayern Live. 

DOKUMENTATION IM INTERNET

Dieser Sonderdruck sowie die Vorträge – soweit 
freigegeben – stehen mit Links zu den Ausstellern  

zum Download bereit.

www.bayerisches-wasserkraftforum.de
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Staatsministerin Ilse Aigner / STMWI

Bayern – Deutschlands 
Wasserkraftland Nummer 1 

Für die zweite Halbzeit auf dem Weg zum Ausstieg aus der 
Kernkraft haben wir unseren Standort neu bestimmt. Bayern 
setzt dabei auf eine Drei-Säulen-Strategie:

• Effiziente Verwendung von Energie
• Nachhaltige Stromerzeugung
• Notwendiger Stromtransport

Jede dieser Säulen muss sich an den Kriterien Sicherheit, Be-
zahlbarkeit und Umweltverträglichkeit messen lassen.

Energiewende in Bayern

Bei der Umsetzung der Energiewende kommt Bayern gut voran: 
2015 erreichte die Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien 
(EE) einen neuen Höchstwert: Der EE-Anteil an der Stromer-
zeugung erreichte 39,6 Prozent und liegt damit deutlich über 
dem Bundesdurchschnitt von 31,6 Prozent. Kein anderes Land 
nutzt so viel EE und produziert so viel Strom aus EE wie Bayern! 
Bis 2025 soll der Anteil der EE an der bayerischen Stromerzeu-
gung auf 70 % steigen.

Wasserkraft: Eine Säule der Energiewende

Bayern ist Deutschlands Wasserkraftland Nummer 1 – von den 
insgesamt knapp über 8.000 Wasserkraftanlagen in Deutschland 
stehen mehr als die Hälfte in Bayern. Die Wasserkraft gehört zur 
Geschichte der Energieversorgung des Freistaats Bayern.
 
Die Wasserkraft ist mit rund 33 Prozent Anteil an der Bruttostro-
merzeugung aus Erneuerbaren Energien in Bayern die bedeu-
tendste und damit unverzichtbare regenerative (Energie-)Quelle. 
Rund 4.200 Laufwasser- und Speicherkraftwerke erzeugen jähr-
lich durchschnittlich 12,5 Milliarden kWh Strom pro Jahr –  
damit können rechnerisch rund 3,5 Millionen Haushalte  
versorgt werden.

Die praktisch CO2-freie Stromerzeugung mit Wasserkraft ist – 
anders als die wetter- und tageszeitbedingt stark fluktuierenden 
Energiequellen Wind und Sonne – grundsätzlich ganzjährig und 
rund um die Uhr verfügbar. Sie kann zuverlässig und kalkulierbar 
in der Grund- und Mittellast, mit Speicherkraftwerken auch fle-
xibel in der Spitzenlast eingesetzt werden. Sie leistet daher einen 
wichtigen Beitrag zur Bedarfsdeckung und zur Stabilität und 
Zuverlässigkeit der Stromversorgung. Die Wasserkraftnutzung 
schneidet bei den Kriterien Versorgungssicherheit und Nachhal-
tigkeit hervorragend ab.

Ausblick

Das Bayerische Wirtschaftsministerium steht zur Wasserkraft. 
Und wir setzen uns für entsprechende Rahmenbedingungen ein, 
sodass Laufwasser- und Speicherkraftwerke auch zukünftig wirt-
schaftlich und umweltverträglich betrieben werden können.

Um die unterschiedlichen Schutz- und Nutzungsinteressen bei 
der Stromerzeugung mit Wasserkraft in Einklang zu bringen, ist 
zwischen den Vorteilen der Wasserkraftnutzung und den Nach-
teilen beim Eingriff in den Naturhaushalt abzuwägen. Für den 
Gewässerschutz existieren beispielsweise anspruchsvolle gesetzli-
che Vorgaben zum Schutz und Erhalt von Fischpopulationen 
und zur Durchgängigkeit für Gewässerlebewesen.

Auch in Zukunft wird Wasserkraft eine wesentliche Rolle für die 
bayerische Energieversorgung aus erneuerbaren Energien spielen. 
Im Energiedialog des Bayerischen Wirtschafts- und Energiemi-
nisteriums wurde ein Ausbaupotenzial der Wasserkraft in Bayern 
um 1 Milliarde kWh formuliert.

Wenn wir die Wasserkraft sensibel und umweltverträglich aus-
bauen, dabei auch innovative Technologien flexibel einsetzen 
und schließlich bereit sind, auch neue, unkonventionelle Wege 
zu gehen, bin ich überzeugt, dass die Wasserkraftnutzung im 
Freistaat Bayern weiterhin eine gute Zukunft hat. 

Ilse Aigner, MdL
Stellvertretende Ministerpräsidentin des Freistaates Bayern und  

Bayerische Staatsministerin für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie

Der beschlossene Ausstieg aus der Kernenergienutzung ist 
eine Entscheidung von historischer Tragweite. Seit 2011 
wurde deutschlandweit mehr als die Hälfte der installierten 
Kernkraftwerksleistung vom Netz genommen. Vor diesem 
Hintergrund bleibt die Umstellung auf erneuerbare Energien 
die zentrale Herausforderung für eine sichere, günstige und 
umweltverträgliche Energieversorgung.

Ilse Aigner, MdL 

Staatsministerin STMWI
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„Wasserkraft bedeutet vor allem sichere, langlebige, preiswerte, grundlastfähige und plan-
bare Stromerzeugung. Damit unterscheidet sie sich grundlegend von hoch fluktuativer Strom- 
erzeugung aus Wind- und Photovoltaikanlagen und trägt maßgeblich zur Netzstabilität bei“, 
stellte Geschäftsführer Prof. Dr.-Ing. Frank Pöhler fest. Er monierte, dass die Energiewende 
bisher fast ausschließlich nur eine Stromwende sei.

Prof. Dr.-Ing. Frank Pöhler / Bayerische Elektrizitätswerke GmbH

Wasserkraft – 
mehr als nur Stromerzeugung

Bundesweit macht Wasserkraft laut Pöhler 
nur etwas mehr als 11 % der regenerativen 
Stromerzeugung aus. Parallel zu Wind- 
energie und Photovoltaik sind aus seiner 
Sicht „Schattenkraftwerke“ zur Bedarfs-
deckung in voller Höhe, hochflexible und 
zuverlässige Kraftwerke zur Ausregelung 
sowie flexible Stromspeicher notwendig. 
Allerdings fehle es an Investitionsanreizen 
für notwendige „Schattenkraftwerke“ und 
Speicher, weshalb ein neues Marktmodell 
benötigt werde.   

„Tatsache ist: Die Wasserkraft ist für den 
Energiewende-Erfolg in Bayern unver-
zichtbar“, hob der BEW-Geschäftsführer 
hervor. Mit durchschnittlich 12,5 Milli-
arden Kilowattstunden pro Jahr kommen 
fast 60 Prozent des in Deutschland pro-
duzierten Wasserkraftstroms aus dem 
Freistaat. Heute noch beträgt der Wasser-
kraftanteil an der Stromerzeugung in 
Bayern rund 14 Prozent, während er in 
Deutschland bei lediglich knapp drei 
Prozent liegt.

„Die jährliche Stromerzeugung der Be-
standskraftwerke in Bayern nimmt deutlich 
ab. Nach Abschaltung der Kernenergie ist 
Bayern zu mehr als 50 % von Stromimporten 
abhängig. Deshalb ist der Erhalt der Was-
serkraft ein Gebot der Vernunft!“, unter-
strich Pöhler. Wasserkraft sei mehr als nur 
regenerative Stromerzeugung; Strom aus 
Wasserkraft lasse sich in Pumpspeicher-/
Speicher-Kraftwerken sicher und effizi-
ent mit Wirkungsgraden über 80 Prozent 
und wirtschaftlich in großen Mengen 
speichern. Die Stromerzeugung aus Was-
serkraft als heimischem Energieträger sei 
CO2- und schadstofffrei, schütze das Kli-
ma und schone die Ressourcen. 

Nur die „große“ Wasserkraft mit einer 
Leistung von mehr als 5 MW sei als Er-
neuerbare Energiequelle heute wirtschaft-
lich und ohne Subvention betreibbar. 
Allerdings stehe sie von verschiedenen 
Seiten unter Druck, wie Pöhler ausführte. 
Sinnvolle Ausbaupotenziale seien schwer 
durchsetzbar und es mangle an politischer 
und gesellschaftlicher Unterstützung. Zu-
dem erschwerten und verteuerten immer 
strengere ökologische Auflagen (Schwellbe-
trieb, Restwasser…) die Stromerzeugung. 

 
 

Auch erfordere die Umsetzung der  EU-Was-
serrahmenrichtlinie (Durchgängigkeit für 
Fische, Schaffung ökologischer Gewässer-
strukturen…) Investitionen in Millionen- 
höhe. Darüber hinaus bringe die Börsen-
preis-Situation für Strom die Wasserkraft 
an die Grenzen der Wirtschaftlichkeit und 
seien Möglichkeiten für Investitionen in den 
Erhalt der Anlagen begrenzt.

Wasserkraftanlagen mit einer Leistung 
von mehr als fünf Megawatt seien die ein-
zigen regenerativen Stromerzeugungsan-
lagen, die in Deutschland nicht über das 
EEG subventioniert werden, erläuterte 
der Geschäftsführer. Auch nach 17 Jahren 
EEG-Subventionierung beträgt die Durch- 
schnittsvergütung aller geförderten EEG- 
Anlagen heute immer noch rund 13 Cent 
je Kilowattstunde, während die große 
Wasserkraft ihren regenerativen Strom 
nach Marktpreisen verkaufen muss, die 
derzeit etwas unterhalb von drei Cent je 
Kilowattstunde liegen. „Der Preisverfall 
von Strombörse und Emissionsrechten 
bringen die Wasserkrafterzeugung an die 
Grenze der Wirtschaftlichkeit“, betonte 
Pöhler. Die „große“ Wasserkraft sei somit 
der große Verlierer der Energiewende. 

Unverzichtbar für den 
Energiewende-Erfolg

Am Walchenseekraftwerk wird dank des Gefälles 
von gut 200 m zwischen dem oberen Walchensee 
und dem „Unterbecken“ Kochelsee seit 1924 
elektrischer Strom erzeugt.

Prof. Dr.-Ing. Frank Pöhler

Bay. Elektrizitätswerke GmbH
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Schwierig sei die wirtschaftliche Situation für die Wasserkraft 
auch deshalb, weil die Bundesregierung in ihrem Gesetzent-
wurf „zur Modernisierung der Netzentgeltstruktur“ den Erhalt 
der vermiedenen Netzentgelte für große Wasserkraftwerke ab-
lehnt, da der Zubau dezentraler Erzeugung zusätzlichen Netz-
ausbaubedarf verursache. Pöhler zufolge sind vermiedene 
Netzentgelte (vNE) eine bedeutsame Erlösquelle für Wasser-
kraftanlagen mit einer Leistung von mehr als fünf Megawatt (bei 
heutigen niedrigen Börsenpreisen ca. 10 - 30 % der Gesamterlöse). 
Beim Wegfall von vNE ohne Kompensation sei bei unveränderter 
Preissituation die nachhaltige Wirtschaftlichkeit vieler großer Was-
serkraftwerke nicht mehr gegeben.

Im Gegensatz zu anderen regenerativen Stromerzeugern muss die 
große Wasserkraft zusätzlich immense Kosten für Hochwasser-
schutz, Naturschutz und Fischschutz, Flusssanierung und Grund-
wasserschutz, Gewässerreinhaltung (rund 200.000 Kubikmeter 
Treibgut und Abfall fischen die Wasserkraftbetreiber allein in Bay-
ern aus den Flüssen - Rechengutentsorgung), Erhalt der Infrastruk-
tur, Schaffung von Voraussetzung für Naherholung und Tourismus, 
Unterhalt von Wasserstraßen sowie Wassernutzungsgebühren auf-
bringen. Pöhler: „Viele Leistungen der großen Wasserkraft gehören 
untrennbar zum Geschäft und sollen auch nicht entfallen – weder 
für die Betreiber noch für die Allgemeinheit. Fakt ist aber, dass 
Zusatzaufgaben bei den Wasserkraftbetreibern bis zu 30 % der 
Gesamtkosten verursachen. Zum Erhalt und der Bezahlbarkeit 
müssen die „Strompreise“ diese Leistungen aber honorieren, da sie 
sonst nicht finanzierbar sind.“

Um auch künftig diese Vielzahl von Zusatzaufgaben für die Gesell-
schaft leisten zu können und die Wasserkraft weiterhin nachhaltig 
zu betreiben, benötigten die Wasserkraftbetreiber stabile Erlöse 
(gerechte Marktpreise und kein Abbau der Entgelte für vermiedene 
Netznutzung) sowie eine faire und verursachergerechte Lastentei-
lung der Zusatzaufwendungen. Aktuell seien jedoch weitere ver-
schärfte Kostensenkungsprogramme der  Kraftwerksbetreiber die 
Reaktion auf die Marktsituation, „wobei aber trotz Strombörsen-
preisen um 2 ct/kWh die nachhaltige Wirtschaftlichkeit der gro-
ßen Wasserkraftwerke nicht sichergestellt ist“.

„Rationalisierung ist zwar ein wesentlicher Teil der Strategie der 
Bayerischen Elektrizitätswerke, aber Sparen ist nicht alles“, wie 
Pöhler erläuterte. Die Strategie der BEW bestehe deshalb aus den 
drei Säulen Optimierung der Wasserkraft, Nachhaltigkeit der Was-
serkraftnutzung und neue Wege der Zusammenarbeit. 

Durch die Optimierung der Wasserkraft sei nachweislich eine 
deutliche Reduzierung der Gesamtbetriebskosten um 36 % er-
reicht worden. Die Nachhaltigkeit der Wasserkraftnutzung mit 
dem Ziel der Vermeidung von Investitionsstau beinhalte zunächst 
die Fortführung der Modernisierung und Automatisierung von 6 
Kraftwerken an der Oberen Donau und 4 Kraftwerken am Unte-
ren Lech sowie die Umsetzung der „Illerstrategie 2020“. Hinzu 
kommt die Leistungssteigerung durch neue Laufräder am  
Kraftwerk Meitingen am Lechkanal, wo 3  Maschinen mit neuen 
Doppel-Francis-Laufrädern eine Erzeugungssteigerung um 14 % 
ermöglichen. 

Maßnahmen zur Hochwassersicherheit (Ertüchtigung und Anpas-
sung von Dämmen und Deichen an DIN 19700 insbesondere am 
Unteren Lech und an der Donau) stehen ebenso auf der Agenda 
wie die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie, d.h. komplet-
te Herstellung der Durchgängigkeit von Iller, Wertach und Günz 
(Neubau von Fischwanderhilfen an diesen Flüssen abgeschlossen) 
und Schaffung von Gewässerstrukturen und Untersuchungen zum 
Geschiebetransport.

„Als BEW wollen wir Vorbild für die Wasserkraftnutzung der Zu-
kunft sein und auftretende Interessenskonflikte minimieren. Wir 
möchten mit allen Stakeholdern – also mit Anwohnern, Umwelt- 
und Fischereiverbänden, mit Kommunen, Fachbehörden und der 
Wissenschaft – auf Augenhöhe kommunizieren, deren Kompetenz 
und Engagement nutzen, um gemeinsame Best-Practice-Lösungen 
zu finden. Diese Vorgehensweise generiert Vorteile für alle Seiten“, 
erklärte der Professor. 

Beispiele dafür sind unter anderem zwei Projekte, die von der EU 
im Rahmen des Life-Programms gefördert werden. Beim Projekt 
„INADAR“ mit einem Gesamtbudget von rund 1,4 Mio. Euro 
erfolgt derzeit an zwei Staustufen an der Donau (Oberelchingen 
und Offingen) die Erprobung und Bewertung einer von der BEW 
entwickelten Methode zur Dammsanierung, bei der gleichzeitig 
Hochwasserschutz und Ökologie verbessert werden. Das Projekt 
wird von LIFE, einem Förderprogramm der EU für Umwelt, Na-
turschutz und Klimapolitik, mit 655.000 Euro gefördert.

Im Mittelpunkt des Projekts „ISOBEL“, einem Pilotprojekt mit 
europaweitem Vorbildcharakter, steht ein zielgerichtetes Geschie-
bemanagement, um geeignete Gewässerstrukturen und neue Le-
bensräume für Fische und Kleinlebewesen zu schaffen. Die BEW 
testet dazu gemeinsam mit der Universität Augsburg, dem Auenin-
stitut Neuburg und dem Fischereiverband Schwaben e.V. an meh-
reren Abschnitten verschiedene Verfahren, gezielt Kies in den Fluss 
einzubringen. Das Projekt ISOBEL läuft bis Ende 2019 und wird 
ebenfalls von LIFE unterstützt. Die Gesamtkosten für das Vorha-
ben belaufen sich auf rund 1,8 Millionen Euro. Die EU fördert alle 
Maßnahmen mit 60 Prozent.

Es sei an der Zeit, die politische Unterstützung zum Erhalt der 
Wasserkraft einzufordern, bemerkte Pöhler. Durch weitere 
EEG-Reformen müsse man möglichst rasch zu mehr Marktwirt-
schaft im Strombereich zurückfinden. Wasserkraft sei ein hoch-
wettbewerbsfähiger Energieträger. Je mehr Markt, desto besser für 
die große Wasserkraft. In der Übergangszeit müsse zudem der 
wirtschaftliche Betrieb der großen Wasserkraftwerke durch ein 
neues Marktdesign abgesichert werden.  Ferner sollten die vermie-
denen Netznutzungsentgelte für steuerbare Leistungen beibehal-
ten und ökologische Maßnahmen unter Verwendung der von der 
Wasserkraft zu entrichtenden Wassernutzungsgebühren unter-
stützt werden.  

Stabile Erlöse für  
Wasserkraftbetreiber erforderlich

Best-Practice-Lösungen: 
„INADAR“ und „ISOBEL“

Rückbesinnung auf mehr  
Marktwirtschaft im Strombereich
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FLUSS-TOUREN 
Die schönsten Plätze in der Region entdecken!

Videos auf www.lechreporter.de

Lech
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Donau
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Im Kraftwerk am Höllenstein wurde ein nicht benötigter Grundablasskanal unter dem Kraftwerksgebäude zum Einbau einer 
Druckkammerfischschleuse genutzt und im November 2013 fertiggestellt. Eine Druckkammerschleuse als Wanderhilfe für 
Fische zu nutzen – diese Idee ist nicht neu. Der Clou an der Schleuse am Kraftwerk Höllenstein ist jedoch die von Werkleiter 
Johann Fischer entwickelte energetische Nutzung der Fischschleuse, wie der Geschäftsführer der Stadtwerke Straubing 
GmbH, Helmut Kruczek, bemerkte.

Für den Betrieb der Schleuse werden ca. 
500 Liter Wasser in der Sekunde benötigt, 
das nicht mehr für die Stromerzeugung zur 
Verfügung steht, was einen Produktions- 
verlust von jährlich 400.000 kWh Strom 
bedeutet. Durch ein ausgeklügeltes Rohr- 
system und den Einbau eines Turbinenagg-
regats kann auch dieses Wasser für die Stro-
merzeugung genutzt werden und verbindet 
damit Ökologie und Wirtschaftlichkeit in 
idealer Weise. 

Das Projekt wurde mit Fördermitteln des 
bayerischen Wirtschaftsministeriums und 
des bayerischen Umweltministeriums un-
terstützt und erhielt den Bayerischen Ener-
giepreis in der Kategorie „Erneuerbare 
Energien, Energienetze, Speichertechnolo-
gien“. 2014 wurden das deutsche und 2015 
auch das europäische Patent verliehen.

In den Grundablasskanal wurde eine ge-
schlossene Druckkammerfischschleuse mit 
Oberwasser- und Unterwasserschott für 
den Fischein- und Fischausstieg sowie einer 
Einlauf- und einer Entnahmeöffnung für 
das Betriebswasser eingebaut. Für Druck-
aufbau und -entlastung sind separate Zu- 
und Ablassschieber installiert Unterwasser- 
seitig entstand ein Einstiegsbecken durch 
den Einbau einer Strömungsleitwand zwi-
schen den Auslauftrennpfeilern.

Mit einer Lockströmung werden wander-
willige Fische in die Schleusenkammer ge-
lockt. In variabel einstellbaren Zeitinter- 
vallen wird das unterwasserseitige Einstieg-
schott geschlossen und in der Schleusen-
kammer mittels Schieber der Oberwasser- 
druck aufgebaut. Herrscht in der Schleusen-
kammer der gleiche Druck wie im Ober- 
wasser, wird der oberwasserseitige Schott 
geöffnet. Durch einen einstellbaren Abfluss 
aus der Schleusenkammer entsteht eine 
Lockströmung, die die Fische gegen die 
Strömung zum Ausschwimmen ins Ober-
wasser animiert.

Anschließend wird der Fischausstieg (Ober-
wasserschott) wieder geschlossen und der 
Unterwasserdruck wieder hergestellt. Bei 
Druckgleichheit wird das Unterwasserschott 
wieder geöffnet und die Einschwimmphase 
kann von neuem beginnen.

Im Jahr 2014 wurde das vorgeschriebene 
fischereibiologische Monitoring gestartet.  
Dies wurde vom Bayerischen Staatsministe-
rium für Umwelt und Verbraucherschutz 
begleitet und gefördert. Bereits die ersten 
Ergebnisse stellten sich ausgesprochen  
positiv dar – Fische verschiedenster Art und 
unterschiedlicher Größe wurden in der 
Schleuse gesichtet. 

Die Möglichkeit, diverse Parameter wie 
Zeitintervalle, Lockströmung oder Druck-
anpassungsgeschwindigkeit an dieser Anla-
ge verändern zu können, war Auslöser für 
den Start einer begleitenden Versuchsreihe. 
Unter anderem wurde dabei auch die Aus-
wirkung einer Beleuchtung der Schleusen-
kammer untersucht. Dies brachte bemer- 
kenswerte Erkenntnisse, die in einer weite-
ren Monitoringphase im Frühjahr 2015 
intensiv untersucht wurden. 

Während der zweiwöchigen Untersuchung 
konnte eindeutig belegt werden, dass sich 
diese positiv auf das Wanderverhalten aus-
wirkt. In dieser kurzen Zeit wurden über 
5.100 Fische beim Ausschwimmen aus der 
Schleusenkammer beobachtet. Mehrmals 
kam es zu Massenaufstiegen von Fisch-
schwärmen mit mehr als hundert Individuen. 
Diese hervorragende ökologische Funktion 
bestätigte auch die Beobachtungsreihe im 
Frühjahr 2016. 

Besonders erfreulich war die Feststellung im 
Monitoringbericht, wonach die energeti-
sche Nutzung der Schleuse durch die Redu-
zierung der Turbulenzen den Fischaufstieg 
fördert. 

Wenn auch quantitativ untergeordnet, 
konnten im Monitoring auch absteigende 
Fische beobachtet werden. Durch entspre-
chende Ergänzungen erscheint dieses Sys-
tem für den Fischabstieg ausbaufähig zu 
sein. Es liegen bereits konkrete Vorschläge 
vor, die an weiteren Anlagen realisiert wer-
den könnten. Damit wäre eine vollständige 
ökologische Durchgängigkeit an Talsperren 
und Flusskraftwerken gewährleistet.   

Helmut Kruczek & Johann Fischer / Kraftwerk am Höllenstein AG

Unsere Druckkammer-Fischschleuse 
lässt Fische wandern und erzeugt Strom

Ehrung mit  
Bayerischem Energiepreis

Fischereibiologisches  
Monitoring

Energetische Nutzung der  
Schleuse fördert Fischaufstieg
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern

Bayerns.
Von Aschaffenburg 

bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten

• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus 

  Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im Programm von RTL 
und jeden Sonntag um 17:00 Uhr auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter: 
www.tvbayernlive.de

Die Kraftwerk am Höllenstein AG wurde 1923 gegründet. 
Nach nur 3 Jahren Bauzeit konnte das Kraftwerk Höllenstein 
am 14. Januar 1926 die Stromproduktion aufnehmen. Im 
ersten Geschäftsjahr betrug die Stromerzeugung 7,769 Mio. 
Kilowattstunden, heute werden hier durchschnittlich 13,5 
Mio. kWh produziert. Um die Leistungsfähigkeit zu verbes-
sern, wurde 1963 das Ausgleichswerk in Pulling errichtet. 
Hier beträgt die jährliche Stromproduktion ca. 6 Mio. Kilo-
wattstunden.

Die Stadt Straubing verstand es, sich über die Stadtwerke 
Straubing 88,92 % der Aktien zu sichern und bis heute zu 

halten. Die gesamte Stromproduktion wird in das Netz des 
Bayernwerkes eingespeist.

Der Betrieb der Kraftwerke war vom Freistaat Bayern bis 
zum Januar 2001 genehmigt. Nach einem fast 9 Jahre dau-
ernden Verfahren wurde am 28.07.2009 die wasserrechtli-
che Bewilligung für weitere 30 Jahre mit der Auflage erteilt, 
die Durchgängigkeit wiederherzustellen. Mit der Inbetrieb-
nahme einer konventionellen Fischtreppe am Kraftwerk Pul-
ling im Jahr 2011 und der Druckkammerfischschleuse im 
Kraftwerk Höllenstein sind alle Auflagen erfüllt und damit 
die Weiterführung des Betriebes gesichert. 

Kraftwerk am Höllenstein
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„Unsere Kompetenz ist die Produktion von Kleinwasserkraftanlagen. Mit diesen Maschinensätzen wird aus hydrostatischer 
Energie (Wasserkraft) elektrische Energie erzeugt“, erklärte Bernhard Zimmerling von der Serviceabteilung der Geppert GmbH 
in  Hall in Tirol. Das Unternehmen liefert und montiert verschiedene Turbinentypen und individuelle Gesamtlösungen nach 
Bedarf, fallweise auch als Komplettanbieter. 

Bernhard Zimmerling / Geppert GmbH

Service & Wartungsarbeiten 
an Wasserkraftturbinen

Verschiedene Anlagekonfigurationen werden bei Kleinwasserkraft-
anlagen eingesetzt, abhängig von Nutzfallhöhe, Ausbauwasser-
menge und Betriebsart. Je nach Auslegungsdaten und Jahres- 
ganglinie kommen Pelton-, Francis- Diagonal- oder Kaplanturbinen 
zum Einsatz.

Auch die Nutzung der motorischen Kraft des Was-
sers insbesondere zur Energieerzeugung spielt seit 
langer Zeit eine wichtige Rolle. Die Siedlungstätig-
keit und Industrialisierung können einerseits zu 
Gewässerverunreinigungen führen, erfordern an-
dererseits aber auch den Schutz vor Hochwasserge-
fahren. Gleichzeitig gilt es, die Ressource Wasser 
zukünftigen Generationen durch Maßnahmen der 
Gewässerreinhaltung – insbesondere auch unter 
Berücksichtigung gewässerökologischer Anforde-
rungen – nachhaltig zu sichern. 

Wie Zimmerling hervorhob, stellt das Wasserrechtsgesetz 1959 das 
gesetzliche Regelwerk zur Beurteilung von unterschiedlichsten aus 
wasserwirtschaftlicher Sicht relevanten Lebensverhältnissen dar. 
Das österreichische Wasserrecht ist ein Ressourcenbewirtschaftungs-
recht, das auch längerfristige wasserwirtschaftliche Planungen umfasst.

Werden Betreiberpflichten wie Überwachung der Abwasseremissi-
on, Beachtung der Weiterentwicklung oder Erhaltung der Anlage 
missachtet, ist dies laut Zimmerling strafbar und berechtigt bzw. 
verpflichtet die Behörde, die Abwehrmaßnahmen auf Kosten des 
Verplichteten vorzunehmen. Bei  Nichtbeachtung droht der Ent-
zug des Wasserrechtes.

Zimmerling erläuterte den wirtschaftlichen Hintergrund: Eine gut 
gewartete Anlage hat ein geringeres Ausfallsrisiko, ist effizienter 
(höherer Wirkungsgrad, dadurch mehr Ertrag), hat eine längere 
Lebensdauer und erhält den Substanzwert der Anlage. Außerdem 
lassen sich Wartungsarbeiten einplanen und in Zeiten mit geringe-
rer  Wasserführung bzw. geringerem Eigenverbrauch durchführen. 
Reparaturen kommen meist ungelegen - außerplanmäßiger Still-
stand verursacht höhere Kosten. Wartungskosten sind steuerlich 
relevante Betriebliche Ausgaben.

Mit der CE-Kennzeichnung erklärt der Hersteller, Inverkehrbrin-
ger oder EU-Bevollmächtigte gemäß EU-Verordnung 765/2008, 
„dass das Produkt den geltenden Anforderungen genügt, die in 
den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft über 

ihre Anbringung festgelegt sind“. Für die Sicherheit der Anlage ist 
jedoch der Betreiber verantwortlich. Es stellen sich Fragen wie: 
Sind alle Schutzvorrichtungen vorhanden? Sind rotierende, strom-
führende, unter Druck stehende und heiße Teile entsprechend 

gekennzeichnet? Zimmerlings Empfehlung:  
„Wartung- und Überprüfungstätigkeiten doku-
mentieren!“

Beim Einlaufbauwerk sind folgende Fragen zu 
klären: Sind die Schleusentafeln dicht, ausrei-
chend stabil, lassen sie sich bewegen (auch wenn 
sie eingesandet sind), wie sicher sind sie gegen 
Hochwasser, sind sie jederzeit erreichbar und vor 
unbefugter Betätigung gesichert? Zudem ist der 
Zustand des Rechens zu überprüfen sowie Art 
und Häufigkeit der Spülung des Entsanders zu 
kontrollieren.

Bei der Rohrleitung wiederum sind die Komponenten Druckpro-
be, Dichtheitsprobe, Zustand des Korrosionsschutzes, Messung 
der Rohrwandstärke mit Ultraschall, Inspektion mit Rohrkamera, 
Be- und Entlüftungsmöglichkeiten sowie Entleermöglichkeiten 
maßgeblich. Beim Absperrorgan sind eine Funktions- und Dicht-
heitsprobe sowie die Überprüfung und Dokumentation von 
Schließzeiten unumgänglich.

Ob Kaplan, Francis, Diagonal, Pelton oder auch Durchströmtur-
binen – „jede Bauart hat Besonderheiten, auf die das Augenmerk 
gelegt werden muss“, erklärte Zimmerling. Im Laufe der Zeit hät-
ten sich verschiedene Abdichtungsvarianten wie die Stopfbuchse 
für den Unter- und Überdruck sowie die Schwenk- und Drehbe-
wegung, Nutring (Simmerring) als „berührende Dichtung“, die 
Ledermanschette (allerdings mittlerweile zunehmend durch Nu-
tring ersetzt), die Labyrinthabdichtung (bevorzugt für rotierende 
Bewegungen bei niederen Drücken) und die Gleitringdichtung 
bewährt.

An der Turbine müssten Rissprüfungen an belasteten Bauteilen, 
zum Beispiel am Laufrad durchgeführt werden. Risse seien gefähr-
lich und könnten nicht nur materielle Schäden zur Folge haben. 
Bei verschlissenen Bauteilen stelle sich die Frage: Verschleiß repa-
rieren oder das Laufrad „fertig fahren“? Zu bedenken sei in diesem 
Zusammenhang: „Wenn die Sanierung zwei Drittel des Neuprei-
ses eines Laufrades kostet, ist die Sanierung aufgrund einer länge-
ren Betriebsunterbrechung und einem schlechteren Wirkungsgrad 
unwirtschaftlich.“ 

Missachtung der 
Betreiberpflichten ist strafbar

Verschlissene Bauteile –  
was ist zu tun?



9

Sonderdruck             Bayerische GemeindeZeitung  29. Juni 2017

Weitere Wartungsarbeiten seien am Generator, im Zusammenhang 
mit der Drehmomentübertragung (Kupplungen, Getriebe, 
Riemenbetrieb), an den Stellorganen (E-Antriebe, Hydraulik, 
Federspeicher) und im Bereich der E-Technik/Steuerung durch-
zuführen. Hier müsse das Augenmerk auf die regelmäßige 
Funktionskontrolle, den Zustand der Pufferbatterien und die 
Überprüfung der automatischen Auslösungen (z.B.: Auslösung 
Leistungsschalter) gerichtet werden.

Abschließend gab Bernhard Zimmerling Tipps aus der Praxis. 
Beim Thema Kondens- und Leckwasser seien Fragen nach de-
ren Entstehung, möglichen Schäden und der Minimierung ne-
gativer Auswirkungen zu stellen. Bei der Leckkontrolle sollten, 
sofern technisch möglich, Leckleitungen (Öl und Wasser der 

verschiedenen Stellen) jeweils in ein getrenntes Aufnahmegefäß 
geleitet werden. Damit sei eine undichte Stelle schnell zu iden-
tifizieren.

Ferner riet Zimmerling dazu, Stellorgane und Schieber in regel-
mäßigen Abständen zu betätigen, um ein Festsitzen zu verhin-
dern. Hier sollte der Schieber vollständig geöffnet und wieder 
ein kleines Stück geschlossen werden,  um ein Festsitzen in der 
Endlage zu verhindern. 

Stellorgane und Schieber 
regelmäßig betätigen

Wie die BEW an der Wertach Ökonomie und Öko-
logie in nachhaltigen Einklang bringt, wird im Buch 
„Die Wertach – Flussentwicklung an der unteren 
Wertach und das Sanierungsprojekt ‚Wertach vital‘. 
Wasserbau. Natur. Naherholung.“ dargestellt.
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Dr. Christoph Rapp / Praterkraftwerk GmbH und Ralf Bernhard / GIZ GmbH

Wasserkraft im Kontext der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit

Ein Engagement in Schwellen- und Entwicklungsländern ist für kleine und mittlere Un-
ternehmen eine besondere Herausforderung. Das Projektentwicklungsprogramm (PEP) 
der Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) begleitet deutsche Unterneh-
men bei ihrem Schritt in diese vielversprechenden, aber oft noch schwierigen Märkte, 
wie Dr. Christoph Rapp, Geschäftsführer der Praterkraftwerk GmbH und Ralf Bernhard 
(GIZ GmbH) betonten. 

Vor dem Hintergrund eines steigenden 
Energiebedarfs, hoher Energiepreise, ei-
ner niedrigen Elektrifizierungsrate, neuer 
Finanzierungsmöglichkeiten und einer 
wachsenden Aufmerksamkeit für Erneu-
erbare Energien stellen Entwicklungs- 
und Schwellenländer Zukunftsmärkte 
für die deutsche EE-Industrie dar. Im 
Auftrag des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie (BMWi) soll das 
PEP Unternehmenspartnerschaften zwi-
schen deutschen und lokalen Firmen 
fördern und sie langfristig in den ver-
schiedenen Phasen der Marktpositionie-
rung und Projektentwicklung begleiten. 

Das Programm unterstützt beim Transfer 
von Technologien und Know-how, för-
dert nachhaltige Marktstrukturen sowie 
die Verbreitung Erneuerbarer Energien 
und energieeffizienter Lösungen. „Es ist 
unser Anliegen, auch verstärkt Projekte 
in Afrika weiter mit Wasserkraft auszu-
bauen. Wir versuchen, den Markt strate-
gisch zu sondieren und vorzubereiten, um 
dann Referenzprojekte mit Leuchtturm- 
charakter zu entwickeln“, betonte Bernhard.

Die GIZ arbeitet in den drei Modulen 
Informationsvermittlung und Kontakt-
anbahnung, Referenzprojekte und Kom-
petenzentwicklung sowie Rahmen- 
bedingungen und Umfeldmanagement. 
Während das erste Modul Marktinfor-
mationen, Informationsveranstaltungen 
und Branchendialog in Deutschland, die 
fachliche Begleitung von Auslandshan-
delskammer-Geschäftsreisen in die Regi-
on und Informationsreisen für Einkäufer 
und Multiplikatoren nach Deutschland 
beinhaltet, geht es in Modul 2 zum Bei-
spiel um das Verfassen von Machbar-
keitsstudien sowie die Unterstützung bei 
der Entwicklung von Geschäftsmodellen 
und der Identifizierung von Finanzierungs-
quellen. Modul 3 umfasst schließlich die 

klassische Politikberatung, gefördert vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ).

Die Gesellschaft für Internationale Zu-
sammenarbeit führt das Projektentwick-
lungsprogramm im Zuge der Export- 
initiative Erneuerbare Energien (EEE) des 
BMWi durch. Aktuell konzentrieren sich 
die Aktivitäten unter anderem auf Tansa-
nia in Subsahara Afrika. Mit rund 50 
Millionen Einwohnern ist Tansania laut 
Christoph Rapp eines der bevölkerungs-
reichsten Länder in Afrika südlich der 
Sahara. Seit seiner Unabhängigkeit im 
Jahr 1961 hat sich das Land friedlich und 
politisch weitgehend stabil entwickelt.

Etwa 25 bis 30 Prozent des Landes sind 
elektrifiziert, ländliche Gebiete weniger 
als 20 Prozent. Die installierte Kraft-
werksleistung liegt bei 1.521 MW, die 
maximal abgerufene Leistung beträgt 
800 MW. Die installierte Wasserkraft- 
Leistung von sechs Anlagen beläuft sich 
auf insgesamt 561 MW. Der Strompreis 
liegt bei etwa 12 ct/kWh.

Wie Rapp betonte, sind Gelände und 
Gefälle im Südwesten Tansanias für die 
Wasserkraft ideal. Große Niederschlags-
mengen tun ein Übriges.

Eine Behörde (Rural Electrification 
Agency) konzentriert sich vollständig auf 
die ländliche Elektrifizierung. Die Förde-
rung der Wasserkraft ist in der Regel 
staatlich festgelegt, bis 10 MW aber auch 
privat möglich. Wasserrechte werden für 
33, 66 oder 99 Jahre vergeben. Es existiert 
eine auf 25 Jahre garantierte Einspeise-
vergütung. Die Tarife werden jährlich 

angepasst. Seit 2016 ist der Tarif an den 
US-Dollar gekoppelt.

Exemplarisch verwies Christoph Rapp 
auf Wasserkraftanlagen an den Standor-
ten Isigula, Lyamanzi, Mhanga-Isaga und 
Luswisi, von deren Projektstatus er sich 
an Ort und Stelle überzeugen konnte. 
Bereits genehmigt (Wasserrechte sind für 
66 Jahre vergeben) ist die Wasserkraftan-
lage Isigula mit einer Leistung von 760 
kW und einer Fallhöhe von 190 Metern. 
Der Durchfluss beträgt 0,5 m³/s, die 
Rohrleitung ist ca. 1.250 Meter lang, ein-
gesetzt wird eine Pelton-Turbine. Die 
Anlage ist realisierungsreif, allerdings ist 
die Fremdkapital-Finanzierung noch of-
fen. Das Material für den Netzanschluss 
wurde bereits geliefert, die Kosten hierfür 
trägt die Rural Electrification Agency.

Ebenso genehmigt ist der Standort Lya-
manzi mit einer Leistung von 8 MW und 
einer Fallhöhe von 130 Metern. Der 
Durchfluss beläuft sich auf 8 m³/s, die 
Rohrleitung ist ca. 2.000 Meter lang. An-
getrieben wird die Anlage durch eine 
Francis-Turbine. Die Gesamtausführung 
ist noch in Planung, gesucht wird ein 
Projektpartner. 

Eine Machbarkeitsstudie wird derzeit für 
das Wasserkraftwerk Mhanga-Isaga mit ei-
ner Leistung von 10+6 MW und einer Fall- 
höhe von 660 bzw. 680 Metern erstellt. 
Der Durchfluss beträgt 2,1 bzw. 1,1 m³/s, 
angetrieben wird die Anlage von Pel-
ton-Turbinen. Zuwegung und Rohrlei-
tung sind Rapp zufolge herausfordernde 
Komponenten. Gesucht werden auch hier 
Projektpartner. 

Aktivitäten  
in Tansania

Suche nach  
einem Projektpartner

Dr. Christoph Rapp, Ralf Bernhard (v.l.)
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Strom aus Wasserkraft: 
Garant der Versorgungssicherheit

Die 21 VERBUND-Wasserkraftwerke am Inn 
sind zuverlässige Dauerläufer. Sie decken rund 
20 % des Stromverbrauchs privater Haushalte 
in Bayern. Sie sind damit das stabile Rückgrat 
für eine zuverlässige, leistbare und vor allem 
saubere Stromerzeugung.

Partnerin von Wind und Sonne
Die Wasserkraft zeichnet sich durch ihre Be-
rechenbarkeit aus. Das macht sie zur verlässli-
chen Garantin der Versorgungssicherheit und 
zur idealen Partnerin von Stromerzeugung aus 
Wind und Sonne. Denn die Wasserkraft liefert 
nicht nur Grundlast. Dank ihrer Vielseitigkeit 
hilft sie auch, Strom zu speichern und dann 
im Netz zur Verfügung zu stellen, wenn er 
gebraucht wird.

Wasserkraft hat Zukunft
Die Wasserkraft besitzt eine lange Tradition 
– und hat Zukunft. Denn ihre Leistungsfähig-
keit ist unübertroffen und für eine CO

2
-freie 

Stromzukunft unverzichtbar. So sehen auch die 
Wasserkraftziele des Freistaats Bayern ein Plus 
von 1 Mrd. Kilowattstunden Jahreserzeugung 
vor. VERBUND kann wichtige Beiträge zur 
Erreichung dieses Zieles leisten. Alleine die 
Erneuerung des Kraftwerks Töging wird mit 
jährlich 120 Mio. Kilowattstunden Strom zur 
Stärkung der Wasserkraft beitragen. Und das im 
Einklang mit dem 10-Punkte-Fahrplan für eine 
ökologische und naturverträgliche Wasser-
kraftnutzung ohne zusätzliche Belastung der 
Gewässerökologie.

Sauberer Strom
Die Wasserkraft steht wie keine andere Erzeu-
gungsform für effiziente und saubere Stromer-
zeugung – ohne Wasser zu verbrauchen.  
VERBUND plant in Summe rund 85 Mio. Euro 
in die weitere Optimierung der Vereinbarkeit 
von Wasserkraftnutzung und Natur zu investie-
ren. Das bedeutet auch, Lebensräume zurück-
zugeben, die in der 200 Jahre zurückreichenden 
Geschichte der Flussverbauung verlorengegan-
gen sind. Denn Landgewinnung, Schiffbarkeit 
und Grenzziehungen haben Flüsse schon 
frühzeitig verändert. 

Für die Wasserkraftanlage Luswisi mit einer Leistung von 5 MW, 
einer Fallhöhe von 150 Metern, einem Durchfluss von 3,5 m³/s 
und einer ca. 1300 Meter langen Rohrleitung wird aktuell ebenfalls 
eine Machbarkeitsstudie erarbeitet. Bei der mit einer Francis-Tur-
bine angetriebenen Anlage stellt die Gründung der Rohrleitung 
eine Herausforderung dar. Projektpartner sind unbedingt er-
wünscht.

„Gefragt sind deutsches Engagement und Know-how“, unterstrich 
Rapp. Die GIZ unterstütze nach Kräften - egal ob es um den  
 
 
 

Verkauf von Anlagenteilen, den Einstieg in die Planungsphase oder 
um Projektbeteiligung bzw. Finanzierung gehe. Um die deutsche 
Wirtschaft stärker zu involvieren, sprich einen Dialog zwischen 
den Beteiligten vor Ort und deutschen Anlagenherstellern, 
Projektentwicklern und Financiers zu ermöglichen, soll im 
Herbst 2017 in Tansania nach dem Vorbild der German Solar 
Training Week eine German Hydro Training Week stattfinden. 
Rapp äußerte die Hoffnung, „dass wir diese große bayerische 
Wasserkraftexpertise, die über viele Dekaden aufgebaut wurde, 
auch in andere Länder bringen können“. 

Ralf Bernhard und Dr. Christoph Rapp  (v.l.)
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Marcus Teschke / Deutsche Kreditbank AG

Wasserkraft: Finanzierungen mit der Deutschen  
Kreditbank im Bayerischen Sparkassenverbund 
 

Die Deutsche Kreditbank AG (DKB) hat 
langjährige und umfassende Erfahrungen 
bei Finanzierungen von Erneuerbare- 
Energien-Projekten. Der Beleg: Ein Kre-
ditvolumen von 9,7 Mrd. Euro in diesem 
Bereich (Stand: 31.12.2016). Damit ge-
hört die Bank laut Marcus Teschke, Fach-
bereichsspezialist Erneuerbare Energien 
bei der DKB, zu den größten Finanzie-
rern der Energiewende in Deutschland. 
Seit mehr als 20 Jahren begleitet die 
100-prozentige Tochter der BayernLB 
ihre Kunden bei Investitionen in erneu-
erbare Energien. Ein Schwerpunkt der 
DKB, die bundesweit inzwischen zu den 
25 größten Banken gehört, liegt auf der 
Bereitstellung von günstigen Krediten. 
Über 80 % ihrer Bilanzsumme in Höhe 
von 73 Mrd. Euro (Stand 31.12.2016) 
setzt sie für Kredite ein. 

Im Bundesland Bayern besteht eine Ver-
bundpartnerschaft zu den bayerischen 
Sparkassen. Dortige Finanzierungen be-
gleitet die DKB grundsätzlich in Abstim-
mung und im Schulterschluss mit den 
regionalen Sparkassen. So werden regio-
nale und fachliche Expertise optimal ver-
bunden und genutzt.

Für die DKB hat das Thema „Nachhal-
tigkeit“ einen hohen Stellenwert. Bereits 
seit 1996 finanziert sie Projekte, die sich 
mit nachhaltiger Energiegewinnung  
beschäftigen, z. B. in den Bereichen Wind- 
energie (Anteil am DKB-Gesamt-EE-Portfo-
lio 59 %), Solarenergie (30 %), Bioenergie 
(9 %) sowie Stromerzeugung durch Was-
serkraft (2 %). In den vergangenen 2 Jahr-
zehnten konnten mit Finanzierungen der 
DKB mehr als 4.650 Windkraft-, Solar- 
oder Biogasanlagen realisiert werden. Im 
Bereich der Wasserkraft betreut die Bank 
aktuell 6 Projekte mit einem Gesamtin-
vestitionsvolumen von 14 Mio. Euro und 
hat 12 Neuanfragen in Prüfung (GIK:  
40 Mio. Euro).

Teschke zufolge gibt es bei zahlreichen 
Projekten im Erneuerbaren Energie- 
Segment gerade in der Bevölkerung  
Klärungsbedarf. Viele Bürger hegten 
Ressentiments, „weswegen wir die Not-
wendigkeit sehen, der Bürgerbeteiligung 
bei Finanzierungen zunehmend eine tra-
gende Rolle zukommen zu lassen“. Vor 

diesem Hintergrund hat die DKB ein 
eigenes Kompetenzzentrum gebildet, um 
bei Finanzierungen mit Bürgerbeteili-
gungen beratend zur Seite zu stehen und 
sie punktgenau begleiten zu können.

Mögliche Finanzierungsansätze sind laut 
Teschke die bei der DKB größtenteils 
durchgeführte Projektfinanzierung sowie 
die Bonitätsfinanzierung. Bei der Pro-
jektfinanzierung handelt es sich um eine 
„Non recourse“-Finanzierung, d. h. eine 
Darlehensrückzahlung aus Projektcash-
flows. Die Prüfphase ist hier sehr viel 
umfassender als bei der Begleitung einer 
reinen Unternehmensfinanzierung; an 
Initiatoren und Projektbeteiligte werden 
hohe Anforderungen gestellt. Es besteht 
ein Sicherungszugriff auf das Gesamtpro-
jekt mit dem Ziel des Weiterbetriebs im 
sogenannten „worst case“. 

Im Wasserkraftbereich kommt eher die 
Bonitätsfinanzierung („Full recourse“- 
Finanzierung, Darlehensrückzahlung aus 
Unternehmenssubstanz) zur Anwendung, 
„da die Projekte hier letztlich sehr spezifisch 
gelagert sind und eine Projektfinanzierung 
durchaus an ihre Grenzen stößt“, 

Mehr Bürgerbeteiligung  
bei Finanzierungen

Ein aktuelles Finanzierungs-

projekt der DKB in der finalen 

Umsetzungsphase:   

Die Wasserkraftanlage in 

Öblitz (Saale) mit einer 

Nennleistung von rund  

900 kW. Die drei vertikalen 

Kaplanturbinen werden ab 

Herbst 2017 jährlich rund  

4,3 Mio. kWh Strom ins  

Netz einspeisen.
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erläuterte Teschke. Blicke man auf die Rahmendaten, so lägen die 
Vorteile einer Wasserkraftfinanzierung in der langjährigen Erfah-
rung der beteiligten Personen (Behörden, Industrie, Baugewerbe 
und Projektentwickler), der verlässlichen und langlebigen Technik 
(mehr als 30 Jahre Nutzungsdauer), der Vergütungssicherheit über 
das EEG und dem aktuell günstigen Marktzinsniveau. 

Ein Nachteil sei dagegen, dass Wasserkraftprojekte in der Regel 
extrem komplex sind. Bereits für den Planungszeitraum müssen 
mindestens 6 bis 7 Jahre berücksichtigt werden. Hinzu kom-
men ein hoher Genehmigungsaufwand (Stichwort Umwelt-
schutz) verbunden mit hohen Kosten, ein Ertragsrisiko aufgrund 
von Schwankungen im Wasserhaushalt und der Umstand, dass 
die Bautätigkeit mit ca. 60 % den Löwenanteil bei den Investi-
tionskosten ausmacht. Sowohl Investor als auch Bank haben 
hier einen großen Überwachungsaufwand zu leisten, damit die 
Kosten nicht aus dem Ruder laufen und gegebenenfalls recht-
zeitig nachjustiert werden kann. 

Vor dem Hintergrund langer Planungszeiträume, umfangrei-
cher Auflagen und komplexer Genehmigungsverfahren riet 
Teschke dazu, ein Kreditinstitut frühzeitig einzubinden, da sich 
im Projektverlauf oft noch diverse Änderungen ergäben (Inves-
titions-/Finanzierungsplan, Nachträge zu Werksverträgen etc.). 
„Ein Sparringspartner wie die DKB mit langjähriger Expertise“ 
könne hier mit geeigneten Lösungsansätzen aufwarten. 

Die Finanzierung von Wasserkraftprojekten mit der DKB erläu-
terte Teschke anhand eines aktuellen Beispiels: Beim Neubau 
einer Wasserkraftanlage mit einer elektrischen Nennleistung 
von maximal 900 kW lag die Bemessungsleistung unter 500 
kW, weshalb hier ein EEG-Vergütungssatz von 12,4 ct/kWh 
zum Tragen kam. Das Gesamtinvestment belief sich auf 8,1 
Mio. Euro, wobei der Anteil an Eigenkapital mit fast 40 % sehr 
hoch war. Die DKB hat in diesem Fall ein DKB-Ratendarlehen 
(sog. Hausbankdarlehen) angeboten. Die Finanzierungslaufzeit 
von 20 Jahren sowie eine Zinsfestschreibung über die gesamte 
Kreditlaufzeit sorgen u. a. für eine hohe Verlässlichkeit bei den 
Cashflows. Darüber hinaus offerierte die DKB eine Kapital-
dienstreserve für eventuell auftretende meteorologische Schwan-
kungen. Kommt der Kunde aus wettertechnischen Gründen in 
Schwierigkeiten, kann er auf diese Reserve zurückgreifen. In fi-
nanziell guten Jahren kann dann wieder angespart werden.

Teschke zufolge gibt es am Markt zahlreiche Banken, die von 
einer Wasserkraftfinanzierung absehen. Die DKB begleitet die-
ses Segment seit Jahren aus Überzeugung, will es sogar noch 
weiter ausbauen. Mit ihrer langjährigen Erfahrung mit EE- 
Finanzierungen, attraktiven Konditionen bei Laufzeiten und 
Zinsbindungen, einem Kompetenzzentrum mit eigenen Tech-
nikern und Ingenieuren sowie projektindividueller Finanzie-
rung und Besicherung ist die Bank guter Dinge, auch künftig 
als kompetenter Partner zur Verfügung zu stehen. 

DIE ZUKUNFT
AUFBAUEN
Eine Ausbildung in den 
Unternehmen der bayerischen 
Bauindustrie ist interessant und 
bietet viele Aufstiegsmöglichkeiten.

www.bauindustrie-bayern.de

Großer Überwachungsaufwand  
für Investor und Bank

Deutsche Kreditbank  
als kompetenter Partner
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Georg Loy / VERBUND-Innkraftwerke GmbH

Das Eckpunktepapier in Bayern und dessen 
positive Wirkung für die Umwelt am Inn

Der Freistaat Bayern hat 2006 mit den großen bayerischen Wasserkraftunternehmen eine Eckpunktevereinbarung für eine 
nachhaltige Wasserkraftnutzung an staatlichen Gewässern geschlossen. Mit dem Eckpunktepapier sollen die Belange der 
Wasserwirtschaft, des Naturschutzes sowie der bayerischen Klima- und Energiepolitik beim Betrieb der Wasserkraftwerke in 
Bayern umgesetzt werden, erläuterte Projektleiter Georg Loy. Den Wasserkraftbetreibern obliegt dabei die Erarbeitung eines 
ökologischen Durchgängigkeitskonzepts und die Ermittlung des Ausbaupotenzials.

Die Herstellung der Fischdurchgängigkeit, 
Gewässerstrukturmaßnahmen sowie die 
Grundlagenforschung zur Fischpopulation 
finden ihre Finanzierung zu 100 % durch 
den VERBUND als Zusage zu Vereinba-
rungen mit dem Freistaat Bayern, die den 
Rahmen und Umsetzungszeiträume fest-
legt und damit auch die gesetzlichen 
Forderungen der EU-Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL) umsetzt.

Die VERBUND Innkraftwerke GmbH 
betreibt 14 Laufwasserkraftwerke am 
bayerischen Inn mit einer Turbinenleis-
tung von 317 Megawatt. Die jährliche 
Erzeugung beträgt rund 1,9 Milliarden 
Kilowattstunden, das entspricht dem Be-
darf von rund 500.000 Haushalten. In 
Betrieb und Instandhaltung werden 15 
bis 20 Mio. Euro pro Jahr investiert. An 
den Grenzstrecken des Inn und der Do-
nau finden sich 8 Wasserkraftwerke, die 
von der Grenzkraftwerke GmbH betrie-
ben werden. Hier belaufen sich die jähr-
lichen Kosten auf 9 bis 14 Mio. Euro.

Mit Blick auf den Status aktueller Projek-
te verwies Loy zunächst auf die geplante 
Modernisierung des Wasserkraftwerks 
Töging (Inbetriebnahme 1924), das ei-
nen Neubau des Krafthauses in Töging 
bzw. der Wehranlage in Jettenbach vor-
sieht. Durch eine Stauzielerhöhung von 
70 cm beim Wehr Jettenbach und eine 
Erhöhung der Ausbauwassermenge um 
bis zu 70 m³/s sowie dem Einbau von 
drei Kaplanturbinen ist eine zusätzliche 
jährliche Stromerzeugung von 120 GWh 
möglich. Die Dämme und Deiche im 
Stauraum und die Abdichtung im Innka-
nal  werden daher entsprechend ange-
passt. Nach Loys Einschätzung ist eine 
Realisierung des Projekts „auch aufgrund 
der Aufwertung des Bestandes hoch“.

Zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich 
sei dagegen eine Einschätzung zu den 
geplanten Projekten an der Grenzstrecke 
der Unteren Salzach. Gleiches gilt für 
den Energiespeicher Riedl, der sich im 
Genehmigungsverfahren befindet. Grund 
seien die aktuellen politischen Rahmen-
bedingungen. Sowohl beim Freilassinger 
Becken als auch beim Tittmoninger Be-
cken stehe eine Kombination aus fluss-
baulicher Sanierung und Energienutzung 
im Fokus. Dadurch sei eine zusätzliche 
Stromerzeugung von jeweils 90 GWh/a 
(davon 45 GWh/a bayerischer Anteil) 
realistisch. 

Nicht gegeben ist die Wirtschaftlichkeit 
von Stauzielerhöhungen und Maßnah-
men zur Effizienzsteigerung an den be-
stehenden Kraftwerken am bayerischen 
Inn bzw. am Grenz-Inn. Gleiches gilt für 
das Triebwerk Teufelsbruck.

Loy zufolge ist am bayerischen Inn und 
an der Grenzstrecke der Salzach (bayeri-
scher 50 %-Anteil) eine Mehrerzeugung 
von rund jährlich 310 GWh an Laufwasser- 
kraft bis 2021 möglich. Dies entspricht 
30 % des Ausbauzieles von zusätzlichen 
1.000 GWh pro Jahr gemäß dem Ziel-
wert für die Wasserkraft im Rahmen des 
bayerischen Energiedialogs. Zusätzlich 
könnte der Energiespeicher Riedl mit ei-
ner Leistung von 300 MW den geplan-

ten Ausbau der Energieträger Wind und 
Sonne unterstützen. 

Die VERBUND Innkraftwerke GmbH 
setzt im Rahmen ihrer Aufgaben als Was-
serkraftbetreiber umfangreiche ökologi-
sche Verbesserungen in den Staugebieten 
an den Kraftwerksstandorten am Inn 
um. „Was für das ungeschulte Auge wie 
ein unberührtes Naturparadies aussieht, 
ließ bei den durchgeführten ökologi-
schen Untersuchungen zur Entwicklung 
von Maßnahmen deutliche Defizite für 
Fischarten, Watvögel und Pflanzen der 
Ufer- und Schlammfluren erkennen“, 
informierte Loy. Dies war der Startpunkt 
für ein umfangreiches Maßnahmenpa-
ket, um die Lage insgesamt zu verbessern. 
Die daraus resultierenden Renaturie-
rungsarbeiten am Inn umfassen unter 
anderem Entlandungen, Anbindungen 
von Altwässern und auch neuen Ufer- 
und Altwasserstrukturen, die Schaffung 
von Brutinseln für seltene Vögel und von 
Laichplätzen für Fische und Amphibien 
sowie die ökologische Durchgängigkeit 
(Fischwanderhilfen).

Mit Strukturen in der Aue und im Ge-
wässer werden direkt die relevanten Ar-
ten gefördert und der Erhalt und Schutz 
der Fischpopulation erreicht. Das Öko- 
system Flussaue profitiert durch Prozesse, 
Funktion und Veränderung. „Durch Ge-
wässerstrukturen für alle Altersstadien 
fördern wir die Arten direkt und reduzie-
ren die Notwendigkeit der auf- und ab-
wärtsgerichteten Wanderung. Neben der 
Fischpopulation profitiert das Gesamt-
ökosystem Flussaue durch Rohboden- 
standorte, Nahrung (Prädatoren), Auen- 
anbindung und laufende Veränderungen 
in einem sonst monotonem System. Auch 
die reine Mehrung der Biomasse durch 
Ubiquisten fördert seltene Arten durch  
reduzierten Fraßdruck“, so Loy. 

Mögliche Mehrerzeugung

Wasserkraftwerk Töging: 
Aktueller Status

Umfangreiche  
ökologische Verbesserungen 
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Das neue Wasserrecht in Bayern
Loseblattwerk mit kostenpfl ichtigen 
Ergänzungs lieferungen, etwa 6460 Seiten,
Grundwerkpreis € 168,– einschl. 4 Ordnern

Die erste Ergänzungslieferung innerhalb 
von 3 Monaten nach Erwerb des Grund-
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in Bayern
Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 
Kommentare mit Vorschriften-
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und Landesrecht

Loseblattwerk, etwa 6460 Seiten, 
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      Verbraucher*
* Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein Rechtsge-
schäft zu einem Zwecke abschließt, der überwiegend weder 
ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätig-
keit zugerechnet werden kann (§ 13 BGB). Wenn Sie Verbrau-
cher sind, ist Ihre Bestellung noch nicht rechtsverbindlich. Wir 
senden Ihnen die Ware als unser verbindliches Angebot zu. 
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rung über Ihr Widerrufsrecht und zur Versandkosten- und 
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BESTELLUNG@BOORBERG.DE 
WWW.BOORBERG.DE

Nach seinen Ausführungen hat der Inn 
keine Langdistanzwanderer wie Lachs 
und Aal. Die Innfische suchen die Le-
bensraumbedingungen auf, die diese im 
Jahresverlauf für ihr Überleben, aber auch 
für die Fortpflanzung benötigen. Das Er-
reichen von Laichplätzen, Jungfisch– und 
Nahrungshabitaten und verschiedenste 
Lebensraumansprüche sowie Hochwasser- 
und Wintereinstände sind wesentlich.

Konzepte hierzu sind die Verbindung von 
Unterwasser nach Oberwasser, (Genaus-
tausch und Kompensationswanderung - 
besonders Jungfischstadien nach dem 
ersten Lebensjahr), die Vernetzung mit 
Seitengewässern und das Anbieten von 
Lebensraumkomponenten für alle Lebens- 
stadien, das Anbieten von Lebensraum im 
Fischpassgerinne und schließlich die Auf-
findbarkeit durch Gewässerstrukturen 
nahe an Wanderkorridor und Strömung.

Im DWA Merkblatt zur Durchgängigkeit 
wird Loy zufolge das Augenmerk auf Pa-
rameter zur Durchwanderbarkeit und des 
Ortes der Auffindbarkeit inklusive der 
sogenannten Leitströmung gerichtet. Na-
türliche oder naturnahe Gewässer erfül-
len fast nie diese Kriterien. Bei großen 
Flüssen mit Ausbaugraden größer als 200 
m³/s ist eine Leitströmung messbar auf 
den Nahbereich des Einstiegs des Fisch-
passes beschränkt. Die Turbulenzballen 
und Fließtiefen im Unterwasser der Was-
serkraftanlage gewährleisten nur sehr ein-
geschränkt die Erreichbarkeit im Bereich 
der Turbinenauslässe für alle Größen- 
klassen und Arten. Jede Wasserkraftanlage 
mit den jeweiligen geometrischen Rand-
bedingungen erfordert demzufolge spezi-
ell angepasste Lösungen.

Die Auffindbarkeit wird durch vorge- 
lagerte Gewässerstrukturen und Rück-
zugsbereiche erhöht. Die Strömung des 
Fischpasses ist in diesem Bereich klar 
wahrnehmbar. Im Fischpass - wie bereits 
u. a. in Feldkirchen, Gars, Teufelsbruck, 
Stammham und Perach geschehen - sind 
möglichst viele Gewässerstrukturen her-
zustellen, die im Hauptfluss nicht mehr 
vorhanden sind und somit ein Mangelha-
bitat darstellen. Diese können so als Lie-
ferhabitat, aber auch als wesentliche 
Lebensraumkomponente dienen.

Auenwald, Damm, Bäche und Wiesenflä-
chen sind die Lebensräume vieler Arten 

nahe dem Inn und dem Kraftwerk Ering- 
Frauenstein. Diese Gebiete sollen weitest-
gehend geschützt bleiben, um so die Le-
bensqualität für den Tierbestand zu opti- 
mieren. Projektziele sind die umfassende 
Wiederherstellung der flussauf gerichteten 
Durchgängigkeit am Innkraftwerk, die 
Stärkung der Fischpopulationendurch 
Lebensraummaßnahmen sowie die Ent-
wicklung dynamischer Fluss- und Auen-
lebensräume. Hierzu soll eine dynamisch 
dotierte Fischaufstiegsanlage mit gewäs-
sertypischem Fließgewässercharakter er-
richtet und die ausgedeichte Eringer 
dynamisiert und vernetzt werden. Zudem 
ist eine Stauwurzelstrukturierung im 
Unterwasser mit Insel-Nebenarmsystem, 
Flachufern und Altarmstrukturen geplant. 

Das Bauvorhaben soll voraussichtlich im 
Herbst 2017 starten und dauert vermutlich 
rund eineinhalb Jahre. 

Loys Fazit: „Jeder am Gewässer muss  
seiner Aufgabe und Verantwortung zur 
Erreichung der EU-WRRL-Ziele nach- 
kommen. Für den Raum ist ein Optimum, 
aber auch eine Priorisierung zu finden. Die 
Eckpunktevereinbarung hat wesentlich 
zur Herstellung der Durchgängigkeit und 
zu Renaturierungsanstrengungen geführt. 
Habitat- und Gewässerstrukturen sind aus 
unserer Sicht wesentlich für den Erhalt des 
Systems. Der Erhalt der Flussaue mit den 
vielschichtigen Lebensräumen wird derzeit 
nicht in der EU–Wasserrahmenrichtlinie 
in ihrer Funktion gewürdigt.“ 

DWA Merkblatt 
zur Durchgängigkeit
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Hochkarätige Podiumsdiskussion

Vorfahrt für die Wasserkraft! 
 Im Rahmen einer von GZ-Verlegerin Anne-Marie von Hassel moderierten Podiumsdiskussion mit den Teilnehmern Ministeri-

alrat Gregor Overhoff (Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz), Dr. Albrecht Schleich (RMD AG), 
Prof. Dr.-Ing. Frank Pöhler (BEW GmbH), Detlef Fischer (VBEW e.V.) und Dipl.-Ing. Johannes Schnell (Landesfischereiverband 
Bayern) wurden Ausbaumöglichkeiten und ökologische Werthaltigkeit der grundlastfähigen, CO2-freien und im Höchstmaß 
nachhaltigen Energiequelle erörtert. Daneben spielten die Themen Natur-, Klima- und Umweltschutz sowie das kommunika-
tive Umfeld eine wichtige Rolle. 

„Bayern ist das Wasserkraftland Nummer eins in Deutschland“, 
konstatierte Ministerialrat Gregor Overhoff (Bayerisches Staatsmi-
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz). Knapp 60 Prozent 
der Wasserkraftanlagen Deutschlands befinden sich im Freistaat. 
Rund 14 Prozent des gesamten Stroms werden dort von etwa 4.200 
Wasserkraftanlagen erzeugt. Unter den erneuerbaren Energien in 
Bayern nimmt die Wasserkraft mit Abstand die Top-Position ein, 
gefolgt von Photovoltaik und Biomasse. Das Land konnte sich bis 
in die Mitte des 20. Jahrhunderts ausschließlich mit heimischem 
Wasserkraftstrom versorgen. „Wasserkraft ist ein unverzichtbarer 
Baustein im Energiemix“, so Overhoff. 

Bereits 2006 habe die Bayerische Staatsregierung mit den großen 
Wasserkraftbetreibern eine Vereinbarung über Eckpunkte der 
nachhaltigen Wasserkraftnutzung geschlossen. Dieses Konzept  
diene insbesondere der kohärenten Umsetzung einer mit den  
unterschiedlichen Zielen und Belangen der Wasserwirtschaft, 
des Naturschutzes sowie der bayerischen Klimaschutz- und Ener-
giepolitik abgestimmten nachhaltigen Wasserkraftnutzung, soweit 
es den Bau und Betrieb von Wasserkraftanlagen betrifft. Auch die-
jenigen, die der Wasserkraft skeptisch gegenüberstehen, könnten 
nicht verhehlen, „dass hier gute Dinge entstanden sind“, so Over-
hoff. Es habe sich gezeigt: Ökonomie und Ökologie müssen keine 
Gegensätze sein. 

Sein Ministerium habe nach der Fukushima-Katastrophe einen 
10-Punkte-Fahrplan für eine ökologische und naturverträgliche 
Wasserkraftnutzung vorgelegt. Demnach soll bis zum Jahr 2021 die 
Wasserkraft rund 17 % des bayerischen Stromverbrauchs decken. 
Dazu sollen die noch vorhandenen Potenziale zur Wasserkraftnut-
zung verstärkt genutzt und umweltverträglich ausgebaut werden. 

Anhand von Pilotanlagen soll laut Overhoff der Nachweis er-
bracht werden, dass fischverträglichere Technik möglich ist. 
Bedauerlicherweise sei die Umsetzung verbunden mit einem 
deutlichen Zeitverzug sowie zahlreichen Widerständen vor Ort, 
die man so nicht erwartet habe.

„Tatsache ist: Die Energiewende hängt“, betonte Dr. Albrecht 
Schleich (RMD AG). Es stellten sich Fragen nach der Zuverlässig-
keit der Energieversorgung und der Wirtschaftlichkeit. In diesem 
Zusammenhang forderte Schleich die Politik auf, „einen konzent-
rierten Blick“ auf die Wasserkraft als importunabhängige, zuverläs-
sige, flexible und steuerbare Energiequelle zu werfen.

Bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien (Brut-
to-Stromerzeugung) im Freistaat leiste die Wasserkraft mit über 
30 Prozent den Spitzenanteil. Diese Zahl erwecke jedoch einen 
„viel zu geringen Eindruck“ von der Bedeutung dieser wertvol-
len Energiequelle, unterstrich Schleich, der auch darauf hin-
wies, dass aktuell drei Viertel der Wasserkraftstromerzeugung 
aus Bayern nicht EEG-gefördert ist. Die aktuellen Vergütungs-
sätze im EEG reichten nicht aus, um die Forderungen der öko-
logischen Durchgängigkeit (z. B. Fischtreppen) umzusetzen. 
„Wir als überzeugte Vertreter der Wasserkraft sind deshalb jetzt 
unterwegs, Werbung für dieses Juwel im Energiemix zu ma-
chen“, betonte der RMD-Vorstand. Der Politik im fernen Ber-
lin müsse klargemacht werden, „dass 80 Prozent der bundesweit 
installierten Wasserkraftleistung zwar in Bayern und Ba-
den-Württemberg anzutreffen sind, diese Bundesländer somit 
aber einen nicht unerheblichen Beitrag für das energetische 
Gesamtsystem leisten“.

„Es gibt derzeit leider keine Stromerzeugungsform ohne negati-
ve Begleiterscheinungen, weder bei den neuen regenerativen 
Energien wie z.B. Wind und Photovoltaik, noch bei der   

Ökonomie und Ökologie 
sind keine Gegensätze
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traditionellen Wasserkraft“, machte Schleich deutlich. Um diese 
Begleiteffekte, die sich vor allem in der Beeinträchtigung der 
Durchgängigkeit der Flüsse zeigt, zu minimieren, investierten 
die Wasserkraftunternehmen kontinuierlich Millionensum-
men, um die ökologische Durchgängigkeit der bayerischen 
Flüsse herzustellen. Sie folgten damit den Vorgaben der Euro- 
päischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und des Deutschen 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). 

Zu den ökologischen Verbesserungsmaßnahmen zählten der 
Bau von Fischtreppen und Umgehungsgewässern, die Anlage 
fischfreundlicher Gewässerzonen innerhalb der Stauhaltungen, 
die Schaffung neuer Laichplätze und Lebensräume für Flora 
und Fauna in den Flusslandschaften sowie die Stabilisierung der 
Grundwasserstände. So hätten sich im Rahmen der Wasser-
kraftnutzung an den Flussläufen wertvolle Erholungsräume für 
die Menschen und bedeutende Lebensräume für Tiere und 
Pflanzen sowie wertvolle Revitalisierungsräume in Auenland-
schaften gebildet.

Prof. Dr. Frank Pöhler (BEW GmbH) zufolge „leben wir in ei-
ner Gesellschaft, in der verschiedene Interessen unter einen Hut 
gebracht werden müssen“. Unbedingt erforderlich sei es, den 
Draht zu den einzelnen Stakeholdern nicht zu verlieren. Es  
gelte, Interessenskonflikten rechtzeitig zu begegnen und nach 
gemeinsamen Lösungen zu suchen. Pöhler vertrat die Überzeu-
gung, „dass nur ein Mehr an Miteinander uns weiterbringt und 
nicht ewige Streitereien“.

Aus energiewirtschaftlicher Sicht (Ausbau der erneuerbaren 
Energieträger bei gleichzeitiger Abnahme der konventionellen 
Kraftwerksleistung) werden mittelfristig Speicherkapazitäten im 
Netz zunehmend erforderlich. Pumpspeicherkraftwerke (PSK) 
sind laut Pöhler derzeit die alleinige, halbwegs bezahlbare groß-
technische Speicheroption. Sie stellten ideale Partner für eine 
wirtschaftliche Gestaltung der Energiewende dar. In Deutsch-
land gibt es aktuell 30 Pumpspeicherkraftwerke mit einer Kapa-
zität von rund 40 GWh Stromspeicher. Diese Technologie, die 
einen hohen Beitrag zur Netzstabilisierung leiste, müsse weiter-
entwickelt werden. 

Zwar seien Standorte vorhanden, wo PSK zugebaut werden 
könnten, jedoch fehlen aus  Sicht des BEW-Geschäftsführers 
Investitionsanreize. Hinzu kämen örtliche Ressentiments auf-
grund von Eingriffen in die Landschaft.
  
Auf dem Vormarsch seien Batteriespeicher, „doch auch die gibt 
es nicht zum Nulltarif“, bemerkte Pöhler. Gleiches gelte für die 
Elektromobilität, auf die weltweit große Hoffnungen gesetzt 
werden. „Würden wir jetzt alle aufgelegten Programme umset-
zen, kämen wir sehr schnell an Grenzen der Verfügbarkeit“, so der 
Professor. E-Mobility löse jedenfalls das Speicherproblem nicht. 

„Wir versuchen, mit der Wasserkraft partnerschaftlich zusam-
menzuarbeiten“, hob Dipl.-Ing. Johannes Schnell (Landesfi-
schereiverband Bayern), hervor. Dass unterschiedliche Interessen 
im Dialog sehr wohl in Einklang zu bringen sind, zeige die  
Illerstrategie 2020, deren Ziel es ist, die Gewässerökologie ge-
meinsam mit der Stromerzeugung aus Wasserkraft zu verbessern. 

Die Bayerischen Elektrizitätswerke und ansässige Fischereiverei-
ne entwickelten hierzu ein Fischschutzkonzept mit einem wohl 
europaweit einzigartigen Fischzählbecken. 

Auch Landesfischereiverband und VBEW hätten regelmäßig 
Kontakt, um Fragestellungen zu beraten und gemeinsam lösungs-
orientierte Ansätze für bestimmte Probleme zu finden, erklärte 
der stellvertretende Geschäftsführer. „Hier sind wir auf einem 
ganz guten Weg. Was uns allerdings stört, ist die fehlende Kom-
munikation in einigen Bereichen“, räumte Schnell ein. Gerade 
im Kleinwasserkraftsektor herrsche bei Neu- oder Umbaumaß-
nahmen „wenig Transparenz“. Nicht selten erfahre man auf Um-
wegen von Vorhaben, die aus naturschutzfachlicher oder fisch- 
ökologischer Sicht kritisch zu sehen sind. „Deshalb unser Ange-
bot: Je frühzeitiger man die organisierte Fischerei miteinbindet, 
umso weniger Widerstände gibt es später und die Rechtskeule 
muss nicht geschwungen werden.“ 

„Mehr Fokus auf Bestandsanlagen“ lautete ein weiterer Wunsch 
des LFV Bayern-Repräsentanten. Hier müsse Wissen generiert 
werden. Dies sei auch der Tenor beim „Forum Fischschutz und 
Fischabstieg“ tags zuvor in Dessau gewesen, wo dem Wunsch 
nach fachlicher Vertiefung Rechnung getragen wurde.

„Eigentlich sind die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die 
Energiewende perfekt“, hob  Detlef Fischer (VBEW e.V.) her-
vor – Stichwort Investitionssicherheit über 20 Jahre. Deutsch-
land sei aber dem Pariser Klimaabkommen beigetreten, „will 
heißen: Deutschland muss bis 2050 komplett klimaneutral 
wirtschaften.“ Vor diesem Hintergrund müsste die Energiewende 
„extrem beschleunigt werden“. Jegliches momentane Handeln 
sei zu hinterfragen, unterstrich der Geschäftsführer. 

Zweifellos, so Fischer an die Adresse der Naturschutzverbände 
gerichtet, bedeute dies „eine ungeahnte Dimension von Inan-
spruchnahme der Landschaft“. Und dies in einem Land wie 
Bayern, „wo in der Vergangenheit für die Energieversorgung 
wenig Raum und Fläche in Anspruch genommen werden musste“. 
Windräder, die derzeit weniger als 1 % des Endenergieverbrau-
ches in Bayern decken, gebe es mittlerweile 1.200, viele davon 
in Oberfranken. „Wer wie ich hier aufgewachsen ist, erkennt die 
Landschaft nicht wieder, so Fischer. „Dies ist allerdings zu  
akzeptieren, wenn ich die Energiewende will.“  

Die nicht-volatile Wasserkraft hingegen, die bedarfsgerecht zur 
Verfügung steht, sei hervorragend in die Landschaft integrierbar. 
Stoße man jedoch ein Pumpspeicherkraftwerks-Projekt wie je-
nes am oberbayerischen Jochberg an, „bekommt man es mit 
bürgerkriegsähnlichen Zuständen zu tun“, stellte der VBEW- 
Repräsentant fest. Diese unterschiedliche Bewertung von Land-
schaften sei nicht hinnehmbar. „Da habe ich in der Tat ein Pro-
blem mit unseren NGOs“, betonte Fischer.

Letztlich müsse jede Region im Freistaat ihren Beitrag zur Ener-
giewende leisten. Schließlich habe die Staatsregierung ja auch die 
Energiewende „dahoam“ beschlossen, „das heißt Energiegewin-
nung komplett aus heimischer Fläche und Boden“. Mit Kon-
sensdialog freilich werde dieses Ziel nicht zu erreichen sein, 
mutmaßte Fischer.  

Immense Inanspruchnahme der Landschaft 
durch neue Erneuerbare Energiequellen

Kontakt zu den einzelnen 
Stakeholdern aufrechterhalten
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Thomas Liepold / Bayerische Landeskraftwerke GmbH

Die Ökokraftwerke Baierbrunn und Eixendorf II – 
Innovative Wasserkrafttechnik im Test 

Die Bayerische Landeskraftwerke GmbH mit Sitz in Nürnberg erzeugt erneuerbare elekt-
rische Energie aus Wasserkraft. An den staatlichen Talsperren in Bayern und am Main- 
Donau-Kanal betreibt sie 18 konventionelle Kraftwerke. Als Folge des Ausstiegs aus der 
Atomkraft hat das Unternehmen zusätzlich die Aufgabe erhalten, durch Vorzeigeprojekte 
die breite Anwendung innovativer naturverträglicher Wasserkraftwerkstechnik zu unter-
stützen. Dazu wurden bisher drei Anlagen errichtet, die 2016 und 2017 in Betrieb gingen. 
Weitere Anlagen sind nach Angaben von Geschäftsführer Thomas Liepold in Planung.

Diese 21 Kraftwerke sollen richtungsweisend für die künfti-
ge, ökologisch vertretbare Nutzung der Kleinwasserkraft 
sein und leisten damit einen Beitrag zur Energiewende in 
Bayern. Insgesamt erzeugen sie im Mittel jährlich 55 Millio-
nen Kilowattstunden Strom.

Öko-Wasserkraftanlagen minimieren die Auswirkungen der 
Wasserkraftnutzung auf das Gewässer. Kennzeichen sind:

• Durchgängigkeit für aquatische Lebewesen  
(im wesentlichen Fische) nach Ober- und Unterwasser 

• Feinrechen vor der Turbine in Verbindung mit einem 
Fischabstieg mit Leiteinrichtungen 

• Turbinentechnik, die eine weitgehend schadlose 
Wanderung durch die Turbine ermöglicht

• Fischaufstieg als technische oder naturnahe Anlage
• Durchgängigkeit für Geschiebe im Kraftwerksbereich.

Bei der Gemeinde Baierbrunn, südlich von München, fließt 
das Wasser der Isar in den linksseitigen Isarwerkkanal. Fünf 
Kraftwerke entlang des Kanals nutzen die Wasserkraft, bevor 
der Kanal nach ca. 12 km wieder in die Isar mündet. Um einen 
Mindestabfluss in der Isar zu erhalten, werden am Abzweig 
zum Isarwerkkanal über ein Wehr im Jahresmittel 12 m³/s 
Wasser in den Fluss abgegeben. Das Kraftwerk Baierbrunn 
nutzt diese Restwasserabgabe und die Fallhöhe am Wehr zur 
Erzeugung elektrischer Energie. 

Um künftig an dieser Stelle das Wasser nicht ungenützt über 
die 4,40 Meter Höhenunterschied in die Isar fließen zu lassen, 
wurde eine hochmoderne „Very Low Head“-Turbine einge-
baut, die sich für niedrige Fallhöhen (1.5 m – 3.0 m) und Aus-
bau-Wassermengen von 8 bis 30 m³/s. eignet. Das große 
Laufrad wird schräg abwärts zum Fluss montiert. Die geringe 
Drehzahl der Turbine (20 – 30 Umdrehungen pro Minute) 
macht ein aufwändiges Bauwerk unnötig und senkt dazu die 
Fischsterblichkeit auf unter 5 %. Die Rotorblätter des Lauf-
wasserkraftwerks ähneln denen einer Kaplanturbine. 

Die Turbine besteht aus einem regulierbaren Laufrad und star-
rem Leitapparat. Der Generator mit Permanentmagneten ist mit 
der Turbineneinheit ohne Getriebe direkt gekoppelt und erlaubt 
variable Drehzahlen. Im Bedarfsfall kann die gesamte Turbine 
nach oben aus dem Wasser geschwenkt werden, um etwa den 
naturähnlichen Weitertransport von Kies zu ermöglichen.

Das mit dieser besonders umweltfreundlichen Turbinentech-
nologie ausgestattete Kleinwasserkraftwerk wird jährlich rund 
1,8 Millionen Kilowattstunden Strom ohne Emissionen nur 
aus der Kraft der Isar erzeugen. 

In Baierbrunn gehört es auch zu den gemeinsamen Projektzie-
len, die Isar für Wasserlebewesen wieder passierbar zu machen. 
Dazu werden zwei unterschiedliche Bauwerke das bestehende 
Wehr ergänzen: Eine sogenannte Raue Rampe und ein Rauge-
rinne-Beckenpass. Das Projekt wird mit einem umfangreichen 
Fischmonitoring vom Landesamt für Umwelt und der Techni-
schen Universität München begleitet. 

Die Raue Rampe ist eine schräge Fläche mit ca. 40 m Breite 
und ca. 115 m Länge. Diese macht es durch eine ausgeklügelte 
Struktur mit verschieden großen Wasserbausteinen möglich, 
dass insbesondere Fische den Höhenunterschied des Wehres 
überwinden können. Zudem ergänzt ein Raugerinne-Becken-
pass die Durchgängigkeit. Durch eine terrassenförmige Anord-
nung von einzelnen Becken macht auch dieser den 
Höhenunterschied für Fische passierbar. 

Bei beiden Wanderkorridoren sind Wassermenge, Höhenun-
terschiede und Schlitzweite wichtige Parameter für die Einstel-
lung und letztlich die Funktionstüchtigkeit der Anlage. Die 
Raue Rampe wird mit bis zu 4,2 Kubikmetern Wasser pro Se-
kunde beaufschlagt, der Beckenpass mit 0,5 Kubikmetern pro 
Sekunde dotiert. Durch diese Maßnahmen werden die Anfor-
derungen der europäischen Wasserrahmenrichtlinie umgesetzt und 
die Isar um weitere 19 Kilometer für Wasserlebewesen durchgängig.

Betreiber des 5,5-Millionen-Euro-Projekts ist die eigens ge-
gründete Wasserkraft Baierbrunn GmbH, als Gesellschafter 
fungieren zu gleichen Teilen die Bayernwerk Natur GmbH 
und die Bayerische Landeskraftwerke GmbH.

Durch die starken Wasserspiegelschwankungen in der Talsper-
re Eixendorf in Neunburg vorm Wald (Landkreis Schwandorf ) 
kam es immer wieder zu Sicht- und Geruchsbelästigungen im 
Stauwurzelbereich. Etwa 15 Jahre nach Fertigstellung der Tal-
sperre wurde deshalb eine Vorsperre errichtet, die den Wasser-
spiegel im Stauwurzelbereich konstant hält. Der bisher über 
die Betonstaumauer fließende Zulauf der Schwarzach treibt 
jetzt die Kaplanrohrturbine eines sog. Beweglichen Wasser-
kraftwerks der Fa. HSI Hydroengeneering/Trier an. 

Thomas Liepold 
Bayerische Landeskraftwerke GmbH
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Das bewegliche Wasserkraftwerk verfolgt 
beim Fischschutz das Fernhalten von der 
Turbine. Dies geschieht durch den vorge-
schalteten Rundbogenrechen mit 18 mm 
Stababstand, der über einen innen liegen-
den Rechenräumer freigehalten wird. So-
naraufnahmen belegen, dass die Fische 
sich vor dem Rechen frei bewegen kön-
nen. Ein Teil der Wasserführung läuft als 
Lockströmung über den Rücken des 
Kraftwerks ab. Fische können über diesen 
Weg ins Unterwasser gelangen. Das anfal-
lende Rechengut wird nicht entnommen, 
sondern durch Legen der Abschwemm-
klappe auf dem Rücken des Stahlkörpers 
ins Unterwasser weitergeleitet. Vor dem 
Kraftwerk verharrende Fische kommen so 
in den Genuss eines „Zwangsabstiegs“.

Der Synchrongenerator und die doppelt 
regulierte Kaplanturbine sind in einem 
wasserumströmten Gehäuse im Trieb-
werkskanal untergebracht. Da der Gene-
rator direkt auf der Turbinenwelle sitzt, 
entfallen die Übersetzungsverluste eines 
Getriebes. Im Normalzustand sitzt das 
Stahlgehäuse an der Gerinnesohle auf 
und ersetzt einen beweglichen Wehrver-
schluss. Bei größeren Abflüssen, einsetzen-
dem Geschiebetrieb oder Fischwanderung- 
en wird das Kraftwerk angehoben und gibt 
einen Abflussbereich unter dem Kraftwerk 
frei. Somit können bodennah wandernde 
Fische, das Geschiebe oder ein Teil des 
Hochwassers unter dem Kraftwerkskörper 
weitergeleitet werden.

Im Frühjahr und Herbst erfolgt durch das 
Landesamt für Umwelt gemeinsam mit 
der Technischen Universität München 
ein umfangreiches wissenschaftliches Mo-
nitoring, um genaue Erkenntnisse über 
potentielle Beeinträchtigungen der Fisch-
population zu gewinnen. Rund 30.000 
natürliche und eingesetzte Fische werden 
zu verschiedenen Terminen untersucht. 
Ziel des fischökologischen Untersu-
chungsprogrammes ist es, die Fischver-
träglichkeit in der Wasserkrafttechnik 
weiter zu verbessern.

Das neue Kraftwerk Eixendorf II verfügt 
über eine Leistung von 200 Kilowatt. Die 
Fallhöhe an der Vorsperre beträgt 5 Me-
ter, der Durchfluss in dem beweglichen 
Modell liegt bei 4,5 Kubikmeter pro Se-
kunde. Als „Jahresarbeit“ sind 0,7 Millio-
nen Kilowattstunden einkalkuliert. 

Bewegliches 
Wasserkraftwerk

Öko-Wasserkraftwerk	Baierbrunn:	Einstieg	Fischtreppe	
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Öko-Wasserkraftwerk Baierbrunn: 
Einstieg Fischtreppe
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Eines der vielversprechendsten Konzepte 
sind hierbei Fischaufstiegsschnecken kom-
biniert mit einer Wasserkraftschnecke, wie 
von der Rehart GmbH entwickelt. Wie 
Projektleiter Thomas Fuchs erläuterte, geht 
bei dieser, zum europäischen Patent ange-
meldeten Fischaufstiegsschnecke System 
Rehart/Strasser, keine Pflichtwassermenge 
ungenutzt verloren. Ein Teil des Wassers, 
das aus der Wasserkraftschnecke ausfließt, 
wird zur Erzeugung der Lockströmung ver-
wendet. Der Fisch kann frei motiviert in die 
FAS einschwimmen und wird ohne Kraft- 
anstrengung nach oben geleitet. Die FAS wird 
optimal an den Leitfisch angepasst. Dabei 
sind individuelle Einstellungen bei kons-
tanter Drehzahl möglich. Für schwimm-
schwache oder bodenorientierte Fische wurde 
eine spezielle Sohlanbindung entwickelt. 

Zwischen Wasserkraftschnecke und Fisch- 
aufstiegsschnecke besteht keine starre Ver-
bindung. Beide Bereiche sind frei einstell-
bar. Die Wasserkraftschnecke kann optimal 
betrieben werden, während die FAS der je-
weiligen Fischpopulation angepasst werden 
kann. Das Oberwasser wird im Einlaufbe-
reich so getrennt, dass eine Beruhigungszo-
ne zwischen Wasserkraftanlage und FAS 
entsteht. Dies verhindert, dass der aufge-
stiegene Fisch durch den Sog der Wasser-
kraftschnecke wieder abwärts geführt wird. 
Die Anpassung der Aus- und Einleitzonen 
geschieht nach den örtlichen Gegebenhei-
ten und wird individuell geplant. 

In einem Pilotprojekt am niederösterreichi-
schen Kraftwerk Pilsing testete die Rehart 
GmbH in Zusammenarbeit mit der Firma 
Strasser & Gruber Wasserkraft die Funkti-
onsweise der FAS. Während des Monito-
rings der Fischaufstiegsschnecke sind im 
Herbst 2014 und Frühjahr 2015 an 103 
Untersuchungstagen insgesamt 862 Fische 
aufgestiegen. Im Vergleichszeitraum sind 
am flussaufwärts gelegenen Beckenpass an  

97 Tagen 173 Fische ausgewandert. Insge-
samt konnten 18 Fischarten gemäß Fi-
schleitbild nachgewiesen werden, darunter 
alle vier Leitarten, 8 von 9 typischen Be-
gleitarten sowie 6 seltene Begleitarten. 

Im Zuge des Feldversuchs mit dem Leit-
fisch Huchen konnte der erfolgreiche Auf-
stieg von allen, insgesamt drei markierten 
Huchen in unterschiedlicher Größe nach-
gewiesen werden. Alle Fische waren verlet-
zungsfrei und zeigten auch am Ende der 
Versuchsreihe eine gute Kondition. Damit 
ist die volle Funktionsfähigkeit der FAS am 
Kraftwerk Pilsing gegeben. Als erste öster-
reichische Anlage ihrer Art ist sie wasser-
rechtlich bewilligt und kollaudiert.
 „Auf Basis umfassender Untersuchungen ist, 
bei sachgemäßem Betrieb, eine problemlose 
Passage der FAS des KW Lugitsch für alle 
Fischarten und Altersklassen sichergestellt.“ 
Mit diesem Satz endet der Bericht des Ingeni-
eurbüros Parthl zum Funktionsnachweis der 
Fischaufstiegsschnecke am Kraftwerk Lu-
gitsch an der österreichischen Raab. 

Besonderheit an dieser 2016 in Betrieb ge-
nommenen Anlage ist die Anordnung  
direkt neben einer bestehenden Turbinen- 
anlage. Mit einer Länge von 14,8 Metern 
überwindet die FAS dort einen Höhenunter-
schied von 5 Metern und bietet den Flussbe-
wohnern die Möglichkeit, die Querverbauung 
problemlos zu überwinden. Über die FAS 
sind an 27 Tagen insgesamt 1966 Fische auf-
gestiegen. 16 von 18 Fischarten konnten nach-
gewiesen werden, darunter alle 4 Leitarten 
(Schneider, Aitel, Laube, Nase).

Die Migrationskontrolle fand im April und 
Mai 2016 statt und bestätigt der FAS ne-
ben einem klassischen Laufwasserkraftwerk 
die volle Funktionsfähigkeit - sowohl quali-
tativ als auch quantitativ.

In Deutschland wurde im Sommer 2015 
die erste Fischaufstiegsschnecke feierlich 
eingeweiht. Die Anlage am Heckerwehr an 
der mittelfränkischen Roth besteht aus ei-
ner Wasserkraftschnecke, die mit einer 
Leistung von 74 kW etwa 180 4-Perso-
nen-Haushalte mit regenerativer Energie 
versorgt und einer FAS, die es nun erstmals 
auch deutschen Fischen erlaubt, bequem 
und ohne Anstrengung vom Unter- in den 
Oberlauf des Flusses zu gelangen. 

Bei der Konstruktion der FAS steht ein ver-
letzungsfreies Design an erster Stelle. So sind 
die Wendel innenliegend komplett mit dem 
rotierenden Rohr verschweißt. Zudem ist 
die Funktionsfähigkeit mit sehr niedriger 
Drehzahl (6 U/min.) gewährleistet. Ein ver-
letzungsfreier Aufstieg der Flussbewohner 
wurde bisher in allen Monitorings bestätigt. 

Für diese Anlage wird im Auftrag des Baye-
rischen Landesamts für Umwelt von der 
Technischen Universität München (Dr. rer. 
nat. Melanie Müller, Lehrstuhl für Aquati-
sche Systembiologie) ein dreijähriges unab-
hängiges Monitoring durchgeführt. Dabei 
wird der Fischabstieg durch die Wasser-
kraftschnecke und der Fischaufstieg durch 
die FAS untersucht. 

Fazit: Gewässerschutz und Klimaschutz ge-
hen Hand in Hand. Ziel der Bundesregie-
rung und der Länder ist es, eine Leis- 
tungssteigerung erneuerbarer Energien, ver-
bunden mit einer gewässerökologischen 
Verbesserung, zu erzielen. Durch die 
Fischaufstiegsschnecke  (FAS) System  
Rehart/Strasser wurde dieses Ansinnen er-
reicht. Aufgrund der Verbindung von 
Wasserkraftschnecke und Fischaufstiegs- 
schnecke ist ein verletzungsfreier Auf- und 
Abstieg (ökologische Verbesserung) mit zu-
sätzlicher Nutzung des Wassers zur Energie-
gewinnung gegeben, das für die Fischtreppe 
abzugeben wäre (Leistungssteigerung). 

Thomas Fuchs / Rehart GmbH

Kann die Fischaufstiegsschnecke die ökologische 
Durchgängigkeit wirtschaftlich herstellen? 
Zum 1. März 2010 trat das neue Wasserhaushaltsgesetz in Kraft. Nach § 33 WHG ist das Aufstau-
en, Entnehmen und Ableiten von Wasser nur zulässig, wenn eine ausreichende Mindestwasser-
führung gewährleistet wird. Gemäß § 34 WHG darf die Errichtung, wesentliche Änderung oder 
der Betrieb einer Stauanlage nur zugelassen werden, wenn die Durchgängigkeit des Gewässers 
erhalten oder wiederhergestellt wird, soweit dies für die Bewirtschaftungsziele des Gewässers 
erforderlich ist. § 35 WHG konkretisiert die ökologischen Anforderungen an Wasserkraftanlagen. 
Eine Nutzung darf demnach nur zugelassen werden, wenn auch geeignete Maßnahmen zum 
Schutz der Fischpopulation ergriffen werden. Damit soll sichergestellt werden, dass Fische bei 
ihrer Wanderung Wasserkraftanlagen grundsätzlich unbeschadet passieren können. 

Erfolgreicher Feldversuch

Thomas Fuchs
Rehart GmbH
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Wasserkraft in Bayern
Wo unser Strom daheim ist

Regional
Unabhängig
Ökologisch
Unendlich 
Immer verfügbar 
Nachhaltig 
Preiswert 
Klimafreundlich 
Bestens bewährt 

TU Graz

Unverzichtbare Begleiter

Hätten sie gedacht, dass Turbinen und Pumpen auch in ihrem täglichen Leben eine 
bedeutende Rolle spielen? Geht man der Definition dieser Maschinen genauer auf 
den Grund, ist dies durchaus rasch erkennbar. Die Aufgabe solcher Maschinen besteht 
in der Energieumwandlung. Diese findet z.B. statt, wenn eine Pumpe eine Flüssigkeit 
in Bewegung setzt und ihr dadurch Energie zuführt. Hier mag dem Einen oder Anderen 
in der heißen Jahreszeit sofort die Umwälzpumpe eines Schwimmbades in den Sinn 
kommen. Aber spätestens wenn es draußen wieder zu frösteln beginnt, hoffen wir alle 
auf ausfallsfrei funktionierende Pumpen im Heizraum. Die ältesten Pumpen haben 
übrigens schon die alten Ägypter vor 5000 Jahren zur Feldbewässerung eingesetzt.

Eine Energieumwandlung findet unter 
anderem auch bei der Erzeugung von 
Elektrizität durch Wasserkraft statt. Die-
se spielt nicht erst seit der Energiewende 
eine bedeutende Rolle, sondern dient 
bereits über Jahrzehnte als saubere und 
emissionsfreie Form der Elektrizitätser-
zeugung. Zur Umwandlung der Energie 
aus Wasser in Elektrizität sind Turbinen 
ein unverzichtbarer Bestandteil. Welche 
bedeutende Rolle Turbinen für die ener-
getische Nutzung von Wasser darstellen, 
zeigen folgende Kennwerte:

In Bayern gilt die Wasserkraft als die 
wichtigste erneuerbare Energiequelle bei 
der Stromerzeugung und leistet hier ei-
nen Anteil von 32,9 %. Die gesamte 
Bruttostromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien betrug im Jahr 2015 34.100 
Gigawattstunden. Alleine 11.200 Giga-
wattstunden daraus wurden in Bayern 
aus Wasserkraft gewonnen (Quelle: Bay-
erisches Landesamt für Statistik).  Auch 
in Österreich spielt die Wasserkraft eine 
bedeutende Rolle. Hier leistet sie an der 
gesamten österreichischen Bruttostro-
merzeugung sogar einen Anteil von 69 
%. Mit ihr werden pro Jahr nahezu 
39.800 Gigawattstunden Strom produ-
ziert. Dies entspricht einem Anteil von 
über 79 % der gesamten Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien (Quelle: Sta-
tistik Austria). 

Die ständige Forschung an Turbinen 
stellt gerade deshalb eine wichtige Aufga-
be dar, um diese in ihrem Einsatz zu ver-
bessern. Damit Optimierungen durch- 
geführt werden können, werden z.B. an 
bestehenden Turbinen Geschwindigkei-
ten, Drücke, Kräfte, Wirkungsgrade und 
das Kavitationsverhalten berechnet und 
am Prüfstand gemessen. Dem Praktiker 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ist jedoch klar, dass eine Maschine nie-
mals für sich alleine, isoliert betrachtet 
werden darf, da sich alle Komponenten 
einer Anlage stets gegenseitig beeinflussen. 
So muss man beispielsweise auch Arma-
turen, Ventile und weit verzweigte Rohr-
leitungssysteme mit ins Kalkül ziehen. 

Für die komplexen Aufgaben für strö-
mungstechnische Fragestellungen im an-
wendungsorientierten Maschinenbau für 
Turbinen, Pumpen, Armaturen und Sys-
teme bedarf es Experten in der Lehre und 
Forschung und zur Unterstützung bei 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Problemstellungen aus der Wirtschaft 
und Industrie, wie auch in der Weiterbil-
dung. In all diesen Bereichen geben wir 
gerne unser Wissen und unsere Erfah-
rung weiter. Denn Turbinen und Pum-
pen werden auch zukünftig in unserem 
täglichen Leben eine bedeutende Rolle 
spielen. 

Wasserkraft in Österreich

Experten sind gefragt

 
Blick ins Krafthaus eines Kleinwasserkraftwerkes
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Im vergangenen Dezember hat die bayerische DIVE Turbinen 
GmbH & Co. KG das dritte Kraftwerk in Kroatien ‚Dabrova 
Dolina‘ (deutsch: ‚Bibertal‘) mit einer Leistung von 280kW in 
Betrieb genommen. Die besondere Herausforderung bei der 
Planung und Konzeption der Anlage war der Naturschutz: die 
optischen Veränderungen am bestehenden Wasserfall soll-
ten so gering wie möglich ausfallen. Daher wurde die Turbine 
in einer unterirdischen Druckkammer installiert. Zum Schutz 
der Lebewesen rund um das Kraftwerk wurden ein Feinre-
chen und eine fischfreundliche DIVE-Turbine installiert.

Die Bauarbeiten für das neue Kraftwerk am Fluss Mrežnica in Kro-
atien hatten im Frühling 2016 begonnen. Zulaufrohr und Turbine 
wurden unterirdisch verbaut. Die Turbine wurde in eine Druck-
kammer aus Stahl eingesetzt. Diese Kammer ist ein geschlossenes 
zylindrisches Stahlgehäuse, das auf einem Betonfundament im 
Boden verankert ist. Die Turbine wird durch einen Deckel von 
oben in die Kammer eingehoben. Diese Bauweise ist möglich, da 
bei der eingebauten DIVE-Turbine der Permanentmagnet-Genera-
tor direkt, ohne mechanische Übersetzung, oberhalb der Turbine 
sitzt. Das Gesamtsystem aus Generator und Turbine ist damit dau-
erhaft überspült und wassergekühlt. Die Grundlage dieses Konzepts 
ist das verschleißfreie Dichtsystem der DIVE-Turbine.

Wichtig war, dass die Turbine vor dem Wintereinbruch eingebaut 
wurde, da der Zugang zum Standort mit schwerem Gerät bei 
Schnee nicht mehr möglich sein würde. Die gesamte Montage 
musste daher vor dem ersten Schnee beendet sein, so dass der Kran 
und andere Baumaschinen das Gelände noch rechtzeitig verlassen 
konnten. 

Da sich das Kraftwerk ‚Dabrova Dolina‘ am Fluss Mrežnica befin-
det, spielte bei der Bewilligung das Thema Naturschutz eine große 
Rolle: Die Turbinenkammer und die Zulaufrohre sind daher unter-
irdisch und somit nicht sichtbar. So sind zum Einen die optischen 
Veränderungen minimal, zum Anderen treten bei der überspülten 
und getriebefreien DIVE-Turbine keine störenden Vibrationen 
und Lärm auf.

Der Einlauf des Kraftwerks wurde so gestaltet, dass der vorhandene 
Wasserfall nie trockenfällt, außerdem erfolgt die Wasserentnahme 
ohne Wehrbauwerk. Der Auf- und Abstieg der Lebewesen ist wei-
terhin über den Wasserfall und die rampenartige Struktur am Ran-
de des Wasserfalls möglich. In Kombination mit einem Feinrechen 
und der fischfreundlichen DIVE-Turbine ist so ein zukunftsweisen-
des ökologisches Vorzeigeprojekt entstanden. 

Die Turbine wurde pünktlich vor dem Wintereinbruch im De-
zember in Betrieb genommen. Sie hat einen Laufraddurchmes-
ser von 1080mm und eine Leistung von 280kW. Sie ist damit 
bislang die leistungsstärkste DIVE-Turbine in Kroatien. Zwei 
weitere kroatische DIVE-Kraftwerke mit Leistungen von 
100kW und 130kW sind bereits 2015 und Anfang 2016 in Be-
trieb gegangen.

DIVE-Turbine Bibertal

Ökologisches Kraftwerk aus Bayern

Minimale optische Veränderungen, 
keine störenden Vibrationen

Der Zulauf zum Kraftwerk Dabrova Dolina aus der Luft. 
Die Wasserentnahme erfolgt ohne Wehrbauwerk.

Container mit E-Technik und DIVE-Turbine 
bei der Verladung im DIVE-Werk in Amorbach.

Das Kraftwerk Dabrova Dolina: 
Die DIVE-Turbine befindet sich unterhalb des roten Deckels.
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IMPRESSIONEN

6. BAYERISCHES 
WASSERKRAFT
FORUM

17. Mai 2018 in Neunburg vorm Wald

Terminhinweis

www.bayerisches-wasserkraftforum.de
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D
on

au
-K

ra
ftw

er
k 

R
eg

en
sb

ur
g 

 w
w

w
.r

m
d

.d
e

GZ-Wasserkraft-Doku_2016-27_GZ-Wasserkraft-Doku_2016-27.qxd  10.10.16  12:36  Seite 24


	GZ_2017_NR_12
	bg17062901
	bg17062902
	bg17062903
	bg17062904
	bg17062905
	bg17062906
	bg17062907
	bg17062908
	bg17062909
	bg17062910
	bg17062911
	bg17062912
	bg17062913
	bg17062914
	bg17062915
	bg17062916

	SD_201712_Bayerisches WasserkraftForum_Sonderdruck

